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Beschäftigungsprogramm

Kann die Arbeiterbewegung den Druck und das Elend der 
Arbeitslosigkeit mildern, und unter welchen Bedingungen?
Nach den Abmachungen, die der DGB 
Anfang Dezember mit der SPD-Bun­
destagsfraktion getroffen hat, wird die 
Bundesregierung Ende Januar, nach 
der Vorlage des Jahreswirtschaftsbe­
richts, über ein Beschäftigungspro­
gramm beraten, das der DGB seit ei­
nem Dreivierteljahr verlangt.

Welche Reformerwartungen hatten 
sich an die Regierungsverantwortung 
der SPD geknüpft, welche Hoffnun­
gen, daß den übelsten Erscheinungen 
des kapitalistischen Wirtschaftens 
durch staatliche Eingriffe beizukom­
men wäre. Um so bitterer ist die Bi­
lanz, die die in den Gewerkschaften tä­
tigen Sozialdemokraten nun ihren in 
der Regierung tätigen Parteifreunden 
vorlegen und deren Hauptschwerpunk­
te positiv in drei Zielsetzungen des 
DGB-Beschäftigungsprogramms zu­

Nach Angaben des Bundesministers für Forschung und Technologie werden in 
den nächsten fünf Jahren 300000 Arbeitsplätze durch Anwendung der Elektro­
nik wegrationalisiert.
sammengefaßt sind: „dem zu befürch­
tenden dramatischen Anstieg der Ar­
beitslosigkeit im kommenden Jahr­
zehnt entgegenzuwirken“, „eine um­
weltfreundliche und der Devise ,Weg 
vom Ö1‘ entsprechende Energieversor­
gung der Bundesrepublik sicherzustel­
len und damit das durch die Ölabhän­
gigkeit bedingte Leistungsbilanzdefizit 
abzubauen“ und „die Lebens- und 
Umweltqualität in der Bundesrepublik 
zu verbessern“.

Auf 1,7 Millionen ist im Dezember 
die Zahl der arbeitslos Gemeldeten ge­
stiegen; rund weitere 800000 sind ar­
beitslos und arbeitssuchend, aber nicht 

bei den Arbeitsämtern registriert, da 
sie ohnehin weder Arbeitslosengeld 
noch Arbeitsvermittlung zu erwarten 
haben. Im nächsten Monat soll nach 
den Voraussagen der Bundesanstalt für 
Arbeit die offizielle Arbeitslosenzahl 
die Zwei-Millionen-Marke überschrei­
ten, und für die nächsten Jahre rech­
nen die Wirtschaftsinstitute mit einer 
Dauerarbeitslosigkeit von bis zu drei 
Millionen: eine grausame Bescheini­
gung für die Trostlosigkeit gesell­
schaftlicher Verhältnisse, in denen Exi­
stenzunsicherheit und Verzweiflung 
zur alltäglichen Erfahrung der Arbei­
terbevölkerung werden.

In krassem Widerspruch zu der un­
geheuerlichen Verschwendung gesell­
schaftlicher Produktivkräfte, zu der 
Beschäftigungslosigkeit von Millionen 
steht die Erscheinung, daß grundlegen­

de gesellschaftliche Bedürfnisse unbe­
friedigt bleiben, die nur durch gesell­
schaftlich organisierte Arbeit zu befrie­
digen sind. Ist nicht die „Lebensquali­
tät“ der Arbeiterbevölkerung und ih­
rer Jugend, die eine eigene Existenz 
gründen will, entschieden durch Woh­
nungsnot, durch Unterversorgung mit 
Wohnungen in ausreichender Qualität 
beeinträchtigt? Unzureichende Ver­
kehrsverbindungen, insbesondere im 
öffentlichen Nahverkehr und außer­
halb der großen Pendlerströme, kosten 
die Lohnabhängigen Zeit und Nerven. 
Die Zerstörung der Umwelt etwa durch 
die Verseuchung der Gewässer, die 
nicht oder nur mangelhaft saniert wer­

den, drückt auf die Gesundheit und 
ruiniert die allgemeinen Lebensbedin­
gungen der arbeitenden Klassen. Für 
die Schul- und Berufsausbildung ihrer 
Jugend fehlen allein schon ausreichen­
de sachliche Voraussetzungen, Gebäu­
de, Klassenräume, Ausstattungen, feh­
len Lehrer, obwohl diese in großer 
Zahl arbeitslos sind. Selbst die durch­
aus zweischneidige, weil gegen Chauvi­
nismus nicht standfeste Kritik des 
DGB an der Energiepolitik stellt der 
herrschenden Klasse ein erbärmliches 
Zeugnis aus, ihrer Verschwendung von 
Reichtümern einerseits und ihrer Unfä­
higkeit und ihrem Unwillen anderer­
seits, vorhandene natürliche Ressour­
cen wirklich zu erschließen.

Tatsächlich handelt es sich bei den 
DGB-Forderungen um mehr als ein 
bloßes Beschäftigungsprogramm: Die 
in den Gewerkschaften tätigen Sozial­
demokraten antworten auf die Krise 
der kapitalistisch organisierten Wirt­
schaft mit einem Reformprogramm. 
So fordert der DGB gegen die Unter­
versorgung mit Wohnungen in ausrei­
chender Qualität v.a. die Förderung 
des sozialen Mietwohnungsbaus in Bal­
lungsgebieten, die Fortführung beson­
derer Wohnungsbauprogramme, z.B. 
für Bergarbeiter oder Studenten, „so­
zial gezielte“ Wohnungsmodernisie­
rungsprogramme, die Verbesserung 
der Lebensbedingungen in den Städten 
und Gemeinden u.a. durch Lärm­
schutzmaßnahmen und Verkehrsberu­
higung. Gegen die unzureichenden 
Verkehrsverhältnisse u.a. den Ausbau 
des kommunalen öffentlichen Perso­
nennahverkehrs und die Beseitigung 
von Verkehrsengpässen. Gegen die 
Zerstörung der Umwelt den Ausbau 
und die Erneuerung der Entsorgungs­
systeme (z.B. Abfallbeseitigung) und 
die Sanierung der Flüsse und Seen zur 
besseren Trinkwasserversorgung. „Zur 
Verbesserung der Qualität von Bildung 
und beruflicher Bildung“ insbesondere 
den Bau und Ausbau moderner Schu­
len (v.a. Gesamt- und Ganztagsschu­
len; berufliche Schulen), die Eingliede­
rung der Kinder der ausländischen 
Lohnabhängigen, mehr Lehrer und 
kleinere Klassen.

Im Dezember hatte der DGB-Vor­
stand in Verhandlungen mit den Bun­
destagsparteien, der Bundesregierung, 
der Bundesbank, Kapitalistenverbän­
den, dem Deutschen Städtetag und 
dem Deutschen Mieterbund die neue 
Runde zur Durchsetzung seines Forde­
rungsprogramms eingeleitet. Die SPD-
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Einzelhandel 1981: reales Umsatzminus 2 3%
deutlich schlechtere Lebenshaltung der Massen

1981 ist der reale Umsatz des gesam­
ten Einzelhandels zwischen 2 und 3% 
zurückgegangen, schätzt die Haupt­
gemeinschaft des Deutschen Einzel­
handels.

Ein reales Umsatzminus gab es im 
westdeutschen Einzelhandel bisher 
nur 1974 mit 1,4%. Mit einem weite­
ren Rückgang rechnen die Einzelhan­
delskapitalisten für die nächsten 
sechs Monate, und zwar um weitere 
zwei Prozent des Realumsatzes. Die­
se Zahlen zeigen die starke und zu­
nehmende Verschlechterung für die 
Lebensbedingungen der lohnabhän­
gigen Massen an.

Die Lohnabhängigen sind gezwun­
gen, bestimmte Waren aus ihrem 
Verbrauch zu streichen, weniger zu 
kaufen und auf billigere und andere, 
schlechtere Waren umzusteigen. Der 
Lebensmittelhandel schätzt eben­
falls, daß der Rückgang des realen 
Umsatzes sich weiter entwickelt, für 
das nächste halbe Jahr wird ein reales 
Umsatzminus von 2% erwartet. Bei 
bestimmten Frisch waren würde ,,zu­
nehmend auf ein günstiges Verhältnis 
zwischen Preis und Qualität geach­
tet.“ ,,Deutliche Verlagerung zugun­
sten anderer Frischwaren sind in den 
Bereichen hochwertiges Frisch­
fleisch, Spirituosen sowie bei Süßwa­
ren und Säften zu verzeichnen.“ 
Statt Schnitzel also Bauchfleisch, 
statt Apfelsinensaft also ,,Getränk 
mit 2%-Saftzusatz“. Noch weiter am 
Gemüse einzusparen ist nicht mög­
lich, denn der jährliche Pro-Kopf- 
Verbrauch beträgt in der Bundesre­
publik nur 79,9 kg, gegenüber durch­
schnittlich 116,6 kg in der EG.

Eine deutliche Entwicklung in 
Richtung Aufspaltung des Marktes 
ist festzustellen. Die Leute kaufen die 
alltäglichen Waren öfter in den billi­
geren SB-Warenhäusern. Wenn sie 
hohe Anforderungen an Dauerhaf­
tigkeit und Qualität stellen müssen, 
gehen sie mehr zum Fachhandel. In 
den ,,mittleren Preislagen“ wird zu­
nehmend weniger gekauft, vor allem 
bei Textilien. Diese Entwicklung ha­
ben besonders die Kaufhauskonzerne 
zu spüren bekommen, deren Umsatz 
real zwischen 5 und 6% zurückging.

Am meisten mußten die Lohnab­
hängigen bei den langlebigen Ge­
brauchsgütern sparen. Lebensmittel 
muß man kaufen, auch wenn man 
gezwungen ist, in der Qualität und 
der Menge herunterzugehen. Der Er­
satz für die alte Waschmaschine kann 
verschoben werden, auch wenn der 

Neukauf günstiger wäre als die noch­
malige Reparatur.

1980 hatten die 4-Personenhaus- 
halte von Arbeitern und Angestellten 
mit mittlerem Einkommen zu 80% 
einen Wagen. Hier können die Lohn­
abhängigen nicht oder nur mit sehr 
schwerwiegenden Auswirkungen 
streichen. Möglich ist, die Neuan­
schaffung zu verschieben. Von März 
bis Oktober 1981 ist der Verkauf von 
Neuwagen beständig zurückgegan­
gen. Die Erstzulassungen gingen von 
Januar bis November 81 gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum um 4,5% zu­
rück. Die Verbrauchsstatistiken aus­
gewählter privater Haushalte zeigten 
schon 1980 gegenüber 1979 eine star­
ke Senkung der Ausgaben ,,Neukauf 
von Personenkraftwagen“: Die 4- 
Personenhaushalte von Arbeitern 
und Angestellten mit mittlerem Ein­
kommen gaben 1980 38% weniger 
dafür aus. Nicht nur kauften weniger 
Haushalte einen Wagen, je Kauf 
Wurde im Durchschnitt weniger aus-

Kaufhäuser 1982: Weniger Beschäf­
tigte, beständig mehr Arbeit

gegeben, 1980 waren es 7 999 DM, 
1979 9644 DM. Gebrauchtwagen 
wurden mehr gekauft und kleinere 
Neu wagen.

Für den Kauf eines neuen Wagens 
ist meistens ein Kredit erforderlich. 
Wie schlecht die Finanzlage der 
Lohnabhängigenhaushalte geworden 
ist, zeigt die Entwicklung der Konsu­
mentenkredite von Lohnabhängigen. 
Das Kreditvolumen nahm zwar ge­
genüber 1980 um 10% zu. Die Steige­
rung beruhte aber nur auf Verlänge­
rung von früher aufgenommenen 
Krediten. Der Lohn reicht nicht, Kre­
dit und Lebenshaltung zu zahlen.

Fraktion ,,stimmte überein“, aber sie 
hatte auch schon vorher übereinge­
stimmt und den Forderungen dennoch, 
als es darauf angekommen wäre, näm­
lich in der Haushaltsauseinanderset­
zung, die Unterstützung verweigert. 
Der Deutsche Mieterbund und der 
Deutsche Städtetag sagten den Ge­
werkschaften Unterstützung zu, letzte­
rer deshalb, weil der DGB sich gegen 
die weitere Senkung und für eine Erhö­
hung der Gewerbesteuer und z.T. für 
die Stärkung der Kommunen, die rund 
70% des Beschäftigungsprogramms 
abwickeln würden, gegenüber dem 
Bund einsetzt.

Natürlich, ,,Beschäftigung“ wollen 
die Kapitalistenverbände, die Konser­
vativen und Liberalen auch, von den 
Reformzielen des DGB und vor allem 
von den Kosten des Programms dage­
gen nicht das Geringste wissen, und 
wie ,,Beschäftigung“ zu erreichen sei, 
darüber haben sie gänzlich andere Vor­
stellungen. Ihr erstes Ziel ist die brutale 
Lohnsenkung, mit direkten und indi­
rekten Mitteln erzwungen. Mit direk­
ten: „In unserer Lage wäre am be­
kömmlichsten für alle eine allgemeine 
Lohn- und Gehaltserhöhungspause“, 
drängt beispielsweise der CDU-Abge­
ordnete Häfele („Handelsblatt“ v. 
8.1.). Einige Wochen zuvor hatte das 
Kieler Institut für Weltwirtschaft sogar 
Lohnkürzungen in „Problembran­
chen“ angeraten. Mit indirekten: „Ar­
beit muß sich in jedem Fall lohnen“, 
so wiederum Häfele. Die Reaktion will 
neben weiteren Zwangskürzungen bei 
Versicherungs- und staatlichen Lei­
stungen vor allem die drastische Kür­
zung des Arbeitslosengeldes, so daß 
sich „Arbeit wieder lohnt“, wenn auch 
nicht durch den Lohn, der durch den 
Verkauf der Arbeitskraft zu erzielen 
ist, dann doch durch den Hunger, den 
die Reaktionäre den Arbeitslosen ver­
schreiben und mit dem sie sie zur Ar­
beit um jeden Preis treiben wollen.

Eine Folge solcher „Beschäftigungs­
politik“ ist gewiß: Das Elend der Ar­
beiterbevölkerung, ob in Beschäfti­
gung oder beschäftigungslos, wächst. 
Höchst zweifelhaft ist dagegen, daß die 
Finanzbourgeoisie, ließe sich die Ge­
werkschaftsbewegung darauf ein, ihr 
Versprechen auf „Beschäftigung“ er­
füllen würde. Die Ursache der Massen­
arbeitslosigkeit sind mitnichten die an­
geblich zu hohen Löhne - wie wäre 
dann möglich, daß d’e Arbeitslosigkeit 
in den schlechtest gezahlten Beschäfti­
gungen ungleich höher ist als in den 
besser gezahlten? Ursache ist die 
durchgreifende Rationalisierung in den 
Fabriken und Büros, die rasante Ver­
nichtung nicht mehr konkurrenzfähi­
ger Kapitale - Konkurse meist kleiner 
Unternehmen, denen durch die hohen 
Zinsen der Todesstoß versetzt wird, 
Stillegung veralteter Anlagen, oft gan­
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zer Betriebe; Ursache ist auch, daß die 
Kapitalisten im Kampf um den Welt­
markt wie nie zuvor Kapital exportie­
ren und dabei oft ganze Produktionen 
in andere Länder verlagern.

Dieser Prozeß würde nicht gestoppt, 
sondern noch beschleunigt. Durch die 
Senkung des Lebensstandards der 
lohnabhängigen Bevölkerung, die ih­
nen zusätzliche Mittel in die Hände 
spült, werden die Finanzbourgeois zu 
neuen Rationalisierungen geradezu er­
muntert, können sie ihren Vorsprung 
vor kleineren Konkurrenten noch wei­
ter ausbauen, ihre Vernichtung voran­
treiben, können sie nicht zuletzt den 
Kapitalexport noch steigern.

Gegen den Ansturm auf den Lohn 
bzw. das gesamte Einkommen der 
Lohnabhängigen, zu dem die Finanz­
bourgeoisie samt ihrer Politiker und 
Ideologen angesetzt hat, enthält das 
DGB-Beschäftigungsprogramm offene 
Flanken. Es ist sogar zu befürchten, 
daß sich die DGB-Gewerkschaften in 
ihrem Widerstand gegen die im vergan­
genen Jahr noch beschlossenen 
Zwangskürzungsmaßnahmen haben 
lähmen lassen durch die Hoffnung, um 
so eher würde ihrer Forderung nach 
dem Beschäftigungsprogramm ent-

Der DGB fordert Wohnungsbau- und 
-modernisierungsprogramme.

sprochen. Denn mit Ausnahme der 
Kürzungen im öffentlichen Dienst, ge­
gen die die betroffenen Gewerkschaf­
ten den Kampf organisieren und die 
noch längst nicht durchgesetzt sind, 
sind diese Maßnahmen zur Tatsache 
geworden, ohne daß die Gewerkschaf­
ten wirklich alle Kräfte mobilisiert hät­
ten zur Verhinderung. Tatsächlich ent­
hält das gesamte Beschäftigungspro­
gramm nicht eine einzige Forderung, 

mit der sich der ,,Spar“wut von Bun­
desregierung, Bundestag und Bundes­
rat und dem Lohnraub der Kapitalisten 
entgegentreten ließe. Im Gegenteil las­
sen die Sorgen über die „Produktions­
kosten“, im ersten Teil des Programms 
entwickelt, den Schluß zu, daß so man­
cher niedrige Tarifabschlüsse in Kauf 
nähme, wenn dies nur zur Verminde­
rung der Arbeitslosigkeit führe. Und 
auch die Forderungen zur Finanzie­
rung des Programms (durch neue Kre­
dite, Umschichtung der öffentlichen 
Ausgaben und Investitionshilfen und - 
anreize für die Kapitalisten, jedoch mit 
Auflagen) schließen die Inkaufnahme 
weiterer Steuererhöhungen oder 
Zwangskürzungen oder von beidem 
nicht wasserdicht aus.

Viel wäre jedoch gewonnen, wenn 
die Gewerkschaftsbewegung sich auf 
dreierlei einigt: Erstens, daß sie bei der 
„Umschichtung der öffentlichen Aus­
gaben“ zur Finanzierung des Pro­
gramms v.a. den Rüstungshaushalt ins 
Visier nimmt, daß sie zweitens für die 
Umschichtung zugunsten der Gemein­
den gegenüber Bund und Ländern ein­
tritt. Drittens, daß sie die Forderung 
nach Verbot des Kapitalexports in ihr 
Kampfprogramm aufnimmt.

F.D.P.-Vorschlag für Lohnsenkung: ,,Beteili­
gung der Arbeitnehmer am Risikokapital“
Die hohe Arbeitslosigkeit wird in den 
letzten Monaten immer mehr als Ar­
gument angeführt, den Kapitalisten 
Steuererleichterungen und bessere 
Investitionsbedingungen durch die 
Parteien und Regierung zuzubilligen. 
Der Bundesvorstand der F.D.P. hat 
im Rahmen der Bundeshaushaltsbe­
ratungen ein liberales Horrorpapier 
über die ,,Initiativen zur Überwin­
dung der Arbeitslosigkeit“ beschlos­
sen. Frech stellte das Papier ange­
sichts der Dauerarbeitslosigkeit fest: 
„Die Wiederherstellung der Vollbe­
schäftigung kann nicht von heute auf 
morgen gelingen“. Dies nimmt der 
F.D.P.-Vorstand als Grund, unter 
dem Kapitel „Weniger Konsum, 
mehr Investition“ ein umfassendes 
Förderungsprogramm für die Kapita­
listen vorzuschlagen. Für eine Ge­
werkschaftsveranstaltung mit F.D.P.- 
Politikern ein ergiebiges Thema. Ei­
nen Gipfelpunkt bildet der Vorschlag 
nach „Beteiligung der Arbeitnehmer 
am Risikokapital“:

„Die Beteiligung der Arbeitneh­
mer an Gewinn und Verlust erhöht 
das Interesse der Arbeitnehmer am 
Schicksal ihres Unternehmens. Die 
Beteiligung am Produktivvermögen 

ist nicht nur verteilungspolitisch er­
wünscht, sondern auch unter Mitbe­
stimmungsgesichtspunkten für Libera­
le anzustreben.“

Der Vorschlag zieht Kreise. Das Jah­
reswirtschaftsgutachten und das Kieler 
Institut für Weltwirtschaft unterbrei­
ten gleiches. Derartige Vorschläge sind 
aber nicht neu. Anfang der siebziger 
Jahre hat das vermögenswirksame 
Sparen erst einmal dazu geführt, daß 
eine große Kapitalsumme in die Hände 
der Banken und Konzerne floß. Seit 
Jahren versuchen die Kapitalisten, aus­
ländische Konkurrenten nach Rationa­
lisierung und Intensivierung der Arbeit 
- die immer erst Investitionen bedür­
fen — mit neuen billigeren Waren auf 
dem Weltmarkt den Extraprofit abzu­
jagen.

Sind die Betriebs- und Personalräte 
laut Gesetz verpflichtet, „zum Wohle 
des Betriebes“ zu handeln, soll die Un­
ternehmensbeteiligung nicht nur die 
Arbeit der Betriebsräte binden, son­
dern ideologisch auf „ein Gemein­
wohl“ beziehen. Im übrigen zeigen alle 
Erfahrungen bei Betrieben, die eine 
Unternehmensbeteiligung praktizieren, 
daß die Jahreslohnsumme nicht höher 
und die Arbeit der Betriebsräte durch 
dieses „Prämiensystem“ erschwert ist.

Der F.D.P.-Vorschlag ist aber vor 
allem aus aktuellen Gründen vor den 
beginnenden Lohntarifverhandlun­
gen gemacht. So soll sich Wilhelm 
Christians von der Deutschen Bank 
gegenüber einem Vorschlag der Deut­
schen Angestellten Gewerkschaft, ei­
nen Teil der zu vereinbarenden 
Lohnerhöhung als Darlehen des Ar­
beitnehmers dem Betrieb zu belassen, 
„kritisch aufgeschlosen“ gezeigt ha­
ben. Der deutliche Rechtsschwenk 
der Liberalen ist Tatsache, und ein 
Zusammenwirken der DAG und der 
christlichen Gewerkschaften auf sol­
che Ziele hin nicht wünschbar.

In den „Freiburger Thesen“ von 
1971, die die Programmatik der 
F.D.P. seither bestimmten, ist die 
Mitbestimmung nicht so reaktionär 
gefaßt, wie sie die F.D.P. in den letz­
ten Jahren und jetzt in ihren Vor­
schlägen fordert. Dort ist nur in der 
These 11 von „Unternehmensmodel­
len“ die Rede. Erläuternd heißt es: 
„Sie kann jedoch weder die Organi­
sationsstruktur für eine volle Selbst­
bestimmung des Faktors Arbeit im 
Wirtschaftsleben, noch für eine dem 
Faktor Kapital grundsätzlich gleich­
berechtigte Ertragsbeteiligung des 
Faktors Arbeit darstellen.“
Quelle: Schriftenreihe der F.D.P. Bundesge­
schäft!sstelle, Thomas-Dehler-Haus, 5300 Bonn 
1: Liberale Initiative zur Überwindung der Ar­
beitslosigkeit.
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Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

N ATO-Ministerkonferenz ,,geeint“ ?

Mit Ach und Krach ist auf der 
NATO-Ministerkonferenz am 
11.1.82 herausgekommen, daß 
jeder Bündnispartner „in 
Übereinstimmung mit seiner 
eigenen Situation“ wirtschaft­
liche Maßnahmen ,,prüfen“ 
werde. Keineswegs sind also 
die Differenzen zwischen der 
BRD und ihren Hauptkonkur­
renten in NATO und EG aus­
gestanden. Daß Einmischung 
in Polen sein muß, war und ist 
unumstritten, der Streit geht 
ums „Wie“. Vorausgegangen 
waren der NATO-Konferenz 
Schmidts USA-Besuch und die 
Erklärung der EG-Außenmini­
ster zu Polen. Die BRD-Impe- 
rialisten haben zu beiden An­
lässen unmißverständlich klar­
gelegt, daß sie nicht bereit 
sind, sich den Wirtschafts­
sanktionen der USA gegen­
über Polen und der Sowjet­
union anzuschließen.

Die holländische Zeitung 
„Volkskrant“ wittert, daß es

Parteispenden - 
reaktionäre Pläne

Die Schatzmeister der bürgerli­
chen Parteien CDU, SPD und 
F.D.P. werden beschuldigt, il­
legale Spenden und Schmier­
gelder von großen Konzernen 
entgegengenommen zu haben. 
Konzernnamen wurden ge­
nannt: Unilever GmbH Ham­
burg, Flick Industrieverwal­
tung KGaG Düsseldorf, Hen­
kel KGaG Düsseldorf, VEBA 
AG Düsseldorf, Liebherr Ver­
zahntechnik Kempten/Allgäu 
und die Klinge Pharma GmbH 
& Co. München. Die Gelder 
der Kapitalisten fließen in den 
letzten Jahren aber zuneh­
mend über Vereinigungen mit 
„gemeinnützigen Zwecken“ 
im In- und Ausland an die Par­
teien. Der § 10b des Einkom­
menssteuergesetzes regelt, daß 
der Betrag steuerlich abgesetzt 
werden kann, wenn er bis zu 
5°7o (für wissenschaftliche und 
staatspolitische Zwecke 10%) 
der Einkünfte beträgt oder 
aber 2 von 1000 bezüglich des 
Umsatzes. Millionen von Gel­
dern sind über solche Umwege 
an die Parteien geflossen. Di­
rekte Parteienspenden dagegen 
können bis zu 1800 DM im 
Jahr steuerbegünstigend abge­
setzt werden.

Nachdem dies bekannt wur­
de und eine Amnestie für die 
Betrüger eine Woge der Empö­
rung auslösen würde, sprechen

um mehr als Polen geht: 
„...es ist ein tiefgreifender 
Argwohn im Spiel gegen eine 
Bundesrepublik, die die Ost­
politik und vor allem die 
deutsch-deutschen Beziehun­
gen immer gewichtiger werden 
läßt.“ Den westlichen Konkur­
renten sind die Höchstleistun­
gen der BRD in der wirtschaft­
lichen Infiltration der Ost­
märkte und Krediterpressung 
der RGW-Staaten zunehmend 
ein Dorn im Auge, zumal die 
Bundesregierung keinerlei An­
stalten macht, sich ihre Röh­
ren- oder Kreditgeschäfte 
durch amerikanische Sank­
tionswünsche beeinträchtigen 
zu lassen. ,,Es heißt, in Bonn 
sei man dafür, die polnische 
Regierung mit weiteren Kredit­
angeboten auf den Weg der 
Reformen zurückzuführen . .. 
Als Beweis für die Richtigkeit 
seiner These hatte Wischnews­
ki auf den Besuch des stellver­
tretenden Ministerpräsidenten

die bürgerlichen Politiker über 
eine Verfassungsänderung. 
Demnach sollen die Parteien 
im Artikel 21 des Grundgeset­
zes auch zu „gemeinnützigen 
Vereinigungen“ erklärt wer­
den. Dieser Vorschlag ist offen 
reaktionär und soll ermögli­
chen, daß die Kapitalisten die 
Parteien direkt und unter „le­
galen“ Bestimmungen finan­
zieren.

Demgegenüber sind die Ver­
fassungsbestimmungen des Ar­
tikel 21 zu den Parteien erhal­
tenswert: „Ihre innere Ord­
nung muß demokratischen 
Grundsätzen entsprechen. Sie 
müssen über die Herkunft ih­
rer Mittel öffentlich Rechen­
schaft geben.“ Vielen ist be­
kannt, daß diese Passage eine 
Abgrenzung gegen faschisti­
sche Kräfte und Positionen 
war und als Zugeständnis nach 
den Erfahrungen des Faschis­
mus zu werten ist.

Grüne: Kandidat mit 
brauner Vergangenheit 
Bei den Kandidatenaufstellun­
gen für die niedersächsischen 
Landtagswahlen am 21.3. fin­
det bei den Grünen ein besorg­
niserregender Vorgang statt. 
So wurde, trotz heftiger, be­
rechtigter Kritik von Teilen der 
Grünen und der Alternativen, 
der 48jährige Kaufmann Edgar 
Langer, der auch Mitglied des 
Landesvorstandes der Grünen 

in Bonn hingewiesen. Bei die­
ser Reise des polnischen Politi­
kers, so Wischnewski, sei es 
auch um Geld gegangen, und 
wenn es um Geld gehe, ließen 
die Polen an der Macht auch 
mit sich reden.“ (FAZ 11.1.) 
Vermutlich geht es schon wie­
der „um Geld“, wenn derzeit 
der Vorstandsvorsitzende der 
Dresdner Bank Friderichs in 
Warschau weilt.

Eine Sorge ganz anderer Art 
bereitet den NATO-Imperiali- 
sten die Tatsache, daß Grie­
chenland mehreren Punkten 
der NATO-Erklärung seine 
Zustimmung verweigerte - 
mit dem Hinweis auf die Mili­
tärdiktatur des NATO-Mit­
glieds Türkei. Hier müsse man 
sich noch etwas gedulden, so 
die FAZ, „da . .. eine Umbil­
dung des griechischen Kabi­
netts erst in einiger Zeit mög­
lich sein wird ...“ Es wäre 
nicht die erste NATO-adäqua- 
te „Kabinettsumbildung“ in 
Griechenland!

ist, als Direktkandidat für den 
Wahlkreis Hannover-Linden 
aufgestellt. Seine den Grünen 
und ihrem Landesvorstand 
nicht unbekannte frühere Mit­
gliedschaft in der faschisti­
schen „Vereinigung Deutsche 
Nationalversammlung“ stand 
dem nicht entgegen. Für diese 
faschistische Vereinigung ver­
fasste E. Langer 1971 die 
Schrift „Weltanschauliche 
Grundlagen für die Zukunft“. 
In ihr wird mit faschistischer 
Ideologie für ein Großdeut­
sches Reich geworben. So 
heißt es u.a.: ,,... ein dritter 
Teil des deutschen Volkes ist 
bereits auf dem Wege, sich in­
nerhalb des österreichischen 
Staates zu einer dritten eigenen 
Nation heranzubilden“.
Die Folgen des Verständnisses 
für „Vergangenheiten“: Nach 
den Kommunalwahlen heben 
Grüne Abgeordnete einen 
CDU-Bürgermeister in Lan­
genhagen in den Sattel. Der 
von 1975 -1981 amtierende 
Landesvorsitzende der Jungen 
Arbeitnehmerschaft in der 
CDU, Schmelich, wird keine 
drei Wochen nach seinem 
Wechsel zu den Grünen Di­
rektkandidat im Wahlkreis 
Duderstadt. Ob bei Schmelich, 
der DGB-Sekretär ist, die Ge­
werkschaftstätigkeit oder die 
ehemalige Funktion in der 
CDU den Ausschlag für seine 
Tätigkeit bei den Grünen ge­
ben wird, ist nicht geklärt.

Zahlungsfähige 
Lustigkeit

Das Bedürfnis eines zahlungs­
fähigen Publikums, jene un­
verbindlich handlungsarme 
Abart von Prostitution zu ge­
nießen, die das Pornoheft ver­
mittelt, lockt Investoren auf 
den Platz, ihr Kapitälchen zu 
riskieren. Redakteure, Fach­
kräfte für Fotographie, Gestal­
tung, diskreten Vertrieb sowie 
Darsteller finden sich zusam­
men, der Arbeitsmarkt wird 
belebt, Steuern werden fällig. 
Der Markt machts möglich.

Der Münchner Faschings­
verein Bavaria bedurfte auch 
dieses Jahr einer Prinzessin. 
Eine Befriedigung dieses Ge­
nußwunsches aus eigenen 
Kräften des Vereinskörpers er­
wies sich als schwierig. Auch 
hier hilft der Markt. Man gab 
eine Anzeige auf nach einem 
weiblichen Wesen, bereit, die­
sen Leuten darzustellen, was 
sie öffentlich sehen, aber nicht 
persönlich vorführen wollten. 
Der Markt erwies sich ausrei­
chend elastisch, auch für dies 
eigenartige Bedürfnis .

Samstags wurde Marlene im 
Kolpinghaus der Öffentlich­
keit vorgestellt. Dienstag er­
wies sich, daß die Konsumen- 
lenkreise von Pornoheften und 
Faschingsprinzessinnen sich 
überschneiden. Marlenes dar­
stellerische Mitwirkung in der 
Pornoindustrie bewog den 
Vereinsvorstand, Marlene ih­
res Amtes zu entheben.

Die Bildzeitung - aus der 
alle hier verwendeten Tatsa­
chen entnommen sind - ver­
breitete die Botschaft mit vol­
ler Angabe des bürgerlichen 
Namens, des Berufes, des Ar­
beitsplatzes, des Wohnortes 
und des ländlichen Herkunfts­
gebietes der jungen Frau. Mit 
Bildern, einmal mit Krönchen, 
ein andermal in Strapsen.

Das unappetitliche Vereins­
geschwür mit hohem sittlichen 
Standard stieß bei seiner Suche 
nach einem prinzeßlichen Ob­
jekt mit deutlich niedrigerem 
auf Marlene, die bereits dar­
stellerisch tätig war und sich 
den kombinierten Tätschel-& 
Tuschelangriffen organisierter 
Lustigkeit gewachsen fühlen 
durfte. Nun wimmelt Sittlich­
keit: Der anonyme Angeber 
und Pornoheftkonsument, der 
getäuschte Vereinsvorstand, 
die namenlosen Redakteure 
und Fotographen des Maga­
zins, sein distinguierter Geld­
geber, die Bildzeitungsrepor­
ter, alle außer Marlene, deren 
Tätigkeit bloß Ergebnis der 
zahlungsfähigen Bedürfnisse 
jener war.
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Gemeinden

Die Bundes-Haushaltsbeschlüsse span­
nen die finanzielle Lage weiter an
Nach einer Steigerung von durch­
schnittlich fast 10% 1980 und von über 
10% 1981 haben die Gemeinden für 
dieses Jahr noch weitaus drastischere 
Erhöhungen der Gebühren und Beiträ­
ge angekündigt. München z.B. wird 
u.a. die Volkshochschul-Gebühren um 
60%, die Straßenreinigungsgebühren 
um 47% und die Friedhofsgebühren 
um 17% erhöhen, in Köln steigen etwa 
die Eintrittspreise für Theaterbesucher 
um 30 bis 50%, in Bochum und Stutt­
gart werden u.a. die Eintrittspreise für 
Sport- und Freizeiteinrichtungen um 
15% teurer, usw. usf.

Zwar scheint auf den ersten Blick, 
als befänden sich die Gemeindehaus­
halte in ausgeglichenerem Zustand als 
der Bundeshaushalt oder die Länder­
haushalte. Ihre Nettoverschuldung ist 
nicht nur weitaus niedriger, sondern 
wächst auch deutlich langsamer. Doch 
dieser Eindruck täuscht über die unge­
heuren Belastungen, denen die Ge­
meinden in der nächsten Zukunft aus­
gesetzt sind und die allesamt als Sta­
chel zu weiteren Zwangskürzungs- und 
Ausplünderungsmaßnahmen wirken.

Infolge der 1979 von der Bundesre­
gierung beschlossenen Abschaffung 
der Lohnsummensteuer, der Senkung 
der Gewerbesteuerhebesätze und der 
Erhöhung des Freibetrags der Gewer­
beertragssteuer wurden die Kapitali­
sten allein 1980 um rund 4 Mrd. DM 
entlastet. Diese 4 Mrd. pro Jahr fehlen 
den Gemeinden. Zwar wurden sie v.a. 
durch die Erhöhung ihres Anteils an 
der Lohn- und Einkommenssteuer von 
14 auf 15% ,»entschädigt“ (ihr Interes­
se an der Lohnsteuerauspressung da­
mit angeheizt). Doch schon droht die 
Bundesregierung mit ,,gerechterer Ein­
nahmeverteilung“, d.h. mit der Kür­
zung des Steueranteils der Gemeinden 
zugunsten des Bundes, so daß diese 
schließlich doch die volle Last der Ka­
pitalistenentlastung - mindestens - 
tragen sollen.

Zusätzlich dazu reißen die Steuerer­
leichterungen für die Kapitalisten, die 
mit dem 2. Haushaltsstrukturgesetz 
1981 beschlossen wurden, schon 1982 
ein Loch von 148 Mio. DM in die Ge­
meindekassen; bis einschließlich 1985 
fehlen ihnen auf diese Weise minde­
stens 2.5 Mrd. DM, die stattdessen bei 
den Kapitalisten verbleiben. Schließ­
lich sind die Zinszahlungen der Ge­
meinden an die Finanzbourgeoisie, die 
von 1975 bis 1979 nur geringfügig stie­
gen, 1980 aufgrund der Hochzinspoli­

tik explodiert. Zählt man nur die 
Mehrkosten bei den Zinszahlungen 
und die Steuerentlastungsmaßnahmen 
für die Kapitalisten zusammen, so 
kommt man schnell auf eine Summe 
von über 5 Mrd. DM, die den Gemein­
den 1982 entzogen werden.

Die Rechnung der Finanzbourgeois 
ist brutal einfach: Fast möchte man sa­

Im Haushalt veranschlagt: Erhöhung der Friedhofsgebühren, Kürzung beim Per­
sonal

gen, sie lassen den Gemeinden keine 
andere Wahl, als ebenfalls die Ansprü­
che der Arbeiterbevölkerung zusam­
menzustreichen und gleichzeitig die 
Ausplünderung durch Gebührenerhö­
hungen voranzutreiben. Die Kürzung 
der Bezüge im öffentlichen Dienst wür­
de die Gemeindehaushalte 1982 um 
knapp 295 Mio. DM und bis 1985 um 
knapp 1,5 Mrd. ,,entlasten“. Auch die 
anderen im Bundestag beschlossenen 
Zwangskürzungen, v.a. beim Beam­
tenversorgungsgesetz, beim Schwerbe­
hindertengesetz, beim Vermögensbil­
dungsgesetz, verringern das Haushalts­
loch der Gemeinden und können ihrer 
Zustimmung sicher sein. Doch damit 
nicht genug. Nach den Haushaltsbe­
schlüssen der Bundesregierung im Sep­
tember 1981 hatten die Kommunalver­
bände Protest eingelegt: Sie erwarteten 
als Folge der Kürzungen bei Arbeitslo­
sengeld und Arbeitslosenhilfe, bei Kin­
der- und Wohngeld einen drastischen 
Anstieg der Sozialhilfe, die von den 
Gemeinden gezahlt werden muß. Der 
Vermittlungsausschuß wußte den Pro­
test jedoch zu dämpfen: Auch die So­
zialhilfe wurde rigide eingeschränkt. 
Die Angaben des Bundesfinanzmini­
steriums, nach denen die Gemeinden 

1982 auf diese Weise 248 Mio. DM 
,,einsparen“, treffen jedoch nicht zu: 
Durch die oben erwähnten Kürzungen 
werden die Zahl der Sozialhilfeemp­
fänger und damit die Sozialhilfeausga­
ben dennoch wachsen. Nach der Rech­
nung der Kommunalverbände werden 
sich die Haushaltsbeschlüsse des Bun­
destags 1982 unter dem Strich mit rund 
750 Mio. DM Mehrbelastung für die 
Gemeinden niederschlagen.

Durch diese doppelte Umverteilung 
- Entlastung des Bundes auf Kosten 
der Gemeinden und Entlastung der Ka­
pitalisten auf Kosten der Lohnabhän­
gigen - wird den Gemeinden die Rolle 

des Vorreiters bei weiteren Zwangs­
kürzungs- und Ausplünderungsmaß­
nahmen zugewiesen. Ohne für die 
Stärkung der Gemeinden gegenüber 
Bund und Ländern einzutreten, läßt 
sich deshalb der Kampf gegen Zwangs­
kürzung und Ausplünderung kaum er­
folgreich führen.
Quellennachweis: Städte und Gemeindebund, Der 
Städtetag, jeweils lfd. Ausgaben; BMF-Finanz- 
nachrichten 47/81; Monatsberichte der Dtsch. 
Bundesbank, FAZ 23.12.81.

Renten
Bundesregierung erwei­
tert Rentenbesteuerung

Im Rahmen der Steueränderungsgeset­
ze 1982 hat die Bundesregierung die 
Besteuerungsgrenze für Renten aus der 
gesetzlichen Sozialversicherung soweit 
gesenkt, daß spätestens nach den näch­
sten Rentenerhöhungen ein Großteil 
der Renten der Besteuerung unterwor­
fen wird. Da bisher wegen sehr hoher 
Freigrenze nur höchste Renten über­
haupt besteuert werden, ist die Auffas­
sung weit verbreitet, daß Renten ei­
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gentlich steuerfrei seien. Schon ab 
1.1.82 aber muß z.B. ein Alleinstehen­
der, der nach 45 Beitragsjahren mit 60 
Jahren in Rente geht, nur ein um sechs 
oder mehr Prozent höheres Einkom­
men als der Durchschnitt aller Renten­
versicherten gehabt haben, um die Be­
steuerungsgrenze von in diesem Fall 
1432 DM Rente im Monat zu erreichen 
(1981 lag diese Grenze noch bei 1661 
DM).

Nach §22 Einkommenssteuergesetz 
unterliegen Renten als ,,sonstige Ein­
künfte“ der Einkommenssteuer; über­
steigt die Rente die jeweilige Freigren­
ze, erfolgt die Einkommenssteuerver­
anlagung vom Finanzamt (während 
Pensionen als nachträgliche Entloh­
nung aus einem Arbeitsverhältnis gel­
ten und per Lohnsteuerkarte versteuert 
werden). Ohnehin muß die Begrün­
dung schwerfallen, warum Versiche­
rungsleistungen bei Auszahlung noch­
mals als Einkommen versteuert werden 
sollen, da sie ja durch Beitragszahlung 
aus versteuerten Löhnen/Gehältern fi­
nanziert werden.

Tabelle umfaßt nur ausgewählte Altersstufen

Al­
ter

Ertragsant. Al­
ter

Ertragsant.
1981 1982 1981 1982

54 30% 36% 61 24% 28%
55 29% 35% 62 23% 27%
56 28% 34% 63 22% 26%
57 27% 33% 64 21% 25%
58 26% 32% 65 20% 24%
59 25% 31% 66 19% 23%
60 25% 29% 67 18% 22%

Ein Rentnerehepaar z.B., das mit 62 
Jahren in Rente gegangen ist, muß 
jetzt also 27% der gemeinsamen Rente 
versteuern (1981: 23%). Es werden die 
Freibeträge lt. EStG abgezogen: 2x 
Grundfreibetrag = 8424 DM, 2x Son­
derausgabenpauschale = 540 DM, 2x 
Versorgungspauschale (Mindestbetrag) 
= 600 DM, 2x Werbekostenpauschale 
für Renten (wenn beide Renten bezie­
hen) = 400 DM; ergibt einen Gesamt­
freibetrag von 9964 DM im Jahr. Die 
Steuerpflicht beginnt bei der Renten­
höhe, bei der 27% Ertragsanteil 9964 
DM übersteigen, das ist in diesem Fall 
eine Gesamtrente von 36903 DM/Jahr 
oder 3075 DM/Monat. 1981 lag die 
Besteuerungsgrenze in diesem Fall bei 
43 322 DM/Jahr, die Senkung beträgt 
also 17,4%.

Die Tatsache, daß die Bundesregie­
rung diese Gesetzesänderung in aller 
Stille durchführt, die Opposition kei­
nerlei Geschrei erhoben hat, läßt ver­
muten, daß die Reaktion den Angriff 
auf die Renten von dieser Seite ge­
schlossen betreiben will.

Rationalisierung im Bankbereich

„In zehn Jahren redet keiner 
mehr von Kassierern.“
Auf diese Formel bringt Wolfgang 
Schmelz, Leiter der Organisationsab­
teilung der Commerzbank Frankfurt, 
die Absichten der Bankkapitalisten für 
die nächsten Jahre. Das geplante jähr­
liche Investitionsvolumen westdeut­
scher Banken für Automation von 1,4 
Mrd. DM bis 1990 soll Früchte tragen. 
Nach der expansiven Ausweitung des 
Bankensektors bis Mitte der 70er Jahre 
- das Verhältnis Bruttosozialprodukt 
: Geschäftsvolumen der Kreditbanken 
wuchs von 100 : 40 im Jahre 1950 auf 
100 : 156 im Jahre 1979, die Zahl der 
Zweigstellen von 16783 1960 auf 38753 
1979 - stürzen sich die Banken mit 
den Mitteln der Rationalisierung von 
Aufbau-, Ablaufs- und Arbeitsorgani­
sation und der Intensivierung der Kun­
denkontakte in den Kampf um Markt­
anteile. Können sie ihr Konzept ohne

Automatisierter Bankschalter

nennenswerten Widerstand der bisher 
gewerkschaftlich schwach organisier­
ten Bankangestellten durchsetzen - 
nur 16% am Bankenplatz Frankfurt in 
der HBV - , dann dürfte der Banksek­
tor zum Modell für den gesamten An­
gestelltenbereich, insbesondere für die 
öffentliche Verwaltung, in Sachen Ra­
tionalisierung werden.

Die Abwicklung des Auslandszah­
lungsverkehrs seit 1980 über SWIFT, 
ein Computernetz von Frankfurt über 
Brüssel, Amsterdam bis New York, 
veranschaulicht die Auswirkungen 
technischer Rationalisierung auf die 
Arbeitsbedingungen. Die Kollegen in 
der Auslandszahlungsabteilung der 

Dresdner Bank Frankfurt geben heute 
jeder 500- 1000 Aufträge pro Tag am 
Bildschirm ein. Eingetippt werden 
Bank und Kontonummer des Auftrag­
gebers, Bank und Kontonummer des 
Begünstigten, Betrag, Währung. Benö­
tigte Informationen werden über die 
zentrale Adressdatei an den Bildschirm 
geholt. Mit einem Tastendruck sind 
Buchung und Belastung vollzogen. In 
10 Minuten kommt das Empfangssig­
nal aus New York, in 5 Minuten von 
jedem europäischen Bankenplatz.

Weggefallen sind briefliche und tele­
graphische Aufträge, d.h. weggefallen 
ist das Briefeschreiben, -eintüten, -ver­
schicken, -empfangen, -öffnen, -ver­
teilen, Unterschriftenprüfen. Wegge­
fallen ist die Bearbeitung von Rekla­
mationen, da diese sofort durch Rück­
frage über SWIFT berichtigt werden.

Die Telexabteilung ist im Abbau, völlig 
aufgelöst die Zentralkartei, da inner­
halb einer Minute Kontonummer oder 
Kundenname am Bildschirm stehen. 
Geistige Anstrengungen wie Prüfung 
und Vergabe von Sonderkonditionen, 
Courtage, Provision entfallen, da diese 
im Kundendatensatz abgespeichert 
sind.

Durch den DM-Online-Verkehr, die 
inländische elektronische Buchung und 
Überweisung, die in der gewerkschafts­
eigenen BfG und den Genossenschafts­
banken bereits Realität ist, entfallen 
Telefongespräche und Rückfragen zwi­
schen Zentrale und Zweigstellen, Ar­
beitsplätze zur Kontokorrentführung, 

8



Verfilmung, Registratur und Postver­
sand. Die Aufstellung eines Kassenter­
minals in einer Zweigstelle beeinflußt 
spätestens am Tage seiner on-line-Ver- 
bindung zum Zentralcomputer nicht 
nur die Organisation der Arbeit in die­
ser Zweigstelle, sondern die gesamte 
Bankorganisation.

Noch verdecken zwei Tendenzen die 
personellen Auswirkungen der Ratio­
nalisierung im Bankwesen: die Einstel­
lung von EDV-Personal für die Durch­
setzung der Rationalisierung und die 
Intensivierung der Kundenberatung 
durch freigesetzte Angestellte. 1981 
stieg die Zahl der Beschäftigten am 
Frankfurter Bankenplatz um 2,2% auf 
fast 40000. Mit dem Ende der Doppel­
arbeit während der Einführungsphase 
der Anwendungsprogramme wird die 
erste Tendenz zum Stillstand kommen.

Die Kundenberatung wird durch die 
neue Zweigstellenpolitik und den Ein­
satz des Bildschirmtextes rationalisiert 
werden. Die Deutsche Bank erprobt 
derzeit an 26 Zweigstellen eine Struk­
tur von vier Zweigstellentypen. Nur 
Typ 1 führt noch Basis-Angebot plus 
Baufinanzierung, Wertpapiergeschäft 
und Firmenkundengeschäft. In abge­
stufter Folge fallen einzelne Sparten 
weg bis hin zu Typ 4, der vollautomati­
schen Zweigstelle. Das technische Mit­
tel dafür, Geldausgabeautomat mit 
Magnetkartenleser und Kontoauszugs­
drucker und Anschluß an den Zentral­
computer wird in Westberlin in einem 
Großversuch mehrerer Banken gete­
stet. Der Bildschirmtext wird einen 
Großteil der Beratungstätigkeit an das 
Fernsehgerät verlagern, der Kunde oh­
ne solche Gerätschaft wird vom Bank- 
Vertreter mit tragbarem Terminal mit 
Telefon- oder Kabelfernsehverbindung 
zum Computer heimgesucht. Bank­
kaufmännische Kenntnisse sind nicht 
nötig.

Die Gewerkschaft HBV, Fachgrup­
pe Banken, führt gegenwärtig eine 
Aufklärungskampagne über Auswir­
kungen der Rationalisierung und die 
Möglichkeiten gewerkschaftlicher Ge­
genwehr durch. Informationsschriften, 
spezifiziert nach einzelnen Banksekto­
ren oder einzelnen Großbanken, wer­
den verteilt, Arbeitskreise ,,Rationali­
sierungsschutz“ eingerichtet, Fachta­
gungen wie jüngst in Frankfurt veran­
staltet. Neben dem verstärkten Einsatz 
für Betriebsvereinbarungen z.B. über 
die Arbeit an Datensichtgeräten dienen 
diese Aktivitäten der Stützung der lau­
fenden Verhandlungen über ein Ratio­
nalisierungsschutzabkommen. Kern­
punkte des HBV-Entwurfs: Einigungs­
pflicht über Rationalisierungsmaßnah­
men, die Wegfall von Arbeitsplätzen 
oder Veränderungen von Arbeitsinhal­
ten, Arbeitszeit, -belastung oder Quali­

fikation zur Folge haben; 5 Tage im 
Jahr berufliche Fortbildung in der Ar­
beitszeit, bei Qualifikationsverlust 15 
Arbeitstage; Pflicht zum Angebot ei­
nes gleichwertigen Arbeitsplatzes im 
Betrieb oder der Branche, d.h. keine 
Entlassung aufgrund Rationalisierung; 
vorgezogene Pensionierung unter Wei­
terzahlung der Gesamtbezüge bis zum 
59. Lebensjahr; Kündigungen und Än­
derungskündigungen nur mit Zustim­
mung des Betriebsrats, Teuermachen 
dieser Kündigungen durch hohe Abfin­
dungen. In ihrem Gegenentwurf wol­
len die Kapitalisten von der HBV ein 
Bekenntnis zur „wirtschaftlichen Not­
wendigkeit von Rationalisierungsmaß­
nahmen“ erzwingen.

Ausländer
Forderungen der GEW 
zur Ausbildung

Der Hauptvorstand der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft hat seinen 
Beschluß „Ausländische Kinder und 
Jugendliche im deutschen Bildungssy­
stem“ vom 7.11.1981 veröffentlicht. 
Er soll von den Landesverbänden prä­
zisiert und im März auf einer Bundes­
fachtagung debattiert werden.

Die GEW bemüht sich darum, daß 
mehr ausländische Lehrer in den Schu­
len eingesetzt werden, und verlangt ih­
re Anstellung mit unbefristeten Verträ­
gen nach BAT, durch die sie materiell 
nicht schlechter gestellt werden als be­
amtete deutsche Lehrer. Sie verlangt, 
daß die Bedingung, ein „dringendes 
dienstliches Bedürfnis“ müsse vorlie­
gen, entfällt, da sie regelmäßig zur Be­
vorzugung deutscher Bewerber bei der 
Einstellung führt.

Grundsätzlich sollen deutsche und 
ausländische Kinder nicht getrennt un­
terrichtet und ausgebildet werden. Zu 
dem Zweck soll Deutsch als Zweitspra­
che in solchem Umfang und mit dem 
nötigen Personal erteilt werden, daß 
der Anschluß an die Regelklassen so 
schnell wie möglich gewährleistet wird. 
Um die Kenntnis der Kultur des Her­
kunftslandes und die Möglichkeit der 
Rückkehr zu erhalten, sollen ausländi­
sche Kinder fünf Wochenstunden Un­
terricht in der Muttersprache erhalten, 
der auf die übrige Stundentafel abge­
stimmt und wie Leistungen in einer 
Fremdsprache beurteilt werden soll.

Sicher muß man die Forderung un­
terstützen, daß ausländische Jugendli­
che nicht nur für den gewerblich-tech­
nischen Bereich als Arbeitskräfte ein­
geplant werden sollen, sondern daß ih­
nen auch kaufmännische Ausbildungs­
gänge offenstehen müssen. Richtig wä­
re sicher auch, daß sie nicht in Sonder­
kurse gesteckt werden können, die 

nicht dem Zweck eines allgemein aner­
kannten Abschlusses der Ausbildung 
dienen, sondern bloß der Entfernung 
aus der Arbeitslosenstatistik und der 
anschließenden Zuführung zu Hilfs- 
und Anlernarbeiten. Dies wird gegen­
wärtig vom Ministerium für Arbeit 
und Sozialordnung mit den „Maßnah­
men zur Berufsvorbereitung und sozia­
len Eingliederung (MBSE)“ prakti­
ziert.

In den Großstädten sind 30 bis 47% 
der Grundschüler Ausländer.

Problematisch ist die Auffassung 
der GEW, daß die Lohnabhängigen 
die Schwierigkeiten, die durch die 
staatliche Ausländer- und Arbeits­
marktpolitik geschaffen werden, durch 
Anstrengungen in der privaten Sphäre, 
aus der diese Schwierigkeiten doch 
nicht stammen, zu lösen hätten: ,,Die 
Integration von Ausländern in die 
deutsche Gesellschaft, die Eröffnung 
gleicher Bildungschancen für ihre Kin­
der, die Förderung des gegenseitigen 
Verständnisses ..., die Bereitschaft 
zum Lernen voneinander oder die Ver­
minderung von Vorurteilen sind gesell­
schaftliche Aufgaben, die ... auch 
von den einzelnen zu leisten sind, die 
als Nachbarn oder Kollegen engeren 
Kontakt zu Ausländern haben.“

A rbeitsschutzgesetz
Höchstarbeitszeit:
48 Stunden die Woche

Der wichtigste Teil des Entwurfs für 
ein neues Arbeitsschutzgesetz, Ende 
Dezember vom Arbeitsministerium als 
Referentenentwurf veröffentlicht, ist 
die Änderung der Arbeitszeitordnung. 
Die Kapitalistenverbände griffen so­
fort heftig an, daß die gesetzliche 
Höchstarbeitszeit von bisher 60 Stun­
den in der Woche, bzw. mit Sonntag 
72 Stunden, auf 48 Stunden gesenkt 
werden soll. Die Kapitalistenverbände 
fragten empört, w'as denn die Senkung
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der Höchstarbeitszeit mit Gesundheits­
und Unfallschutz zu tun habe, was 
doch der eigentliche Zweck des neuen 
Arbeitsschutzgesetzes sein solle. Sie se­
hen die „Wettbewerbsfähigkeit beein­
trächtigt“. Die CSU sah „verheerende 
Folgen für die Wettbewerbsfähigkeit“ 
voraus. Wirtschaftsminister Graf 
Lambsdorff erklärte, er werde wie in 
der letzten Legislaturperiode des Bun­
destages verhindern, daß die Arbeits­
zeitordnung wesentlich verändert wer­
de, „die Betriebe müssen flexibel 
sein“. Seit langem haben die Gewerk­
schaften entschieden gefordert, daß 
die Arbeitszeitordnung von 1938 end­
lich geändert wird und die tarifliche 40- 
Stundenwoche gesetzlich als Grenze 
der Arbeitswoche festgelegt wird.

Dagegen hatte noch am 28. Juli des 
letzten Jahres das Bundesarbeitsge­
richt, gestützt auf die bestehende Ar­
beitszeitordnung, verkündet: Da als re­
gelmäßige Arbeitszeit 48 Stunden in 
der Woche gelten - den Samstag als 
Werktag gerechnet -, könnten die 
über den 40-Stundentarif hinausgehen­
den acht Stunden von den Kapitalisten 
als Arbeitszeit verlangt und erzwungen 
werden.

Der jetzige Gesetzentwurf schränkt 
die Möglichkeiten der Kapitalisten ein, 
weitgehende Überstunden durchzuset­
zen, und bestätigt die Position der Be­
triebsräte. Der Gesetzentwurf be­
stimmt: ,,§ 40 (1) Die regelmäßige Ar­
beitszeit soll 8 Stunden nicht über­
schreiten. (2) die regelmäßige tägliche 
Arbeitszeit kann durch Tarifvertrag 
oder auf Grund eines Tarifvertrags 
durch Betriebs- oder Dienstvereinba­
rung im Rahmen der Höchstarbeitszeit 
des §42 verlängert werden. §42 (1) Die 
Höchstarbeitszeit darf 10 Stunden täg­
lich und 48 Stunden wöchentlich nicht 
überschreiten.“

Die Kapitalisten können aber, wie in 
der bisherigen Arbeitszeitordnung, an 
30 Tagen im Jahr bis zu 2 Überstunden 
täglich im Rahmen der Höchstarbeits­
zeit erzwingen. Die Schichtarbeit soll 
über 10 Stunden am Tag und 48 Stun­
den in der Woche hinausgehen kön­
nen.

Der DGB hat den Gesetzentwurf be­
grüßt: „Es komme . . . darauf an, 
durch entsprechende Regelungen si­
cherzustellen, daß die tarifvertraglich 
vereinbarten Arbeitszeitverkürzungen 
nicht durch unangemessene Überstun­
denleistung unterlaufen werden.“

Selbst angesichts der unangenehmen 
Einschränkungen, die der Gesetzent­
wurf gegen die Forderungen der Arbei­
terbewegung macht, so schreibt er die 
Contischicht fest, werden die Gewerk­
schaften einen harten Kampf führen 
müssen, um das, was gegenüber dem 
Nazigesetz an Fortschritt vorhanden 
ist, durchzusetzen.

Lohnbewegung

Kapitalisten lassen SPD 
ideologisch weißbluten
Die öffentliche Verarbeitung der 
Lohnbewegungen hat in den letzten 
Wochen eingesetzt. Die propagandisti­
sche Situation dieser Lohnbewegungen 
ist einigermaßen verwickelt. Die Kapi­
talisten, geführt durch die Gesamtme­
tallclique, geben sich zur Abwechslung 
gemäßigt. Sie vermeiden unhaltbare 
Provokationen und erklären, sie woll­
ten einen Abschluß knapp unter der - 
geschätzten - Inflationsrate für 1982. 
Zu beachten ist: Seitens der Brüder 
von der Wirtschaftswissenschaft war 
weniger ins Gespräch gebracht. Das 
Kieler Institut ist jüngst mit dem Nach­
weis hervorgetreten, daß für „Pro­
blembranchen“ sogar Nominallohn­
kürzungen die Rettung seien. Zu derar­
tigen Forderungen der Wissenschaft 
nicken die Kapitalisten zustimmend, 
erklären aber von vorneherein, das wär 
leider nicht kompromißfähig. Durch 
diese kulante Haltung gelingt den Ka­
pitalisten bislang ganz gut, den wirt­
schaftlichen Inhalt ihrer Lohnpolitik 
zu verdecken.

Ein Abschluß unterhalb der Infla­
tionsrate würde ja nicht dasselbe be­

Bürgerliche Presse zur Lohnbewegung

FAZ, 13.1.81: „Die Arbeitgeber der 
Metallindustrie gehen in die am 
Dienstag aufgenommenen Tarifver­
handlungen mit dem Ziel, einen Ta­
rifabschluß zu erreichen, der »deut­
lich unter dem Lohndatum von 
1981 4, also deutlich unter 4,9% liegt 
. .. Kirchner sagte, daß in den näch­
sten Jahren deutlich niedrigere Tarif­
abschlüsse als 1981 notwendig seien, 
um eine wirksame Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit einzuleiten . . . Die 
Vorschläge einer Lohnpause habe 
sich Gesamtmetall nicht zu eigen ge­
macht, obwohl aus wirtschaftlicher 
Sicht viel dafür spreche. Angesichts 
der höchsten Arbeitslosigkeit seit 25 
Jahren sei es aber sozial zumutbar, 
wenn die Beschäftigten 1982 keinen 
vollen Inflationsausgleich erhielten.“ 

Handelsblatt, 12.1.82: „IG Metall 
beharrt auf dem vollen Ausgleich. 
,Wir fordern einen Ausgleich für die 
voraussichtlichen Mehrleistungen der 
Arbeitnehmer und einen Ausgleich 
für die steigenden Lebenshaltungsko­
sten4, erklärte Hans Janßen ... Im 
abgelaufenen Jahr seien die Realein­
kommen . . . gesunken. ,Das ist ein 

deuten wie im vorigen Jahr. Er würde 
eine weitere, zusätzliche Senkung der 
Kaufkraft des Lohnes bedeuten. Die­
ser Umstand wird in der Presse gar 
nicht mehr verhandelt. Das weist auf 
eine Schwäche der Lohnkampagne der 
Gewerkschaften, hauptsächlich der IG 
Metall, hin. Die IG Metall behauptet, 
diese Lohnkampagne diene der Siche­
rung des Reallohnes. Dies Ergebnis 
kann aber nicht eintreten. Möglich ist 
lediglich eine Bremsung der Fallge­
schwindigkeit des Reallohns. Die Mar­
ke wäre zu nennen, an der die IG Me­
tall der gegenwärtig wirkenden Fallten­
denz mit allen verfügbaren Mitteln 
Einhalt gebieten wird. Diese Marke ist 
aber nicht aus den Arbeitsmarkt- und 
Konjunkturumständen erklärlich, son­
dern bloß aus der Situation der Arbei­
ter- und Angestelltenhaushalte, die le­
ben müssen.

Und hier tritt die zweite Schwierig­
keit auf. Die Leistungskürzungs- und 
Sozialversicherungsbeitragssteigerungs 
Programme der Bundesregierung grei­
fen brutal in die Situation der Haushal­
te ein. Dort sieht man dem Verlust

Vorgang, der sich 1982 auf keinen Fall 
wiederholen darf4, meinte Janßen.“

Handelsblatt, 13.1.82: „Die Arbeit­
geber haben den Fehler des letzten Jah­
res nicht wiederholt, ihren Beton so 
vorzeitig zu mischen, daß er bis zur 
Lohnrunde 1981 hart geworden war. 
Der Zement ist noch weich, kann noch 
in jede Form gegossen werden ... Da 
für die IG Metall 1982 wie 1981 die Re­
allohnsicherung das Ziel ihrer Tarifpo­
litik ist, bedeutet diese Schätzung der 
wahrscheinlichen Inflationsrate 1982 
auch, daß die Gewerkschaft keinen Ta­
rifabschluß erwartet, der über das 81er 
Datum (ca. 5%) hinausgeht. Man 
könnte sich also vorstellen, daß ein 
Abschluß mit einer Vier vor dem Kom­
ma innerhalb des gewerkschaftlichen 
Horizonts liegt ...“

Handelsblatt, 12.1.82: „Der Vorsit­
zende der Gewerkschaft ÖTV, Heinz 
Kluncker, vermutet, daß einige Politi­
ker durch Lohnabzug und Lohnver­
zicht im öffentlichen Dienst Druck auf 
die Tarifverhandlungen in der Wirt­
schaft ausüben wollen . . . Viele Zeit­
genossen fänden jetzt Gefallen daran, 
gegen den öffentlichen Dienst zu pole- 
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nicht an, ob mangelnde Zahlung des 
Bruttolohnes durch die Kapitalisten 
das auslösende Moment war, oder 
staatliche Ein-, Zu- und Durchgriffe. 
Wenn die IG Metall ihre Lohnagitation 
auf der Propaganda unabweisbarer Be­
dürfnisse der Arbeiterhaushalte aufbau­
en wollte, dann würde sie eben in Kon­
flikt zur Regierungspolitik geraten. 
Diesen scheut sie. Obwohl vor Mona­
ten noch große Demonstrationen ge­

gen diese Kürzungsprogramme statt­
fanden, findet jetzt nichts mehr gegen 
diese Kürzungen statt.

Nichts ist nicht ganz richtig. Die Po­
sition der ÖTV gegen die von der Re­
gierung verordnete 1 %-Kürzung wird 
von dieser Gewerkschaft gehalten. Die 
ÖTV und die mit ihr verbundenen Ge­
werkschaften des öffentlichen Dienstes 
stehen vor dem politischen Streik.

misieren, um so einen Keil zwischen 
die verschiedenen Arbeitnehmerberei­
che zu treiben. Kluncker ist sicher, daß 
die Solidarität innerhalb des DGB dies 
verhindern wird.“

Westdeutsche Allgemeine Zeitung, 
12.1.82: „ein Streik im öffentlichen 
Dienst, der nach Ansicht der Gewerk­
schaft Öffentliche Dienste, Transport 
und Verkehr (ÖTV) bei einer allgemei­
nen Einkommenskürzung im öffentli­
chen Dienst um ein vH zum 1. März 
unausweichlich wäre, käme »schlagar­
tig und umfassend4. Das erklärte der 
stellv. ÖTV-Vorsitzende Siegfried 
Merten. Diesmal gehe es nicht um ein 
paar Zehntelprozente mehr Lohn und 
Gehalt, sondern um Wahrung gewerk­
schaftlicher Rechte.“

Westdeutsche Allgemeine Zeitung, 
13.1.82: „ÖTV: Bei Streik wird NRW 
ein Schwerpunkt . . . Die Terminpla­
nung: Nach dem Spitzengespräch am 
19. Januar wird der Bezirk die Kreisge­
schäftsführer für den folgenden Tag in 
der Bochumer Ruhrlandhalle versam­
meln. Dort wird ÖTV-Chef Kluncker 
die Ergebnisse des Spitzengesprächs 
darlegen und »mögliche Direktiven für 
das weitere Verfahren geben4. . .. Seit 
dem 11. Januar sind die hauptamtli­
chen Sekretäre und das Verwaltungs­

Zum politischen Streik wird dieser rein 
wirtschaftliche Kampf durch politische 
Manipulationen. Die 1%-Ktirzung ist 
vom Parlament beschlossen. Mithin 
hoheitlicher Akt der Bundesrepublik 
Deutschland. Ein Zusammenstoß von 
politischer Parlamentsautorität und 
Gewerkschaftskampfkraft ist unver­
meidlich. Die ÖTV gibt sich gelassen. 
Aber auch für diese starke Gewerk­
schaft wird ein derartiger Kampf stra­
paziös. Einstweilen lachen sich die Ka­
pitalisten im Hintergrund krank, und 
die Unionsparteien lachen mit. In der 
Öffentlichkeit ist nämlich nicht er­
kenntlich, daß die SPD/FDP-Koaliti- 
on bloß vollstreckt, was die Kapitali­
sten von ihr verlangen und zur Not 
auch erpressen. Die Unionsparteien 
vermögen sich als Kritiker der unsozia­
len Kürzungspolitik der Regierung auf­
zuspielen, die Kapitalisten vermögen 
sich als kompromißbereite und einsich­
tige Leute darzustellen.

Wenn die IG Metall nicht auf­
hört, den Arbeitslohn bezugslos zu der 
wirtschaftlichen Funktion, die er hat, 
zu behaupten, wenn sie nicht eine Ent­
hüllungspropaganda betreibt und die 
wirtschaftliche Klemme darstellt, in 
der sich ein wachsender Teil der Arbei­
terhaushalte wiederfindet, so wird das 
Lohnsenkungstempo von 81 auf 82 
größer sein als von 80 auf 81. Und 
schlimmer noch, die Kapitalisten wer- 

personal der Kreisgeschäftsstellen an­
gehalten, in den nächsten Wochen 
keinen Urlaub zu nehmen. Im west­
fälischen Bezirk gilt vom kommen­
den Freitag an »absolute Urlaubs­
sperre4. Gegenwärtig wird in den 
Kreisen und Bezirken letzte Hand an 
die Streikpläne gelegt . .. Die Pla­
nungen sind so angelegt, daß in der 
ersten Februarwoche mit der Urab­
stimmung begonnen werden könn­
te.“

Hannoversche Allgemeine, 13.1. 
82: „Kluncker klappert mit den 
Deckeln der Mülleimer und spielt an 
den Schaltern der Elektrizitätswerke 
... Es gibt Anzeichen, daß er mit 
solchen Drohgebärden Erfolg hat. 
Die Kommunen, bei ÖTV-Streiks 
stets am stärksten betroffen, deuten 
Nachgiebigkeit an, und auch die 
Länder stehen nicht so fest, wie sie 
vorgeben . .. Falls die ÖTV sich 
durchsetzt, bedeutet das unter ande­
rem, daß das vielbeschworene finanz­
politische Signal im öffentlichen 
Dienst keinen Pfifferling mehr wert 
ist ... Kurzum, die Folgen eines Ku­
schens vor Kluncker wäre ein weite­
rer Verlust an Glaubwürdigkeit der 
Politik - bei den Beamten im beson­
deren und bei der Öffentlichkeit im 
Allgemeinen ...44 

den in der Öffentlichkeit dastehen wie 
weiland Pontius Pilatus und auf die 
Sozialdemokraten zeigen: Sie hätten ja 
vor allen anderen gekürzt und zuge­
griffen, das Tarifrecht zertrampelt und 
die Löhne gesenkt.

Wenn der Abschluß der IG Metall 
nicht an die laufende Inflationsrate 
herankommt, darauf und auf den Ab­
schluß eines Mindest- oder Sockelbe­
trages lassen sich die Möglichkeiten re­
duzieren, so wird die ÖTV in die 
schwierige Lage kommen, den viel­
leicht schwierigsten Kampf ihrer Nach­
kriegsgeschichte ohne materiellen An­
haltspunkt führen zu müssen. Sie muß 
um den Anschluß an den Metallab­
schluß kämpfen und zwar hart. Wenn 
dieser aber zu niedrig ist? Was dann?

Endlich: wie will die IG Metall die 
ÖTV ernstlich unterstützen, wenn sie 
das ganze andere Kürzungspaket wi­
derspruchslos schluckt. Wie soll die 
Perspektive des Kampfes gegen die 
Kürzungsmaßnahmen entwickelt wer­
den, die durch Forderungen nach Kin­
dergelderhöhung, Steuerentlastung 
usw. gegeben ist?

USA
Einwanderer gegen 
Internierungslager

„Das Lager ist wie ein Konzentrations­
lager. Die Haitianer sterben allmäh­
lich“, berichtete letzte Woche ein Ver­
treter des „Zentrums für Flüchtlinge 
aus Haiti“ in Miami, Florida, über das 
„Krome Avenue Internierungslager44 
in der Nähe der Stadt. 711 Flüchtlinge 
aus Haiti sind in diesem Lager, einer 
ehemaligen Raketenbasis, teilweise seit 
sieben Monaten eingesperrt. Weitere 
2500 Flüchtlinge aus Haiti sind in an­
deren US-Lagern, in Gefängnissen 
usw. eingesperrt. Seit Weihnachten 
sind 650 der Internierten in „Krome 
Avenue“ im Hungerstreik, um ihre so­
fortige Freilassung zu erreichen. An­
fang Januar demonstrierten mehrere 
hundert Haitianer vor dem Lager ge­
gen die Mißhandlung der Internierten 
durch die Lagerbeamten, gegen die 
elende Verpflegung und die völlig un­
zureichende medizinische Versorgung. 
Als die Wachen ihnen den Besuch der 
Internierten verweigerten, stürmten die 
Demonstranten das Lager. 101 Inter­
nierte flüchteten.

Die Flüchtlinge aus Haiti seien „aus 
wirtschaftlichen Gründen hier und in 
keiner Weise zu einem Asylanten- oder 
Flüchtlingsstatus berechtigt“, erklärte 
trocken das US-Justizministerium als 
Begründung für die Internierungsla­
ger. Tatsächlich organisieren Planta­
genbesitzer der Südstaaten seit Jahren 
regelrechte „Trecks“ von „illegalen 
Einwanderern“. Jeden Februar be­
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ginnt für diese ihre grausame Zeit als 
„illegale“ Erntearbeiter. Von den To­
maten- und Zitrusfeldern Floridas wer­
den sie weiter nach Norden „vermie­
tet“: über Georgia, South Carolina, 
Virginia, Maryland bis hinauf nach 
Pennsylvania, New Jersey und New 
York. Mitte September beginnt ihre 
„Rückkehr“ nach Haiti oder anderen 
karibischen Inseln. Mehr als 50000 
Haitianer nutzten seit 1970 diese Wan­
derzüge, um auf Dauer als „Illegale“ 
in den USA unterzutauchen. Tausende 
weitere versuchen jeden Monat, auf 
untüchtigen Booten über See einzu­
wandern.

Die US-Regierung begründet die In­
ternierungslager als notwendige,,Ab­
schreckung“ gegen illegale Einwande­
rung. Tatsächlich wächst dadurch nur 
der Druck auf die genauso „illegalen“ 
wie alljährlichen Erntearbeiter, die 
beim geringsten Widerstand gegen ihre 
Ausbeuter fürchten müssen, an die Be­
hörden verraten und dann bis zur De­
portation monatelang in einem dieser 
Lager gequält zu werden.

EG-Mittelmeerpolitik
Ein Spinnennetz aus
Assoziationsverträgen

Die EG-Kommission nahm den Beitritt 
Griechenlands zum Anlaß, in ihrem 
Bulletin Betrachtungen über die „ein­
zigartige geopolitische Lage“ des neuen 
Mitgliedslandes und dessen „traditio­
nell gute Beziehungen zum Nahen 
Osten“ anzustellen. Der Beitritt Spa­
niens und Portugals 1984/85 wird eine 
weitere Brücke, diesmal nach Marok­
ko, schlagen helfen. Die EG-Imperiali­
sten sind dabei, das gesamte Mittel­
meerbecken zu einem einheitlichen 
Wirtschaftsraum unter ihrer Kontrolle 
zusammenzufassen. Nur Libyen und 
Albanien haben sich dem Netz von As­
soziationsabkommen, das die EG in 
den letzten 20 Jahren über das ganze 
Mittelmeer geworfen hat, bisher ent­
ziehen können. Zwar macht der Han­
del mit den sieben assoziierten Ländern 
an der Südküste (von Syrien bis Ma­
rokko) nur gut 2% des Gesamtaußen­
handels der EG aus. Aber aus der Sicht 
der betroffenen Länder zeigt sich eine 
erdrückende Abhängigkeit: 40 bis 60% 
der Importe und Exporte entfallen auf 
die EG; Algerien, Syrien und Marokko 
exportieren dorthin mehr als ein Zehn­
tel ihres gesamten nationalen Pro­
dukts. Zum Vergleich: Die BRD, die ja 
als Mitglied an den Beschlüssen der EG 
- oft entscheidend - beteiligt ist, 
wickelt rund die Hälfte ihres Außen­
handels mit anderen Mitgliedern ab.

Die Pfeiler, zwischen denen das As­
soziationsnetz aufgespannt wurde, wa-

60 Mio. DM Kredit investierte die Eu­
ropäische Investitionsbank 1979 in den 
Ausbau des Suezkanals.

ren die alten Kolonialverbindungen, 
vor allem Frankreichs. Bereits die Rö­
mischen Verträge enthalten Erklärun­
gen über eine Assoziation Marokkos, 
Tunesiens und Libyens. Der Kolonia­
lismus hatte die traditionellen Wirt­
schaftsstrukturen in diesen Ländern 
zerrüttet; auf den Plantagen der Sied­
ler wurden Agrarprodukte für den Ex­
port ins „Mutterland“ angebaut. Die 
jungen unabhängigen Staaten waren 
daher auf eine „Vorzugsbehandlung“ 
ihrer Produkte auf den EG-Märkten 
nachgerade angewiesen. Umgekehrt 
setzte die EG z.B. die westdeutschen 
Imperialisten überhaupt erst instand, 
an profitlichen Kolonialverbindungen 
teilzuhaben.

Wegen der unnachgiebigen Haltung 
der EG in der Agrarimportfrage ka­
men die ersten Assoziationsabkommen 
mit Marokko und Tunesien erst 1969 
zustande. Die darin vereinbarte Sen­
kung der Zölle für Orangen um 80% 
gab den Anlaß, mit Spanien und Israel 
ebenfalls eine Zollsenkung, um 40%, 
zu vereinbaren. Da die imperialisti­
schen Konkurrenten gegen Zollvergün­
stigungen nur für einzelne Produkte 
protestierten, wurde Israel und — „aus 
politischen Gründen“ - auch seinen 
arabischen Nachbarn Ägypten und Li­
banon der Abschluß allgemeiner Frei­
handelsabkommen „angeboten“.

Damit schien die Lage reif, die bis­
herigen Einzelverträge zu einer syste­
matischen „Mittelmeerpolitik“ zusam­
menzufassen. Die Einleitung des dazu 
1972 von der Kommission vorgelegten 
und bis heute maßgeblichen Doku­
ments behauptet kurzerhand, wohl auf 
speziellen Wunsch der BRD, mit Er­
richtung der EG seien „alle Mitglieds­
staaten . . . Anrainer des Mittelmeers“ 
geworden. Lärmend melden die frisch­
gebackenen Mittelmeerländer ihren 
Anspruch auf Hegemonie an: „Außer­
gewöhnliche Beziehungen in den Berei­

chen des Handels .. . der Zuwande­
rung von Arbeitskräften . . . der Ener­
giewirtschaft und des Fremdenver­
kehrs haben nämlich zwischen dem ge­
samten Mittelmeerraum und einer Ge­
meinschaft, deren wirtschaftliche Vor­
rangstellung aufgrund ihrer Erweite­
rung und Vertiefung noch verstärkt 
wird, zu einer gegenseitigen (?) Abhän­
gigkeit geführt.“

Die auf Grundlage dieses Doku­
ments geschlossenen Kooperationsab­
kommen sehen die Beseitigung der 
Zölle für die Einfuhr von Industriepro­
dukten in die EG (freilich, z.B. bei 
Textilien, mit erheblichen Mengenbe­
schränkungen) und Handelserleichte­
rungen für Agrarprodukte vor. Gerade 
die einheitliche Fassung der „Vorzugs­
klauseln“ hat Länder, die vom Export 
in die EG abhängig sind, zur Assoziie­
rung geradezu gezwungen, so 1977 Sy­
rien und Algerien. Die assoziierten 
Länder mußten sich verpflichten, kei­
nem imperialistischen Konkurrenten 
(wie z.B. der Sowjetunion) günstigere 
Bedingungen als der EG einzuräumen. 
Die Handels,,erleichterungen“ verstär­
ken die einseitige Ausrichtung der Pro­
duktion auf Export in die EG. In Ma­
rokko z.B. ist entgegen der allgemei­
nen Tendenz der Anteil der Agrarpro­
dukte an der Ausfuhr in die EG gestie­
gen.

Die Einfügung der einzelnen Mittel­
meerländer in eine von der EG be­
herrschte Arbeitsteilung wird durch 
„Finanzhilfen“ (vor allem zum Bau 
von Infrastruktureinrichtungen) be­
schleunigt. Für 1981 -86 sind dafür 
2,45 Mrd. DM vorgesehen, davon 1 
Mrd. Zuschüsse und der Rest Kredite 
der Europäischen Investitionsbank 
(EIB). Mehr als ein Viertel entfällt al­
lein auf Ägypten. Dr. Morawitz vom 
Bundeswirtschaftsministerium, der die 
BRD auch im Verwaltungsrat der EIB 
vertritt, erläuterte im „Europa-Ar­
chiv“, wie sich die EG-Imperialisten 
die künftige „Spezialisierung“ vorstel­
len. Statt mit hohen Energiekosten in 
mitteleuropäischen Gewächshäusern 
solle man Gemüse künftig anbauen, 
wo es ohnehin warm (und billig) ist. 
Nebenbei wäre damit ein - z.B. für 
die italienischen Bauern ruinöser - 
Preisfall einzuleiten.

Die Verkündigung einer gemeinsa­
men Mittelmeerpolitik ist noch kein 
Jahrzehnt her, doch die EG-Imperia­
listen zieht es schon weiter. Dr. Mora­
witz: „Die Begrenzung der Mittelmeer­
politik auf die Anrainerstaaten zuzüg­
lich Jordanien und Portugal scheint 
willkürlich.“ Leider sei am Golf wegen 
der „Kritik“ der Konkurrenz entspre­
chendes noch nicht zu schaffen gewe­
sen.
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BRD-Exportoffensive

Warum sollten die Lohnabhängigen für die ,,Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der BRD“ sich den Lohn senken lassen?
,»Export-Boom: Kein Land der Erde 
bietet mehr“, konnte man vor wenigen 
Wochen im ,,Spiegel“ lesen. Und: 
,»Seit Monaten melden die deutschen 
Unternehmen immer wieder neue Re­
korde im Außenhandel. Zuletzt im Ok­
tober stiegen die Ausfuhren auf einen 
bisher unerreichten Wert von 37,7 Mil­
liarden Mark. Nach Abzug der Ausga­
ben für Importe verblieb der höchste 
Ausfuhrüberschuß aller Zeiten: 5,3 
Milliarden Mark ... In den ersten 
zehn Monaten dieses Jahres verkaufte 
die Bundesrepublik in aller Welt Wa­
ren für 325 Milliarden Mark. Lieferun­
gen an die DDR sind dabei noch nicht 
einmal mitgerechnet. Lediglich die 
Amerikaner konnten diese Werte über­
treffen, bei einer fast viermal so gro­
ßen Bevölkerungszahl. Natürlich stie­
gen auch die Einfuhren. Aber trotz al­
ler Wunderwerke japanischer Technik, 
trotz aller teuren Öl- und Gasimporte 
betrug der Handelsbilanzüberschuß bis 
Ende Oktober 19 Milliarden Mark. 
Kein anderes Industrieland schaffte

Mit Rationalisierungen, Lohnsenkungen und Massenentlassungen gerade in den 
unteren Lohngruppen bereiteten die Kapitalisten ihre Exportoffensive vor.

Gleiches ... In 17 von insgesamt 28 
Branchen für Fertigwaren waren die 
Deutschen der Welt größte Exporteu­
re: bei Textilien wie Chemikalien, bei 
Maschinen wie Bürobedarf. Japaner 
standen viermal an der Spitze, Ameri­
kaner und Italiener jeweils einmal . .. 
Nur das Exportgeschäft half vielen Un­
ternehmen, einigermaßen die Flaute 
der heimischen Konjunktur zu überste­
hen. Nur die Auslandsorders sorgten 
dafür, daß die Arbeitslosenzahlen 
nicht noch über die für den November 
gemeldeten 1,5 Millionen stiegen.“

Steht den westdeutschen Kapitali­
sten also ein neuer Exportboom ins 
Haus? Vielleicht sogar ein Konjunk­
turaufschwung, so wie Ende der 60er 
Jahre, als die westdeutschen Kapitali­
sten nach schweren Lohnsenkungen 
1966 und 1967 und Modernisierung ih­
res Produktionsapparates einen gewal­
tigen Expansionsfeldzug auf dem 
Weltmarkt einleiteten und zur zweit­
größten Handelsmacht der Welt auf­
stiegen? Und können am Ende die 
Lohnabhängigen darauf hoffen, im 
Gefolge eines solchen Exportauf­
schwungs wenigstens in ein, zwei Jah­
ren die schweren Lohnsenkungen der 
letzten Zeit und die brutale Steigerung 
der Arbeitshetze in den Betrieben wie­
der zurückzuschlagen?

Die Antwort der Kapitalisten ist ein 
schroffes: Nein! In den ,,Informatio­
nen“ des Deutschen Industrie- und 
Handelstages gab Otto Wolff von 
Amerongen zum Jahresanfang kund: 
„Die müde Binnenkonjunktur - neu­
erdings auch im investiven Bereich - 

wird durch die sehr günstige Export­
entwicklung nicht kompensiert. Dra­
stisch zurückgegangene Unterneh­
menserträge sowie unbefriedigende 
Auftragseingänge, rückläufige Kapazi­
tätsauslastung und sinkende Beschäfti­
gung kennzeichnen die wirtschaftliche 
Lage . . . Lichtblick ist der Export, der 
die Konjunktur stützt. Doch die »Ju­
belmeldungen* eines einzelnen Monats 
sind mir kein Anlaß zur Euphorie . . . 
Die wirtschaftlich schwache Verfas­
sung - auch unserer Hauptabnehmer­
länder - läßt weitere starke Steigerun­

gen im Export nicht zu. Das gilt beson­
ders im Hinblick auf unsere EG-Part­
nerländer und die USA. Noch mehr 
Protektionismus ist zu befürchten . .. 
Die relativ guten Exportzahlen bringen 
nicht die so notwendigen Ertragsver­
besserungen - was in früheren Perio­
den der Exportbooms der Fall war . .. 
Vor allem die anstehende Tarifrunde 
wird zeigen, ob bei uns wieder mehr 
Produktion rentabel wird und somit 
mehr Arbeitsplätze gesichert werden.“ 
Nötig seien „Verhaltensänderungen 
von uns allen mit dem Ziel der Stär­
kung und des Ausbaus der Wettbe­
werbsfähigkeit.“

Die Sorgen der Kapitalisten sind er­
klärlich. Anders als in den 60er und 
frühen 70er Jahren müssen sie jetzt ih­
re Exportsteigerungen trotz wirtschaft­
licher Stagnation in praktisch allen 
wichtigen Exportländern durchsetzen. 
Das aber bedeutet: ein gnadenloser 
Vernichtungsfeidzug um schrumpfen­
de Märkte. Dabei sind fette Geschäfte 
mit hohem Profit nur schwer zu ma­
chen, und die Aussicht, daß die impe­
rialistischen Konkurrenten sich ohne 
Gegenwehr von ihren BRD-,, Part­
nern“ erdrosseln lassen, ist ja auch 
wirklich nicht wahrscheinlich.

Also lautet die Losung der Kapitali­
sten: schwere, dauerhafte Lohnsen­
kungen für die Exportoffensive! 
Wuchtige Steuersenkungen für die Ka­
pitalisten zur „Verbesserung der Wett­
bewerbsfähigkeit“! Massive Leistungs­
steigerungen der Lohnabhängigen, da­
mit „unsere Wirtschaft“ wieder in 
Schwung kommt!

Um ihren Raubzug abzusichern, ver­
suchen die Finanzbourgeois seit Mona­
ten, den Lohnabhängigen chauvinisti­
sche Fallen zu legen. Sichert der Ex­
port etwa keine Arbeitsplätze? Muß da 
nicht jeder interessiert sein, daß der 
Export floriert, und sei es, weil dann 
irgendwann und irgendwie die Kapita­
listen vielleicht gezwungen werden 
könnten, den Druck auf die Lohnab­
hängigen zu lockern? Könnte bei einer 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 
der Kapitalisten nicht auch etwas für 
die Lohnabhängigen, zumindest Teile 
von ihnen, abspringen? So lauten die 
Sirenengesänge der Bourgeoispolitiker 
und -ideologen.

Ihre Wettbewerbsfähigkeit sei ge­
fährdet, sagen die Kapitalisten. Deut­
lichstes Anzeichen dafür sei das Lei­
stungsbilanzdefizit, das die BRD seit 
fast drei Jahren im Exportgeschäft 
aufweise. Tatsächlich mußten die Ka­
pitalisten in den letzten Jahren im 
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Handel, im Export und Import von 
Waren, zu keiner Zeit irgendein Defizit 
hinnehmen. Zwar meldete die Deut­
sche Bundesbank im ersten Quartal 
1981 ein ,,Handelsbilanzdefizit“, d.h. 
einen Überschuß der Warenimporte 
über die Exporte, von 195 Mio. DM. 
Dieses ,,Defizit“ aber kam durch eine 
von der Bundesbank angewandte Bi­
lanzierungsmethode zustande, die 
wirklich fragwürdig ist. Die Bundes­
bank bewertet nämlich die Importe der 
Kapitalisten einschließlich der Versi- 
cherungs- und Frachtkosten. Sämtli­
che Exporte dagegen werden als ,,fob“ 
(„free on board“)-Werte erfaßt und 

veröffentlicht, d.h. ohne Versiche- 
rungs- und Frachtkosten. Das ent­
spricht zwar den Rechnungen der Ka­
pitalisten, für die Versicherungs-und 
Frachtkosten bei Verkäufen nur als 
„Kosten“ zählen. Volkswirtschaftlich 
aber läuft das auf schieren Widersinn 
hinaus und auf Beschönigung des Ex­
portüberschusses der Kapitalisten. Ein 
Beispiel: Wäre der Außenhandel aller 
Länder auf diesem Globus ausgegli­
chen, d.h. Exporte = Importe, und 
würden dann sämtliche Zentralbanken 
die Exporte zu „fob“ erfassen, die Im­
porte dagegen einschließlich Fracht- 
und Versicherungskosten, dann hätten 

alle Länder dieser Erde ein „Außen­
handelsdefizit“, was ersichtlich ver­
rückt wäre. Das Ergebnis dieser Bewer­
tungsmethode der Bundesbank, die die 
Grundlage der meisten öffentlichen 
„Außenhandelsdaten“ abgibt, ist für 
die BRD, daß die Importausgaben der 
westdeutschen Kapitalisten um fast 
zehn Milliarden Mark „statistisch“ 
überhöht sind. So rechnet die Bundes­
bank für 1981 mit einem „Exportüber­
schuß“ von über 20 Mrd. DM. Tat­
sächlich dürfte dieser bei über 30 Mrd. 
DM liegen.

Wenn die BRD 1979 und 1980 den­
noch einen „Rückgang des Export-

Nur in wenigen Ländern ist das Recht 
auf Lohn-/Gehaltsfortzahlung erkämpft
Die Bundesvereinigung der Deut­
schen Arbeitgeberverbände (BDA) 
hat kürzlich die vielen einzelnen An­
griffe auf die gesetzliche Lohnfort­
zahlung zu einem einzigen Forde­
rungspaket zusammengefaßt mit dem 
Ziel, die Lohn- und Gehaltsfortzah­
lung faktisch zu beseitigen und so die 
Lohnabhängigen auch krank zur Ar­
beit zu jagen, auf daß sie den Reich­
tum der Reichen noch schneller ver­
mehren. 27,2 Mrd. DM hätten sie 
1980 an Lohn- und Gehaltsfortzah­
lung zahlen müssen, wehklagen die 
Kapitalisten. Für sie sind diese Aus­
gaben nichts als Kosten, die ihre Pro­
fite schmälern und ihre Konkurrenz­
fähigkeit auf dem Weltmarkt beein­
trächtigen.

In der Tat: In keinem anderen 
Land des imperialistischen Westens 
hat die Arbeiterbewegung den An­
spruch des Lohnabhängigen auf 
Lohn auch im Krankheitsfall in dem 
Ausmaße durchsetzen können wie in 
der BRD und in Westberlin. Doch 
hatte die Erkämpfung dieses Rechts 
mit dem Lohnfortzahlungsgesetz 
1970 die Bedingungen für die Arbei­
terbewegung in anderen Ländern er­
leichtert: Wo überhaupt entsprechen­
de gesetzliche Regelungen existieren, 
sind sie in dieser Form nach 1970 ent­
standen. Die Beseitigung dieses 
Rechts in der BRD würde die Kapita­
listen in den betreffenden Ländern zu 
entsprechenden Angriffen geradezu 
antreiben, wenn sie nicht ihrerseits 
Nachteile gegenüber den westdeut­
schen Konkurrenten davontragen 
wollen. Die „Harmonisierung“ auf 
allerniedrigstem Niveau wäre unwei­
gerliche Folge einer Niederlage der 
westdeutschen Arbeiterbewegung bei 
der Verteidigung der gesetzlichen 
Lohn- und Gehaltsfortzahlung.

In Belgien gelten für Arbeiter und 
Angestellte hinsichtlich der Dauer 
der Entgeltfortzahlung unterschiedli­

che gesetzliche Regelungen: Die Ange­
stellten haben Anspruch auf 30 Tage 
Gehaltsfortzahlung, die Arbeiter dage­
gen nur auf eine Woche Lohnfortzah­
lung. Nach den 30 bzw. 7 Tagen zahlt 
die Krankenversicherung ein Kranken­
geld von 60% des Bruttolohnes/-gehal- 
tes (Dauer: ein Jahr). In einem landes­
weit gültigen Tarifvertrag ist jedoch 
geregelt, daß die Kapitalisten den Ar­
beitern vom 8. bis zum 30. Tag ihrer 
Krankheit einen Zuschuß in Höhe der 
Differenz von Krankengeld und Netto­
lohn zahlen müssen.

In Dänemark müssen die Kapitali­
sten 5 Wochen lang 90% des Netto­
lohns für die Arbeiter, dagegen 100% 
des Nettogehalts für die Angestellten 
zahlen; ab der 4. Woche der Arbeits­
unfähigkeit erhalten sie einen Teil der 
Entgeltfortzahlung von den Gemein­
den zurück. Nach Ablauf der fünf Wo­
chen zahlen die Gemeinden (als Träger 
des staatlichen Gesundheitsdienstes) 
für alle Lohnabhängigen 90% des Net­
tolohnes weiter.

In Frankreich müssen die Kapitali­
sten nur für Lohnabhängige, die sie 

mehr als drei Jahre ausgebeutet haben, 
Lohn- und Gehaltsfortzahlung leisten, 
und zwar je nach Dauer der Betriebs­
zugehörigkeit mindestens 30 Tage lang 
90%, hernach ebenfalls mindestens 30 
Tage lang 66,6% des Bruttoentgelts. 
Die anderen Lohnabhängigen haben 
nach drei Karenztagen lediglich An­
spruch auf ein Krankengeld in Höhe 
von 50% des Grundlohns.

In Großbritannien erhalten die Lohn­
abhängigen ein pauschales Kranken­
geld, das die Nationale Krankenversi­
cherung zahlt, in Höhe von ca. 60% 
des Lohnes bzw. Gehaltes. Bei weite­
ren Versicherungszahlungen wird das 
Krankengeld entsprechend gekürzt. Ei­
ne gesetzliche Entgeltfortzahlung be­
steht nicht, in vielen Betrieben konnten 
die Gewerkschaften lediglich ein zu­
sätzliches Krankengeld durchsetzen.

Ähnliche Regelungen gelten in Ir­
land.

In Italien ist das Recht auf Entgelt­
fortzahlung nur für die Angestellten 
durchgesetzt: Sie erhalten 100% des 
Gehaltes für mindestens 90 Tage. Für 
die Arbeiter hingegen zahlt das „Staat­
liche Institut für soziale Vorsorge“ 
nach drei Karenztagen 20 Tage lang le­
diglich 50%, danach 66,6% des Brut­
tolohnes Krankengeld.
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Überschusses“ hinnehmen mußte, so 
war das ausschließlich Folge der Preis­
erhöhungen der OPEC-Staaten und 
anderer ölproduzierender Staaten. In 
der gleichen Zeit konnten die BRD-Im- 
perialisten im Vergleich zu ihren impe­
rialistischen Konkurrenten die Lohn­
stückkosten weiter senken.

Die Tabelle zeigt: Zwar haben die 
BRD-Imperialisten ihre Währung ge­
genüber der Mehrzahl ihrer Konkur­
renten 1974-1981 mehrfach aufge­
wertet, was ihre Exporte zunächst ein­
mal verteuerte. Gleichzeitig aber konn­
ten sie die Zunahme der Lohnstückko­

Auch in Luxemburg müssen die Ka­
pitalisten nur für die Angestellten, und 
zwar 90 bis 120 Tage lang, 100% des 
Bruttogehaltes zahlen. Für die Arbeiter 
zahlt die gesetzliche Krankenversiche­
rung ein Krankengeld in Höhe des 
Bruttolohnes, ein Jahr lang.

Entgeltfortzahlungen gibt es in den 
Niederlanden nur auf Grundlage tarif­
licher Vereinbarungen, meistens aber 
nur für die zwei Karenztage bis zur 
Zahlung eines Krankengeldes in Höhe 
von 80% des Bruttolohnes/-gehaltes 
durch die gesetzliche Krankenversiche­
rung.

Ob in Griechenland die gesetzliche 
Entgeltfortzahlung existiert, ist uns 
nicht bekannt. Das Krankengeld, das 
höchstens ein halbes Jahr gezahlt wird, 
beträgt 50% des Durchschnittslohns 
der Versicherungsklasse, in der der je­
weilige Reallohn liegt (insgesamt beste­
hen 22 Versicherungsklassen).

Die gesetzliche Lohn- und Gehalts­
fortzahlungspflicht besteht ansonsten 
für die Kapitalisten nur noch in Öster­
reich - auch hier allerdings sind die 
Arbeiter den Angestellten nicht gänz­
lich gleichgestellt - und in der 
Schweiz.

In Japan erhalten die Arbeiter und 
Angestellten lediglich ein Krankengeld 

Gesetzliche Lohn- und Gehaltsfortzahlung in ausgewählten Ländern

Höhe in % des Brutto­
lohnes bzw. gehaltes Dauer in Tagen1

Arbeiter Angestellte Arbeiter Angestellte
Belgien......................... 100 100 7 30
Dänemark................... 902 100 35 35
BRD..................... 100 100 42 42
Frankreich................. 90/66 90/66 30' 30'
Großbritannien........... _ — — —
Irland.............. _ _ — —
Italien................... 100 — mind. 90
Luxemburg.......... _ 100 — 90- 120
Niederlande.......... _ _ — —
Österreich............... 100 100/50 284 424/28
Japan ................... — — — —
USA............................. .... — — — —
1) 1 Woche = 7 Tage, 1 Monat = 30 Tage. 2) des Neltolohnes bzw. -gehaltes. 3) Mindestens, die Dauer 
steigt mit Betriebszugehörigkeit, Maximum zweimal 90 Tage nach 33 Jahren. 4) Dauer steigt mit Be­
triebszugehörigkeit. Maximum 70 Tage bei den Arbeitern und 84 Tage bei den Angestellten nach 25 
Jahren.

sten durch Steigerung der Ausbeutung 
dermaßen gering halten, daß ihre Kon­
kurrenzposition auf den Märkten die­
ser Länder heute besser ist als 1974. 
Wobei man dazu sagen muß, daß die 
hohen Lohnstückkostenzunahmen 
z.B. in Italien oder Großbritannien 
durchaus keine Reallohnerhöhungen 
bedeuten. Die Inflationsrate lag in die­
sen Ländern im gleichen Zeitraum 
noch höher. Für die westdeutschen 
Kapitalisten schuf dieser erneute Vor­
sprung in der Ausbeutung die Grund­
lagen, auf denen sie ihre jetzige neuer­
liche Exportoffensive durchführen 
können.

von der gesetzlichen Krankenversi­
cherung in Höhe von 60% des Brut- 
tolohnes/-gehaltes (drei Karenztage). 
In den meisten Großbetrieben konn­
ten die Lohnabhängigen Zuschüsse 
der Kapitalisten durchsetzen.

In den USA existiert weder eine all­
gemeine gesetzliche Krankenversiche­
rung (außer in fünf Bundesstaaten) 
noch eine gesetzliche Lohn- und Ge­
haltsfortzahlungspflicht. Wenn über­
haupt, konnten die Gewerkschaften 
einen gewissen Krankenversiche­
rungsschutz nur tarifvertraglich 
durchsetzen. Aber selbst in der Groß­
industrie zahlten die Kapitalisten 
nach einer Umfrage von 1978 nur zu 
76% irgendeine Art von Kranken­
geld. Höhe und Dauer sind je nach 
Kampfkraft der Belegschaften äu­
ßerst unterschiedlich. Bei General 
Motors z.B. betrug der tarifvertrag­
lich abgesicherte Krankengeldan­
spruch knapp 60%, und dies gilt eher 
schon als hoch. Für unzählige Arbei­
ter bedeutet krank zu werden die bit­
terste Armut.
Quellennachweis: Achim Sellen: Finkommenssiche- 
rung bei Krankheit in westlichen Industrieländern, 
Deutscher Instituts-Verlag 1980; Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände: Soziale Sicherung in 
der Zukunft; Kommission der Europäischen Gemein­
schaft: Vergleichende Darstellung der Systeme der so­
zialen Sicherheit, Stand 1.7.1980.

Quelle: Sachverständigenrat. Jahresgutachten 
1981/82, S. 18. Die Angaben in der letzten Spalte 
sind wie folgt berechnet: Lohnstückkostenzunah­
me in dem jeweiligen Land 1974—81, verringert um 
die Abwertung seiner Währung gegenüber der DM 
bzw. (im Fall Österreichs, der Schweiz und Ja­
pans) vermehrt um die Aufwertung dieser Wäh­
rungen gegenüber der DM seit 1.1.1974.

Land Lohnstückkosten Lohnstückkosten
81, nat. Währung

1.1.1974 = 100
1981, in DM

1.1.1974 = 100

BRD 145,8 145,8
Belgien 199,8 180,8
Dänemark 219,9 159,7
Frankr. 256,2 175,5
GB 319,9 219,3
Irland 313,1 o.A.
Italien 385,9 165,1
NL 179,7 173,3
USA 185,6 155,4
Kanada 221,5 156,0
Japan 193,6 203,6
Österr. 171,7 180,0
Schweden 251,5 224,2
Schweiz 142,4 214,4

Daß die westdeutschen Kapitalisten 
trotz dieser beständigen Überschüsse 
im Warenexport dennoch ein Lei­
stungsbilanzdefizit zu verzeichnen ha­
ben, ist das Ergebnis zweier westdeut­
scher Besonderheiten: der Spitzenstel­
lung der BRD-Kapitalisten in der An­
treiberei und Arbeitshetze für die

Von September 1980 bis September 
1981 entließen die Kapitalisten allein in 
der Metallindustrie über 100000 Lohn­
abhängige. In der gleichen Zeit steiger­
ten sie ihre Exporte um 18,3%.

Lohnabhängigen und der Ausbeutung 
des größten Heeres ausländischer 
Lohnabhängiger in Europa. Das eine 
führt zu einem ,,Defizit“ vor allem in 
der Gesundheit und den Erholungs­
möglichkeiten westdeutscher Lohnab­
hängiger und ist der Grund für die ver­
hältnismäßig vielen Urlaubsreisen von 
Lohnabhängigen ins Ausland. Das an­
dere führt zu alljährlich beträchtlichen 
Überweisungen ausländischer Lohnab­
hängiger in der BRD an ihre Familien­
angehörigen in ihren Heimatländern. 
Beides aber bedeutet ein ,,Defizit“ in 
der Leistungsbilanz. Die Statistik er­
faßt nämlich jeden wirtschaftlichen
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Auf den Warenexport folgt der Kapitalexport: Automobilproduktion in der 
BRD (links) und in Südafrika (rechts). Stundenlohn in Südafrika: 4,55 DM.

Vorgang „Geld an Ausland“ als „De­
fizit“ bzw. „Minus“. Zur Leistungsbi­
lanz zählen aber neben Warenexporten 
und -Importen auch „Übertragungen“ 
(darunter die Überweisungen ausländi­
scher Lohnabhängiger in der BRD an 
ihre Familien) und „Dienstleistun­
gen“, worunter die Bundesbank auch 
Urlaubsreisen aufführt.

1980 betrug das gesamte Defizit der 
„Leistungsbilanz“ der BRD mit dem 
Ausland 29,832 Mrd. DM. Davon 
machten die Urlaubsreisen ins Ausland 
allein 37,818 Mrd. DM „Minus“ aus, 
die Überweisungen ausländischer 
Lohnabhängiger weitere 6,9 Mrd. DM, 
zusammen 44,7 Mrd. DM „Minus“. 
So verwandelt sich ein Überschuß im 
Warenexport in ein „Defizit der Lei­
stungsbilanz“!

Das von Bourgeoispolitikern des öf­
teren scheinheilig beklagte „Defizit“ 
in der „Devisenbilanz“ (d.h. Lei­
stungsbilanz sowie alle Kredite und Ka­
pitalexporte und -importe) ist vor al­
lem ein Ergebnis der Kapitalexporte 
der BRD-Kapitalisten. Die Bundes­
bank erfaßt nämlich allen Kapitalex­
port als „Geld an Ausland“, d.h. als 
„Minus“. Je höher also der Kapitalex­
port, desto höher das Defizit in der De­
visenbilanz! Es sei denn, die westdeut­
schen Kapitalisten erzielen solche 
Überschüsse im Warenexport, daß sie 
sämtliche Kapitalexporte (1980 immer­
hin 27,374 Mrd. DM langfristiger Ka­
pitalexport!) aus ihren Warenexport­
überschüssen bestreiten können.

Genau das aber haben die BRD-Im­
perialisten jahrelang gemacht. So er­
zielten sie 1974 ihren bisher größten 
Überschuß im Warenexport - 50,8 
Mrd. DM nach Angaben der Bundes­
bank. Im nächsten Jahr steigerten sie 
ihren Kapitalexport auf die Rekordhö­
he von 21,875 Mrd. DM, nach 9,484 
Mrd. DM 1974. Seitdem ist der west­
deutsche Kapitalexport nur zweimal - 
1976 und 1979 - auf knapp unter 20 
Mrd. DM gefallen. Ende Oktober letz­
ten Jahres hatten die Kapitalisten seit 

Jahresanfang erneut 18,7 Mrd. DM 
Kapital ins Ausland geschafft.

Warum dann überhaupt das Ge­
schrei der Kapitalisten über die Ge­
fährdung ihrer „Wettbewerbsfähig­
keit“? Die Kapitalisten streben eine ra­
biate Lohnsenkung an, eine gnadenlo­
se Anspannung der Arbeitskraft und 
Minderung des Lebensstandards der 
Lohnabhängigen, zwecks noch präch­
tigeren Gedeihens der Reichen und des 
Reichtums in der BRD. Eine solche 
Steigerung ihrer Profite würde ihnen 
- gerade bei Fortdauer der wirtschaft­
lichen Stagnation in den anderen impe­
rialistischen Ländern - prächtige 
Chancen eröffnen. Sowieso ist die 
BRD bereits mit Abstand stärkste 
Wirtschafts- und Handelsmacht in der 
EG, zweitstärkste Handelsmacht der 
Welt und größter Exporteur von Fer­
tigwaren in der Welt. Beschleunigte 
Kapitalakkumulation in der BRD und 
Steigerung des Warenexports in andere 
Staaten aber würde den Finanzbourge­
ois die Möglichkeit eröffnen:

- ihre wirtschaftliche Vorherrschaft 
in der EG zu festigen und sich zur un­
umstrittenen Hegemonialmacht in 
Westeuropa und alsbald im Mittel­
meerraum aufzuschwingen

- ihre wirtschaftliche Infiltration in 
die RGW-Staaten noch einmal be­
trächtlich zu steigern (schon heute ist 
die BRD größter westlicher Warenex­
porteur in diese Staaten), die Verschul­
dung und Abhängigkeit dieser Staaten 
zu vergrößern und sich weitere Felder 
auch politischer Einmischungsmög­
lichkeiten zu erschließen

- auf den Weltmärkten als stärkste 
Handelsmacht aufzutrumpfen, mittels 
Warenexporten zusätzliche Marktan­
teile zu erobern, diese durch Kapitalex­
porte auszubauen und sich zu einem 
internationalen Blutsauger erster Ord­
nung aufzuschwingen.

Am deutschen Wesen soll die Welt 
genesen! Die Gefräßigkeit dieses 
„deutschen Wesens“ ist den Völkern 
der Welt aus zwei imperialistischen 

Weltkriegen noch frisch in Erinnerung. 
Deshalb treten die BRD-Bourgeois 
jetzt anders auf: „Ausbau der interna­
tionalen Arbeitsteilung“ und „Festi­
gung der Kooperation“ sind ihre Lo­
sungen. Was freilich nichts daran än­
dert, daß ihre Expansion eine gnaden­
lose Vernichtungskonkurrenz gegen ri­
valisierende Imperialisten und gegen 
die Wirtschaft der Staaten der Dritten 
Welt bedeutet. Oder, wie der CDU- 
Abgeordnete Dr. Waigel im Februar 81 
vor dem Bundestag forderte: „Die 
Pionierleistung deutscher Ingenieure 
auf den Weltmärkten bedarf auch der 
politischen Rückendeckung.“

Warum sollten sich die westdeut­
schen Lohnabhängigen für dieses Ex­
pansionsprogramm ihrer Ausbeuter 
gewinnen lassen? Es ist doch einfach 
nicht wahr, wenn die Kapitalisten be­
haupten, „der Export sichert die Ar­
beitsplätze“. Schon die jetzigen „Ex­
porterfolge“ der Kapitalisten sind Er­
gebnis brutalster Rationalisierungen in 
den Betrieben, die Massenarbeitslosig­
keit also sozusagen das getreue Spiegel­
bild des Exporterfolgs. Nur daß das ei­
ne als klingende Münze in den Taschen 
der Kapitalisten landet, das andere da­
gegen Not und Elend der Lohnabhän­
gigen bedeutet. Zweitens stachelt jeder 
Erfolg der BRD-Imperialisten im Ex­
port ihre Konkurrenten zu verbissenen 
„Aufholjagden“ an, d.h. ihrerseits zu 
schweren Lohnsenkungen und Ratio­
nalisierungen, also Entlassungen. Jede 
so den belgischen, französischen oder 
britischen Arbeitern aufgezwungene 
Lohnsenkung aber steigert gesetzmä­
ßig den Druck der westdeutschen Blut­
sauger auf Lohn- und Lebensstandard 
der Lohnabhängigen in der BRD. Drit­
tens schreiten die Kapitalisten nach je­
dem Erfolg im Warenexport zur 
,,Marktsicherung“ durch Kapitalex­
port - sprich Fabrikschließung hier, 
neue Fabrik in Griechenland, Südafri­
ka, Singapur usw. Jedes Nachgeben im 
wirtschaftlichen Kampf verschafft den 
Kapitalisten nur mehr Kapital für den 
Kapitalexport. Die Lohnabhängigen in 
der Textilindustrie, in der Elektroindu­
strie und anderen Branchen können ein 
Lied von den Folgen singen.

Es gibt also wirklich keinen vernünf­
tigen Grund, warum die Lohnabhängi­
gen in den anstehenden Lohnauseinan­
dersetzungen die von den Kapitalisten 
geforderte „Zurückhaltung“ an den 
Tag legen sollten. Ganz im Gegenteil: 
Gerade weil die westdeutschen Kapita­
listen so fett im „Exportgeschäft“ 
stecken, haben sie bei jedem Streik 
auch viel zu verlieren. Ein Verlust von 
Exportaufträgen würde die Kapitali­
sten in der angespannten wirtschaftli­
chen Lage schwer treffen. Ein ent­
schlossener Streik könnte sie deshalb 
schneller zum Nachgeben zwingen, als 
mancher glauben mag.
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,,Arbeitsteilung“ zwischen 
Gläubigern und Schuldnern
Die in dem nebenstehenden Schau­
bild dargestellte Verteilung der Be­
völkerung von 126 Mitgliedsstaaten 
des Internationalen Währungsfonds 
zeigt eine deutliche Dreiteilung dieser 
Staaten nach der Entwicklung der 
Produktivkraft ihrer arbeitenden Be­
völkerung. Die erste Gruppe umfaßt 
die Staaten der Dritten Welt, in de­
nen bis heute der überwiegende Teil 
der arbeitenden Klassen in der Land­
wirtschaft tätig ist. Die Produktiv­
kraft dieser Bauern ist gering - Fol­
ge der jahrhundertelangen kolonialen 
Knechtung und Ausplünderung. So­
weit Warenproduktion stattfindet, 
besteht sie vorwiegend in der Liefe­
rung von agrarischen und minerali­
schen Rohstoffen zu Spottpreisen an 
die Imperialisten. Jeder Kauf drin­
gend benötigter Güter bei den Impe­
rialisten treibt die Schulden in die 
Höhe. Um die Zinsen usw. aufzu­
bringen, müssen die Regierungen die 
Bauern höher besteuern. Den Bauern 
fehlen so jegliche Mittel zur Entwick­
lung ihrer Produktion. Immer mehr 
werden ihres Bodens und ihrer Le­
bensmittel beraubt und zu Beschäfti­
gung suchenden Armen, Lohnarbei­
tern. Die zweite Gruppe bilden die 
,,Schwellenländer“ der Dritten Welt. 
Der Anteil der arbeitsfähigen Bevöl­
kerung, der jeglicher Produktions­
und Lebensmittel beraubt ist und ei­
ne Lohnarbeit suchen muß, ist der­
maßen gestiegen, daß für die Impe­
rialisten auch die Anlage eigener Fa­
briken „lohnend“ wird. Die 
„Schwellenländer“ müssen sich fast 
alle ihre Kredite bei privaten Banken 
der Imperialisten leihen. Explosions­
artig in die Höhe schnellende Zinsen 
sind die Folge. Die dritte Gruppe 
schließlich sind die imperialistischen 
Staaten. Die Verschuldung der Staa­
ten der Dritten Welt bei allen Impe­
rialisten zusammen ist etwa sechsmal 
so groß wie bei der BRD allein.

Erläuterungen zur nebenstehenden Tabelle und 
zum Schaubild: Grundlage für Tabelle und 
Schaubild waren die Daten über sämtliche Staa­
ten, die am 31.12.1980 Mitglied im Internatio­
nalen Währungsfonds waren. Soweit über einzel­
ne Staaten keine Angaben erhältlich waren, sind 
diese unter der Tabelle aufgeführt. Um statisti­
sche Ungenauigkeiten und zufällige Schwan­
kungen im Bruttosozialprodukt auszuschalten, 
haben wir bei der Berechnung des Bruttosozial­
produkts pro Kopf den Durchschnitt der Jahre 
1977 bis 1979 gebildet. Quellen: Weltbank, 
Weltentwicklungsbericht 1979, 1980 und 1981. 
Die Angaben für „Schulden an BRD“ (Stand: 
17.8.1979) erfassen nur die öffentlichen und 
staatlich garantierten Schulden, nicht aber die 
privater Firmen in diesen Staaten an die BRD. 
Quelle: Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, Vierter Bericht zur Entwick­
lungspolitik der Bundesregierung, S. 104f.

::128 :256 :512 :1024 :2048 :4095 :8191 :16383
X-Achse: Leistungsklassen nach'erzieltem Bruttosozialprodukt pro Einwohner. Bevölkerung der
Länder in Mio. (linke Skala). # = Durchschnittliche Verschuldung dieser Lander an die BRD 19~9 in Pro­
mille ihres Bruttosozialprodukts 1979 (rechte Skala). « Dieselbe Große mit der Annahme einer Ver­
schuldung Chinas vergleichbar der Verschuldung Indiens (Annahme: 7 026 Mio. DM).

Land BSP/Kopf 
1977—79 

in DM

Bevölk.
1979
Mio.

Schulden 
an BRD 
Mio. DM

Land BSP Kopf 
1977—79 

in DM

Bevolk.
19"9
Mio.

Schulden 
an BRD 
Mio DM

Bangladesh 185 88,9 866 Jordanien 1 973 3.1 547
Äthiopien 245 30,9 173 Tunesien I 986 6.2 1 096
Nepal 245 14,0 32 Malaysia 2 287 13.1 251
Mali 251 6,8 222 Süd-Korea 2315 37.8 1781
Somalia 252 3,8 81 Jamaika 2403 29
Tschad 262 4,4 20 Türkei 2475 44J 2 853
Burundi 304 4,0 21 Panama 2 663 1.8 0
Birma 307 32,9 640 Algerien 2 674 18,2 5 209
Obervolta 318 5,6 101 Mexiko 2 732 65,5 507
Vietnam 342 52,9 70 Chile 2 874 10,9 274
Ruanda 343 4,9 44 Fidschi 2914 0.6 0
Malawi 351 5,8 108 Südafr. Rep. 3 079 28,5 o.A.
Indien 353 659,2 4 773 Costa Rica 3 103 -> *> 46
Zaire 400 27,5 699 Brasilien 3 191 116^5 14 237
Afghanistan 412 15,5 218 Uruguay 3 468 2,9 11
Sri Lanka 423 14,5 348 Rumänien 3 592 21.9 o.A.
Niger 436 5,2 173 Irak 3917 12,6 818
Sierra Leone 440 3,4 102 Argentinien 3 980 27,3 1762
Pakistan 460 79,7 2 173 Portugal 4 127 9,8 1478
Tansania 460 18,0 462 Surinam 4 133 0,4 1
Benin 462 3,4 42 Barbados 4 173 0,2 22
Gambia 462 0,6 25 Iran 4437 37.0 5 394
Guinea 482 5,3 32 Malta 4 580 0.3 43
VR China 510 970,9 0 Jugoslawien 4 595 22,0 3 312
Haiti 511 4,9 31 Zypern 4 736 0,7 65
Madagaskar 530 8,5 117 Oman 5 501 0.9 200
Zentralafr. Rep. 538 2,0 38 Trinidad u. T. 5 861 1.2 0
Uganda 574 12,8 69 Venezuela 5913 14,5 271
Lesotho 581 1,3 24 Bahamas 6092 0,2 o.A.
Mauretanien 585 1,6 61 Griechenland 6770 9.3 2070
Togo 660 2,4 316 Singapur 6 772 2,4 30
Kenia 662 15,3 626 Israel 7 084 3,8 2613
Sudan 665 17,9 515 Irland 7 124 3,3 o.A.
Indonesien 699 142,9 4616 Gabun 7 388 0,6 132
Ghana 800 11,3 497 Spanien 7 468 37,0 2156
Ägypten 802 38,9 2 698 Italien 8447 56,8 o.A.
Samoa 812 0,2 16 Bahrain 8 898 0,4 54
Senegal 823 5,5 155 Großbritannien 10650 55,9 o.A.
Jemen DVR 838 1,9 1 Neuseeland 11 591 3,1 o.A.
Kamerun 913 8,2 421 Saudi-Arabien 14271 8.6 9469
Jemen AR 938 5,7 215 Finnland 14319 4.8 o.A.
Liberia 938 1.8 907 Japan 14645 115.7 o.A.
Honduras 962 3,6 82 Österreich 14 723 7,5 o.A.
Sambia 975 5,6 648 Libyen 14 788 2,9 2 138
Zimbabwe 995 7,1 o.A. Australien 16602 14,3 o.A.
Thailand 1014 45,5 692 Frankreich 17251 53,4 o.A.
Philippinen 1 056 46,7 286 Niederlande 17414 14,0 o.A.
Botswana 1086 0,8 213 Island 17 443 0.2 o.A.
Nigeria 1 109 82,6 882 Kanada 18 583 23.7 o.A.
VR Kongo 1 126 1,5 5 Belgien 18631 9,8 o.A.
Papua-Neuguinea 1 157 2,9 0 USA 19 509 223,6 o.A.
Guayana 1 163 0,8 14 Norwegen 19521 4.1 o.A.
Bolivien 1 165 5,4 298 BRD 19611 61,2 —
Swasiland 1 264 0,5 61 Dänemark 20 134 5,1 o.A.
El Salvador 1 277 4,4 9 Luxemburg 21 169 0.4 o.A.
Marokko 1 326 19,5 895 Schweden 21 283 8.3 o.A.
Peru 1 592 17,1 535 Schweiz 24 321 6,5 o.A.
Nikaragua 1608 2.6 104 Katar 27 746 0,2 73
Elfenbeinküste 1732 8,2 438 Kuwait 29912 1.3 393
Kolumbien 1 743 26,1 507 Ver. Arab. Em. 30 212 0,8 559
Mauritius 1 773 0,9 4
Paraguay 1 788 3.0 289 IWF-Mitglieder . aber keine Angaben erhältlich: Aqua-
Ekuador 1 842 8,1 215 torial-Guinea, Grenada. Guinea-Bissau. Demokrati
Guatemala 1 844 6.8 62 sches Kampuchea, Kap Verde, Laotische DVR. 1 iba-
Dominik. Rep. 1 864 5,3 10 non, Malediven. Salomonen, Sao Tome und Principe.
Syrien 1 956 8,6 484 St. Lucia, Seychellen und Dominica.
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Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

Begrenzung der Bereit­
schaftsdienste

Die Tarifverhandlungen über 
eine Neuregelung der Bereit­
schaftsdienste zwischen der 
ÖTV und Vertretern von 
Bund, Ländern und Gemein­
den werden am 27./28.1.82 
weitergeführt. Die ÖTV for­
dert u.a.: Begrenzung der An­
zahl der in einem Kalendermo­
nat zu leistenden Bereitschafts­
dienste; Anspruch auf Freizeit 
im Anschluß an einen geleiste­
ten Bereitschaftsdienst. Der 
Dienstherr hat bisher rigoros 
abgelehnt. Die ÖTV fordert 
die Beschäftigten in den Kran­
kenhäusern auf, ihre Forde­
rungen verstärkt durch Ver­
sammlungen und Aktionen 
deutlich zu machen.

Wehrpflichtige 
gegen Kürzung

354 Wehrpflichtige der Wilder­
mut-Kaserne, Böblingen, pro­
testierten in einem offenen 
Brief an den Wehrbeauftrag- 
ten des Bundestages gegen die 
Kürzung der 50 DM Sparför­
derung. Dies entspräche einer 
Wehrsoldkürzung um 21 %: 
,,Wir fragen uns, ob das uns 
Wehrpflichtigen . . ., die mate­
riell und zeitlich stark einge­
schränkt sind, beruflich eine 

In Costa Rica bestreiken 6000 Arbeiter die Bananenplantage der 
Standard Fruit Company in Siquirres und Rio Frito an der Atlan- 
tikküste. 1 500 von ihnen streiken seil Anfang Dezember. Die Ar­
beiter fordern von dem US-imperialistischen Monopol den Ab­
schluß von neuen Tarifverträgen über eine Lohnerhöhung von 
60%. Vor kur/em wurden die Preise für die Produkte des Grund­
bedarfs um mehr als 77% erhöht. Die Arbeiter auf den Bananen­
planlagen führten den letzten großen Streik 1980 gegen die US- 
Monopole. Sie forderten damals Lohnerhöhung und die Wieder­
einstellung von Arbeitern, die wegen Streiks entlassen worden 
waren. Die US-Monopole kontrollieren 60% der Bananenaus­
fuhr des Landes. Sie zahlen für jede Kiste Bananen lediglich 45 
US-( ent Exportsteuer, bei einem Exportpreis 1980 von 3 US- 
Dollar je Kiste von 18 kg. Standard Fruit Company ist in Costa 
Rica das zweitgrößte US-Monopol im Bananensektor. Das US- 
Monopol, das äußerst niedrige Föhne zahlt, streicht jährliche 
Profite ein, die auf 12 Mio. US-Dollar geschätzt werden.

200 Beschäftigte des Druck­
zentrum Düsseldorf traten am 
21.12. gegen 20 geplante Ent­
lassungen in Streik. Der Be­
triebsrat spricht von „Salami­
taktik“ bei Rationalisierungs­
vorhaben. Bild: Lohnstreik bei 
der Rheinischen Post 1976. -

Im Süddeutschen Verlag Mün­
chen führten 200 Beschäftigte 
aus Satz und Chemigrafie ei­
nen einstündigen Warnstreik 
am 16.12. durch. Die Ge­
schäftsleitung weigert sich, sie 
nach der neuen Gehaltsstruk­
tur höherzugruppieren. 50 An­
gestellte sollen bis 300 DM mo­
natlich abgruppiert werden. Es 
wird weiter verhandelt.

Lücke von 15 Monaten in 
Kauf nehmen müssen, über 
keine Lobby im Bundestag 
und über keine Soldatenge­
werkschaft verfügen, nur des­
halb zugemutet wird, weil man 
glaubt, gegen uns eine solche 
Ungerechtigkeit am leichtesten 
durchsetzen zu können.“ 
Stattdessen wird der Verzicht 
auf zwei Tornado-Flugzeuge 
gefordert. Dadurch würde die 
Verteidigungskraft weitaus ge­
ringer geschwächt, als „durch 
den steigenden Unmut der Sol­
daten, einen Staat zu schützen, 
der so wenig für seine Beschüt­
zer tun will.“

Keine Schließung 
von Videocolor!

Das Werk Videocolor in Ulm 
mit 17000 Beschäftigten soll 
bis April 1982 geschlossen wer­
den, obwohl die hier produ­
zierte Mittelformatröhre (56 
cm) steigende Absatzzahlen 
verspricht. AEG-Telefunken 
und Thomson-Brandt hatten 
letztes Jahr vereinbart, die 
Farbbildröhrenfertigung in 
Anagni (Italien) zu konzentrie­
ren. Gegen die Konzernpolitik 
demonstrierten Anfang De­
zember 150 Beschäftigte vor 
dem Stuttgarter Landtag und 
im Wirtschaftsministerium. 
Kurzfristig wurde auch das 
Werk in Ulm besetzt. Die For­
derung von Belegschaft, Be­
triebsrat und IG Metall, das 
Werk in Ulm zu erhalten, be­
antwortete Thomson-Brandt, 
ab 1982 Alleingesellschafter, 
mit einem Antrag auf Ver­
gleich beim Amtsgericht Ulm 
und mit 368 Kündigungen zum 
23.1. Daraufhin trat die Beleg­
schaft am 11. Januar in den 
Streik. Das Verhalten der Poli­
tiker bezeichnet die IG Metall 
„skandalös“.

VW zahlt 
59er-Regelung

Seit 1. Januar ist bei VW eine 
Betriebsvereinbarung über die, 
Fortführung der 59-Regelung 
in Kraft. Der Gesamtbetriebs­
rat konnte erreichen, daß VW 
alle Kosten trägt. Im Rahmen 
der Sparbeschlüsse hat die 
Bundesregierung die Gelder, 
die von den Sozialversicherun­
gen für die 59er-Regelung auf­
gebracht wurden, gestrichen. 
Nur wenn die Unternehmen 
bereit sind, die Kosten, die bis­
her von der Arbeitslosen- und 
Rentenversicherung gezahlt 
wurden, zu übernehmen, ist 
die Vereinbarung einer 59er- 

Regelung möglich. Rund 40 
Millionen DM im Jahr muß 
VW jetzt zusätzlich an die 
Arbeitslosen- und Rentenversi­
cherung zahlen. Für jeden Ar­
beiter oder Angestellten, der 
die Regelung in Anspruch 
nimmt, zahlt VW jetzt zwi­
schen 21000 und 31000 DM 
mehr. - Seit 1974 haben allein 
12000 Beschäftigte im VW- 
Konzern die 59er-Regelung ge­
nutzt, so daß die Sozialversi­
cherungen erheblich belastet 
wurden. Als die Regierungs­
pläne bekannt wurden, die 
Zahlungen zu streichen, hatte 
der Gesamtbetriebsrat dagegen 
protestiert, da der wachsende 
Verschleiß der Arbeitskraft 
frühere Verrentung erfordert. 
Mit der jetzt erzielten Rege­
lung ist jedoch erreicht, daß 
die die Frühverrentung bezah­
len, die sie auch verursachen.

IGBE: Gewerkschafti.
Ausländerarbeit

Essen. Erneut hat die IG Berg­
bau und Energie (IGBE) vor 
kurzem eine Ausländerkonfe­
renz durchgeführt. Mehr als 
15%, etwa 38000 der insge­
samt 250000 Beschäftigten in 
allen Bergbauzweigen, sind 
Ausländer. Allein 27 750 da­
von sind türkischer Nationali­
tät. Der Organisationsgrad ge­
rade der türkischen Arbeiter 
liegt über dem Gesamtdurch­
schnitt von 94,6%. Der Anteil 
der ausländischen Betriebsräte 
konnte gesteigert werden. 
Wenn er mit 4% auch insge­
samt noch niedrig ist, so ist 
doch in allen Betriebsräten 
mindestens ein ausländischer 
Arbeiter. Angekündigt hat die 
IG Bergbau jetzt die Beteili­
gung an einem Wohnungsbau­
programm, mit dem speziell 
für ausländische Arbeiter bes­
sere Wohnverhältnisse ge­
schaffen werden sollen.
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Bosch-Siemens-Hausgerätewerk

Keine Möglichkeit zur Rationalisie­
rung soll ausgelassen werden
Traunreut. Mit der seit Anfang Januar 
begonnenen Aufwand-Nutzen-Analyse 
greift die Rationalisierungswelle im 
Bosch-Siemens-Hausgerätewerk ver­
stärkt auf die Bereiche der Zeitlöhner 
und Angestellten über. Nachdem die 
Kapitalisten keine Möglichkeit zur Ra­
tionalisierung an den Akkordarbeits­
plätzen auslassen, werden jetzt Berei­
che wie Werkzeugbau, Revision, La­
ger, Disposition durchforstet. Im 
Werk Westberlin erprobte Rationali­
sierungsmaßnahmen werden Zug um 
Zug in Traunreut durchgeführt:

- Die einzelnen Revisionsstationen 
werden mit Datensichtgeräten ausgerü­
stet, die Revision erfolgt elektronisch. 
Die Daten werden an den Großrechner 
überspielt. Das Führen von Stückzahl­
zetteln und Akkordkarten wird da­
durch von Seiten der Kapitalisten über­
flüssig, die Bearbeitung der Lohnab­
rechnungsstreifen vereinfacht.

- Die Bereiche Warenannahme, 
Lager und Eingangsprüfung werden 
mit einem Rechner ausgestattet (auto­
nomes Subsystem), der ebenfalls mit 
dem Großrechner in Verbindung steht. 
Zwei Beispiele über die Auswirkung 
auf die Lagerarbeit: Der Einlagersteu­
ermann liest den codierten Beleg des 
Behälters mit Lesestift ein, tastet die 
eingelagerte Menge von Hand in den 
Bildschirm des Datensichtgerätes, der 
Rechner vergibt den Leerplatz, über­
wacht die Steuerung bis zur Ablage der 
Palette im Fach. Beim Materialbezug: 
Die codierte Bezugskarte wird eingele­
sen, sodann gibt der Rechner Auskunft 
über den Bestand. Lagerabgänge wer­
den sofort verbucht.

- Der Werkzeugbau soll bis 1985 
umgerüstet werden auf rechnergesteu­
erte Produktion und rechnergestützte 

Konstruktion. Ein Versuch im Werk 
Westberlin hat zum Ergebnis, daß 
zwölf Werkzeugmacher und zwei Kon­
strukteure wegrationalisiert werden 
können.

Die Investitionen der Kapitalisten 
haben 1980 mit 61 Mio. DM einen Hö­
hepunkt erreicht, Bosch-Siemens hat 
seinen Anteil am Hausgerätemarkt 
weiter ausbauen können, insbesondere 
die Exportgeschäfte sind in die Höhe 
geschnellt, während der Absatz im In­
land rückläufig ist. Die Exportquote 
liegt jetzt bei mehr als 30%.

Betriebsrat und Gewerkschaft ge­
lingt es nur vereinzelt, sich gegen die 
vielzähligen Maßnahmen der Kapitali­
sten durchzusetzen. Die Aufwand- 
Nutzen-Analyse wird von der IG Me­
tall angegriffen, ein „Interessenaus­
gleich und Sozialplan“ verlangt, und 
„zwar schon im Vorfeld der Untersu­
chung“. Erreicht werden konnte, daß 
die Beschäftigten, die in der Disposi­
tion wegrationalisiert werden sollen, 
nicht entlassen, sondern umbesetzt 
werden. Eine Lohnsenkung durch Um­
wandlung von Akkordlohngruppe 
SAB 04 in Zeitlohngruppe SAB 06, 
was eine Lohneinbuße von 0,90 DM 
pro Stunde bedeutet hätte, konnte der 
Betriebsrat mittels Betriebsvereinba­
rung verhindern. Eine auf drei Jahre 
unkündbare außertarifliche Zulage 
wird als Ausgleich gezahlt. Ebenfalls 
konnte verhindert werden, daß die Li­
nienbetreuer statt nach SAB 06 nur 
noch nach SAB 05 gezahlt werden.

Abgruppierungen mußten hinge­
nommen werden im Zusammenhang 
mit der Einführung neuer Maschinerie, 
so die Schweißer am Roboter von SAB 
07 auf SAB 05. Mit der Einführung der 
neuen Herdreihe ist durch Vereinfa­
chung der Kabelverdrahtung ebenfalls 

eine Abgruppierung von SAB 04 in 03 
durchgesetzt worden. Die jährliche 
Eingruppierungsüberprüfung ergab, 
daß von 1400 Akkordarbeitern 80 ab- 
und 170 höhergruppiert wurden. Täg­
lich werden ganze Kolonnen von Ar­
beitern umbesetzt von einer Abteilung 
in die nächste, von einer Halle in eine 
andere. Da es keine festen Arbeitsplät­
ze gibt und sich die Stammlohngruppe 
nach der Lohngruppe richtet, in der 
am meisten geschafft wurde, kommt in 
den Auf- und Abgruppierungen auch 
ein wenig die „grenzenlose Siemens- 
Mobilität“ ans Licht.

Wird beispielsweise eine Arbeiterin 
in Stammlohngruppe SAB 04 einge­
stuft und verrichtet in einem Jahr Tä­
tigkeiten in SAB 04 zu 25%, in SAB 03 
zu 35% und in SAB 02 zu 40%, so 
wird sie im folgenden Jahr in Stamm­
lohngruppe SAB 02 eingestuft. Die 
Mobilität erreicht dort ihren Höhe­
punkt, wo die Beschäftigten zwischen 
Hausgerätewerk und Siemens-Leuch- 
lenwerk je nach Lage der Konjunktur 
ausgetauscht werden.

Bosch-Malaysia
Arbeitsbedingungen,
Entlohnung, Kämpfe

Stuttgart. Eine kleinere Gruppe Ge­
werkschafter von Bosch in Stuttgart- 
Feuerbach untersuchte die Lage der 
Arbeiter in den Bosch-Fabriken in Ma­
laysia, um der massiven Propaganda 
der Bosch-Kapitalisten über Fleiß, Zu­
friedenheit und Anspruchslosigkeit der 
dortigen Arbeiter entgegenzutreten. 
Folgendes fanden sie unter anderem 
heraus:

Die größte Fertigungsstätte von 
Bosch in Fernost liegt auf der Insel Pe- 
nang in Malaysia. Seit 1972 wurde ein 
großer Teil der Produktion von Ton­
filmkameras und Projektoren aus dem 
Werk Stuttgart-Untertürkheim dorthin 
verlagert.

Mehrere Gründe sprachen damals 
wie heute für diesen Standort, einer so­
genannten Freien Produktionszone: 
Gewerkschaftliche Betätigung ist in 
diesen Zonen Malaysias verboten, den 
ausländischen Firmen gibt der malaysi­
sche Staat Steuerfreiheit in den ersten 
fünf Jahren, Ermäßigung um 90% in 
den nächsten zehn Jahren und in den 
nachfolgenden Jahren Ermäßigung um 
40%, die Infrastruktureinrichtungen 
wie Hafen und Flughafen sind gut aus­
gebaut. Wesentlicher Faktor ist aber 
das Arbeitskräftepotential:

So sind bei Bosch-Malaysia 85% der 
1700 Beschäftigten weiblich, ihr 
Durchschnittsalter beträgt 21/22 Jah­
re, der Anfangslohn circa 120 DM mo­
natlich, was zur Ernährung einer Fami­
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lie nicht ausreicht. Deshalb stellt Bosch 
nur unverheiratete Frauen ein. Ihre 
Anlernzeit beträgt ein bis zwei Wo­
chen, eine Ausbildung erhalten sie 
nicht. Der Betrieb legt jedoch Wert 
darauf, daß nur Arbeiterinnen mit ei­
ner weiterführenden Schulbildung 
(8 — 9 Jahre Schulbesuch) eingestellt 
werden. Insgesamt kosten die 13 west­
deutschen Führungskräfte Bosch mehr 
als alle in der Produktion beschäftigten 
1600 Arbeiter und Arbeiterinnen.

Die Zulieferer der Halbfertigpro­
dukte sitzen in Stuttgart und Turin, 
darüber hinaus in Taiwan, Hongkong 
und Singapur. Der einheimische Anteil 
an Rohmaterial beträgt zwischen 5 und 
10% (zumeist Verpackungsmaterial), 
die fertigen Filmkameras werden zu 
100% exportiert - zollfrei.

Vom ersten Tag der Beschäftigung 
an sprechen die Manager bewußt die 
patriarchalische Struktur der Familien 
an, um die Arbeiterinnen zur Lei­
stungsbereitschaft und zur Unterwür­
figkeit anzuhalten: So tragen diese T- 
Shirts mit der Aufschrift Bosch-family 
(siehe Bild) als ihre Uniform. Gearbei­
tet wird meist am Mikroskop und in 
Montagegruppen, die Gesundheit ist 
schnell ruiniert.

Zur Verhinderung allzu raschen 
Raubbaus an der Gesundheit erließ die 
malaysische Regierung 1979 Gesetze, 
die die Verlängerung des Jahresur­
laubs, die Anzahl gesetzlicher Feierta­
ge, die Lohnfortzahlung im Krank­
heitsfall, das Mutterschaftsgeld und 
Zuschläge bei Überstundenarbeit be­
stimmen.

Gegen die Niedrigstlöhne streikten 
1980 Arbeiterinnen in fünf Elektrofa­
briken auf Penang und erzwangen eine 
Erhöhung des Tageslohns um 1,60 DM 
bis 2,40 DM. Noch ist ihre Gewerk­
schaft nicht offiziell anerkannt, aber 
sie sind nahe daran, dies zu erreichen. 
Den Kampf zur Anerkennung der 
Elektronikarbeitergewerkschaft führen 
sie seit 1974.

20

Acht Alteninitiativen führten im Juli 81 in Hamburg einen Gegenkongreß zum 
gleichzeitig stattfindenen „Internationalen Gerontologenkongreß“ durch. Ge­
fordert wurde u.a. eine Volksrente von 1250 DM mindestens, sofortige Auszah­
lung der 13%igen Rentenkürzung der letzten 3 Jahre, wohnliche Heime in Selbst­
verwaltung, Einstellung von mehr Pflegekräften.

Sozialhilfe • •
Auswirkungen der Änderungen 
des Bundessozialhilfegesetzes
Hamburg. Mit dem 2.Haushaltsstruk­
turgesetz hat auch das Bundessozialhil­
fegesetz (BSHG) eine Reihe einschnei­
dender Änderungen zum 1.1.1982 er­
fahren. Wir wollen im folgenden die 
wichtigsten Änderungen darsteilen.

§ 15b BSHG: Überbrückungszah­
lungen können jetzt als Darlehen be­
willigt werden, wenn sie nicht länger 
als ein halbes Jahr gezahlt werden und 
keine Ansprüche bei anderen Soziallei­
stungsträgern bestehen. Diese neue 
Vorschrift betrifft insbesondere Ar­
beitslose ohne Anspruch auf Arbeitslo­
senhilfe und Kranke, die keinen An­
spruch mehr auf Krankengeld haben 
(„ausgesteuert“ sind).

§ 18/19 BSHG: ,,Arbeitsgewöh­
nungsmaßnahmen“ sind jetzt auch für 
die Personen durchzuführen, denen ei­
ne Arbeitserlaubnis nicht erteilt wird. 
Damit ist die Legalisierung der 
Zwangsarbeit für Asylbewerber per­
fekt, sie können jetzt zu allen vom 
Staat zu vergebenen Arbeiten gezwun­
gen werden, „soweit kein Arbeitsver­
hältnis im Sinne des Arbeitsrechtes be­
gründet wird“. In Hamburg werden 
solche Tätigkeiten für Sozialhilfeemp- 
fänger derzeit mit 1,20 DM pro Stunde 
entlohnt; die Sozialhilfe wird gekürzt 
oder gestrichen, wenn der Hilfeemp­
fänger die Arbeit nicht antritt.

§ 21 (3) BSHG: Das Taschengeld für 
Heimbewohner wird drastisch gekürzt. 
Bislang erhielt ein Heimbewohner, der 
seine gesamte Rente zur Deckung der 
Heimkosten einsetzte, ein erhöhtes Ta­
schengeld (in Hamburg 1981 höchstens 
157 DM); der Erhöhungsbetrag konnte 
25% seines Einkommens, höchstens 
jedoch 20% des Regelsatzes eines 

Haushaltsvorstandes (in Hamburg 344 
DM) betragen; ab 1.1.82 darf der Er­
höhungsbetrag höchstens 5% des Ein­
kommens und maximal 15% des Re­
gelsatzes eines Haushaltsvorstandes 
betragen.

§ 22 (4) BSHG: Die Regelsatzerhö­
hung wird für 1982 und 1983 auf 3% 
jährlich festgeschrieben. Bisher war die 
Erhöhung der Regelsätze Angelegen­
heit der Länder und - regional unter­
schiedlich - am Nettolohn unterer 
Lohngruppen orientiert; Erhöhungen 
unter 4% hatte es dementsprechend in 
den letzten Jahren nicht gegeben.

§ 23 BSHG: Der Mehrbedarf von 
30% auf den monatlichen Sozialhilfe- 
Regelsatz wird auf 20% gesenkt. Die­
sen Mehrbedarf erhalten Erwerbsunfä­
higkeitsrentner, Personen über 65 Jah­
re, Tuberkulosekranke während der 
Dauer der Heilbehandlung, alleinerzie­
hende Elternteile mit zwei bzw. drei 
Kindern und Schwangere; für die letz­
tere Personengruppe galt der Mehrbe­
darf bislang für die gesamte Dauer der 
Schwangerschaft wegen des qualitativ 
und quantitativ erhöhten Ernährungs­
bedarfes, jetzt wird dieser Mehrbedarf 
erst ab 6. Schwangerschaftsmonat be­
willigt. - Behinderte, die eine Schul­
oder Berufsausbildung im Rahmen der 
Eingliederungshilfe erhalten, bekamen 
bisher einen Mehrbedarf von 50% auf 
den Regelsatz, jetzt nur noch 40%; 
ebenso ergeht es den alleinerziehenden 
Elternteilen mit vier und mehr Kin­
dern.

§ 23 (4) BSHG: Diese neue Vor­
schrift besagt, daß Krankenkostzula­
gen, etwa für Krebs oder Zucker, nur 
noch an solche Personen gezahlt wer­
den, die laufende Hilfe zum Lebensun­



terhalt erhalten. Bislang galt für diese 
Leistungen eine Einkommensgrenze in 
doppelter Höhe des Regelsatzes zuzüg­
lich der Miete.

§ 49 (2) BSHG: Die Behandlung in 
Kur- und Badeorten wird für Tuberku­
losekranke gestrichen.

§ 67 BSHG: Blindengeld wird nicht 
mehr an den jeweiligen Erhöhungen 
der Pflegezulage III des Bundesversor­
gungsgesetzes orientiert (1982: 788 DM 
monatlich), sondern auf 750 DM für 2 
Jahre festgeschrieben und ab 1984 ent­
sprechend den Rentenerhöhungen an­
gehoben.

§ 69 BSHG: Bislang konnten Perso­
nen, die wegen der Pflege eines Ange­
hörigen ihre Arbeit aufgeben mußten, 
vom Sozialamt Beiträge zu einer frei­
willigen Rentenversicherung in alter 
Höhe erhalten; dies entfällt jetzt für 
Personen, deren Altersversorgung an­
derweitig gesichert ist, etwa durch be­
reits vorhandene eigene Ansprüche 
oder durch abgeleitete aus der Versi­
cherung des Ehepartners.

§ 69 (4) BSHG: Das Pflegegeld für 
die den Blinden gleichgestellten Behin­
derten (z.B Rollstuhlfahrer) wird wie 
das Blindengeld auf 750 DM festge­
schrieben und erstmalig 1984 entspre­
chend den Rentenerhöhungen ange­
paßt.

§ 81 BSHG: Die besondere Einkom­
mensgrenze für die Leistungen der Ein­
gliederungshilfe für Schwerbehinderte 
wird gesenkt auf den 3-fachen Regel­
satz eines Haushaltsvorstandes, statt 
wie bisher sich an der allgemeinen Be­
messungsgrundlage der Rentenversi­
cherungen zu orientieren. In Hamburg 
z.B. bedeutet dies eine Senkung der 
Einkommensgrenze von 1073 DM auf 
1032 DM.

§ 120 BSHG: Asylbewerber haben 
jetzt nur noch Anspruch auf Hilfe zum 
Lebensunterhalt, die möglichst nicht in 
Geldform, sondern in Sachleistungen 
erbracht werden soll. Hilfe in besonde­
ren Lebenslagen wie z.B. Kranken­
schein, Zahnersatz, Pflegegeld ist jetzt 
eine Kann-Leistung.

Rettungsdienst
CDU fordert
Privatisierung

Nordfriesland. Die CDU in Nordfries­
land hat einen Plan zur Kostendämp­
fung im Rettungsdienst vorgelegt, der 
vorsieht, den kommunalen Rettungs­
dienst zu reprivatisieren und die Trä­
gerschaft an das Deutsche Rote Kreuz 
(DRK) zu übertragen. Durch ,,Stär­
kung des ehrenamtlichen Elements“ 
sollen die freigesetzten Stellen durch 
Mitarbeiter aus Hilfsorganisationen 
sowie der Bundeswehr besetzt werden. 

Als Vorbild dient hier der Kreis 
Schleswig-Flensburg. Die Rettungswa­
chen in Schleswig und Kappeln z.B. 
sind mit hauptamtlichen Mitarbeitern 
des DRK sowie ehrenamtlichen Hel­
fern aus dem 3. Sanitätszug von 
Glücksburg und der Bundeswehr Olpe- 
nitz besetzt. In einigen Wachen werden 
die örtlichen Feuerwehren herangezo­
gen. Die ehrenamtlichen Helfer arbei­
ten auf Abruf und werden über Funk 
zum Unfallort gerufen, wobei dann 
auf keinen Fall mehr gewährleistet ist, 
daß die im Rettunsdienstgesetz vorge­
schriebenen höchstens 15 Minuten An­
fahrtszeit des Rettungswagens einge­
halten werden.

Die CDU Nordfriesland hat nicht 
nur ihren Vorschlag zur Privatisierung 
vorgelegt, sondern gleich darauf einen 
Appell an alle Husumer Ärzte losge­
schickt, sich für diese freiwilligen 
Dienste zu melden. Das lehnt die ÖTV 
ab, weil dies eine Überlastung der örtli­
chen Ärzte bedeute und zu Lasten der 
Krankenhäuser gehe, womit die Quali­
tät der Versorgung gefährdet sei. Der 
Vorschlag der FDP im Kreistag Nord­

friesland, im Rettungsdienst ab sofort 
bis Ende 1982 alle frei werdenden Stel­
len nicht neu zu besetzen, fand eben­
falls den Beifall der CDU.

Die Kreisdelegiertenkonferenz des 
DGB Nordfriesland verurteilte diese 
Rationalisierungspläne. Die ÖTV 
Nordfriesland hat Widerstand ange­
kündigt, da der Krankenhausbereich 
,,nicht auf Kosten von Patienten und 
Beschäftigten gesundgeschrumpft wer­
den“ soll. Die ÖTV fordert ein 
,,Strukturprogramm zum gezielten 
Ausbau der Gesundheitsvorsorge und 
zur Verbesserung der Zusammenarbeit 
zwischen niedergelassenen Ärzten und 
Krankenhäusern“. Der Kreisvorsitzen­
de der ÖTV kritisierte, daß die Höhe 
der Pflegesätze für zwei Jahre von der 
Entwicklung der Grundlohnsumme 
abhängig gemacht werden soll. Da­
durch werde eine Bekämpfung des Per­
sonalmangels unmöglich.

Trinkwasser
Verdreckt durch
Kapitalisten

Mannheim. 1948 kostete der Kubikme­
ter Trinkwasser die Mannheimer Haus­
halte 48 Pfg.; im November 1981 wur­
de auf 1,64 DM erhöht. Begründet 
wurde die letzte Erhöhung mit den 
rund 13, im Endausbau gut über 20 
Mio. DM, die die Mannheimer Stadt­
werke MW für eine Aktivkohlefilter­
anlage im größten Wasserwerk der 
MW investiert. Diese Investition ist 
nötig durch die Verschmutzung des 
Grundwassers mit Chlorkohlenwasser­
stoffen durch eine Reihe, nur teilweise 
namentlich bekannter Industriebetrie­
be (wie die Chemiefirmen Kluthe und 
Kausa). Ein Antrag des grünen Stadt­
rates Ahrens, statt der Belastung der 
Tarifabnehmer die Millionen von den 
Verursachern zu holen, wurde abge­
lehnt mit dem Hinweis auf die geringe 
Erfolgschance solcher Prozesse.

Rund 30 Mio. m3 fördert die MW 
pro Jahr Mannheimer Grundwasser. 
Mindestens 45 Mio. fördert die Indu­
strie aus eigenen Brunnen zu den puren 
Förderkosten, am meisten die Papier­
werke Waldhof Aschaffenburg (ca. 15 
Mio. m3/Jahr), Daimler Benz und 
Goldschmidt (je ca. 5 Mio.). Mannhei­
mer Industriebetriebe verfügen nach 
Unterlagen der Abteilung Wasserrecht 
des Polizeipräsidiums über vom Land 
verliehene Wasserrechte von 102 Mio. 
m3 pro Jahr. Die MW nur von 34,5 
Mio.

Absenkungen der Grundwasserlei­
ter, im Mannheimer Kernbereich bis zu 
neun Meter, sind die Folge der starken 
Entnahme. Dabei wird das Grundwas­
ser in den Industriebetrieben meist nur 
als Brauchwasser (Kühl- und Wasch­
zwecke) genutzt; die Verwendung von 
(qualitativ schlechterem) Filtrat des 
Rheinwassers wäre in vielen Fällen 
möglich. Jedoch: Die Beschaffung und 
Aufbereitung käme die Industrie gewiß 
teurer als das schlichte Abpumpen des 
qualitativ guten Grundwassers. Dafür 
muß die MW rund 150 Mio. DM zur 
Erstellung von Wasserwerken und 
Transportleitungen bei Schwetzingen 
und Hockenheim investieren, um an 
Grundwasser heranzukommen. Dort 
soll dann übrigens dem Trink wasser zu 
einem Drittel Rhein-Uferfiltrat beige­
mengt werden. 1971 hatte der Mann­
heimer Gemeinderat einen Anschluß- 
und Benutzungszwang an die Stadt- 
werke-T rink Wasserversorgung be­
schlossen. Bis heute ist er nicht durch­
gesetzt. Die Industrie fördert weiter 
billig in Massen, während die Mann­
heimer Haushalte dafür die Zeche zah­
len.
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A usländerpolitik
Stuttgart richtet 
Ausländerausschuß ein

Der Stuttgarter Gemeinderat beschloß 
Ende November 1981 einen Ausländer­
ausschuß bis 1984 einzurichten. Die 
Bildung solcher Ausschüsse wird vom 
Deutschen Städtetag sehr empfohlen; 
es gibt sie zum Beispiel in Nürnberg, 
Mannheim und Ulm. Neu im Gegen­
satz zum bisherigen Ausländerbeirat in 
Stuttgart ist, daß die Vertreter der aus­
ländischen Gruppen durch Direktwahl 
bestimmt werden.

Die CDU hat in der Gemeinderats­
debatte klargelegt, was sie sich darun­
ter vorstellt. Er „wird und kann ... 
kein Schritt zum Kommunalwahlrecht 
sein“, und ferner will sie, „daß bei der 
Wählbarkeit der Vertreter so gut wie 
ausgeschlossen werden kann und auch 
muß, daß radikale Kräfte von rechts 
und links Wortführer ihrer Landsleute 
werden können.“

Während unter dem Stichwort der 
„Integration ausländischer Mitbür­
ger“ diese Ausschüsse angepriesen 
werden, betreibt die Stadt Stuttgart ei­
ne Ausländerpolitik, die reaktionäre 
Kräfte unterstützt und fortschrittliche 
behindert. OB Rommel (CDU) hat ei­
nen Antrag der SPD-Fraktion, künftig 
faschistischen türkischen Organisatio­
nen keine Räume mehr zu gewähren, 
abgelehnt, weil dies dem Gleichheits­
grundsatz widerspreche. Kurz zuvor 
hat die ATIF (Verein türkischer Ar­
beitnehmer in Westdeutschland), die 
dafür bekannt ist, daß sie die faschisti­
sche Junta in der Türkei angreift, ein 
Kündigungsschreiben für ihre bis 1985 
gemieteten städtischen Räume erhal­
ten. Darin heißt es: „nach § 1 ... des 
Mietvertrages ... hat die Landes­
hauptstadt Stuttgart . .. das Recht, 
auch ohne Angabe von Gründen die 
erteilte Nutzungserlaubnis zu widerru­
fen. Wir machen von diesem Recht Ge­
brauch . .. “

Dieser Art „Integrationspolitik“ 
Schranken zu setzen, wird einem bera­
tenden Ausschuß kaum möglich sein. 
Die GRÜNEN haben in der Gemeinde­
ratsdebatte das Kommunalwahlrecht 
„so bald wie möglich“ gefordert. Eine 
Forderung, die seit längerem auch aus­
ländische Organisationen und Gewerk­
schaftsgremien, wie z.B. die Vertreter­
versammlung der IG Metall Stuttgart, 
aufstellen. Die ,, Interessengemein­
schaft ausländischer Mitbürger e.V.“, 
die z.Zt. gegen Ausländerfeindlichkeit 
auftritt, wird im Juni d.J. in Böblingen 
eine Tagung zum Kommunalwahlrecht 
durchführen.

Über die Methoden des Erziehers Albrecht ist noch nicht viel bekannt, nur daß er 
seine eigenen Kinder zur Bestrafung z.B. Brennesseln pflücken ließ. (s. W. Bitt­
ner, „Sturmfest und erdverwachsen“)

CDU Niedersachsen

Weniger Ausbildung, stärkerer 
Erziehungsauftrag der Schule
Hannover. Bereits im Sommer 81 hat 
die CDU-Regierung Niedersachsen ih­
re Schulpolitik in einer halbseitigen 
Annonce bilanziert, die in fast allen 
Zeitungen des Landes erschien: „Un­
terrichtsausfall abgebaut ... weniger 
Schüler in einer Klasse.“ „Vergleich­
bare Leistungen hat kein anderes Bun­
desland vorzuweisen.“

Bei erstem Nachprüfen stellt sich 
heraus: Der Unterrichtsausfall minder­
te sich vom 2.10.78 bis zum 2.10.80 an 
Grundschulen von 5,0 auf 2,2%, an 
Orientierungsstufen von 6,3 auf 3,0%, 
an Hauptschulen von 8,2 auf 5,6%, an 
Realschulen von 8,0 auf 4,5% und an 
Gymnasien blieb er bei 11,5%.

Ähnliches ergibt sich bei den Klas­
senfrequenzen: Geringe Verbesserung 
bei Orientierungsstufe und Realschule, 
Verschlechterung bei den Gymnasien, 
aber: Verbesserung bei den Grund- 
und Hauptschulen von 27 Schüler je 
Klasse 1976 auf 23 heute. - Dennoch 
behaupten wir, daß es sich hierbei um 
keinerlei positive „Leistung“ der Al­
brecht-Regierung handelt, sondern 
daß die CDU die Ausbildung für die 
Masse der Jugendlichen eingeschränkt 
hat und weiter einschränken will.

1. Allein von 1978 bis 1980 ist die 
Schülerzahl an den Grund- und Haupt­
schulen Niedersachsens um 16,4% ge­
sunken, an allen allgemeinbildenden 
Schulen um 6,0%. Selbst unter der 
Voraussetzung unveränderter Zahl der 
Unterrichtsstunden pro Klasse und 
gleichbleibender Lehrerzahl dürfte es 
heute an Grund- und Hauptschulen 
keinen Ausfall von Unterricht mehr ge­

ben und an den anderen Schularten 
müßte er geringer sein, als er heute ist. 
Selbst gemessen an diesen reichlich be­
scheidenen Voraussetzungen liegt also 
keine Leistung, sondern allenfalls 
Fehlleistung vor.

2. betreibt die Albrecht-Regierung 
jetzt eine Verschlechterung der Unter­
richtsversorgung vor allem an Grund- 
und Hauptschulen: Einerseits will sie 
„die Hauptschule wieder zur Regel­
schule werden“ lassen, d.h. relativ 
mehr Schüler eines Jahrgangs sollen 
dort ihre Ausbildung beenden - ande­
rerseits will sie dort Planstellen abzie­
hen und in Gymnasiallehrerstellen 
„umwidmen“, um an diesen Schulen 
Löcher zu stopfen. So verabschiedet 
im Rahmen des Haushalts 82.

3. hat die CDU-Regierung kurz vor 
Weihnachten folgendes Modell be­
schert: „Drei Stunden weniger Unter­
richt - Schulen sollen Stundentafel 
selber bestimmen“ (Hann. Allg. Zei­
tung vom 10.12.81). „Wenn die Ge­
samtkonferenz .. . einer Schule es 
wünscht, können bis zu drei Stunden 
pro Woche aus dem Stundenplan ge­
strichen werden. Außerdem gibt es kei­
ne starren Regelungen mehr, bei wel­
cher Schülerzahl eine Klasse geteilt 
oder zwei Klassen zusammengelegt 
werden müssen. Das sieht ein Erlaßent­
wurf vor.“

Ausdrücklich sei vorgesehen, daß 
„nur eine Stunde Mathematik und eine 
Stunde Deutsch wegfallen“ dürfe (und 
nicht etwa drei Stunden Mathematik 
und im nächsten Schuljahr drei Stun-
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SPD-Entwurf zur Änderung des Personal­
vertretungsgesetzes in Bayern vorgelegt
Ausgehend von einer Stellungnahme 
der ÖTV hat die SPD Bayerns einen 
Gesetzentwurf zur Änderung des 
bayerischen Personalvertretungsge­
setzes (BayPVG) im Dezember in den 
Landtag eingebracht.

Das BayPVG sei das schlechteste 
Personalvertretungsgesetz im ganzen 
Bundesgebiet. Es betrifft ca. 400000 
Beschäftigte mit ca. 5000 Personal­
vertretungen. Das BayPVG von 1958 
wurde 1974 neu gefaßt. Wesentliche 
Bestimmungen des Bundespersonal­
vertretungsgesetzes (BPersVG) wur­
den nicht übernommen. Die SPD 
verlangt einen „einheitlichen Rechts­
stand“.

Die Regelungen zur Mitbestim­
mung und Mitwirkung sind im 
BayPVG noch weiter eingeschränkt 
als im BPersVG. Nach BPersVG 
kann der Personalrat bei einer Maß­
nahme in Personalangelegenheiten 
seine Zustimmung nur verweigern, 
wenn sie rechtswidrig ist oder aus an­
deren genau festgelegten Gründen. 
Im BayPVG kann der Personalrat in 
vielen Fällen nicht einmal das.

Viele Beamte bis A16, z.B. alle 
Lehrer, wissenschaftliche Mitarbeiter 
an Forschungsstätten sowie Arbeiter, 
Angestellte und Beamte an Theatern 
und in Orchestern und sonstige Be­
dienstete mit vorwiegend wissenschaft­
licher oder künstlerischer Tätigkeit 
sind von einer Vertretung durch den 
Personalrat ausgenommen. Bei ihrer 
Kündigung muß der Personalrat nicht 
einmal gehört werden.

Die SPD verlangt Angleichung sowie 
Ausweitung des Mitbestimmungskata­
logs auf alle Maßnahmen, die im 
BPersVG aufgeführt sind, wie z.B. 
„Gestaltung der Arbeitsplätze“, 
„Auswahl der Teilnehmer an Fortbil­
dungsveranstaltungen“ und darüber 
hinaus. Beschäftigte sollen bei mitbe­
stimmungspflichtigen Maßnahmen 
nicht nur bei Beschwerden des Perso­
nalrates, sondern auch der Dienststelle 
gegen sie gehört werden müssen.

Die Beauftragten aller in der Dienst­
stelle vertretenen Gewerkschaften sol­
len ein generelles Teilnahmerecht an 
Personal Versammlungen erhalten. 

Ausländische Beschäftigte, die das 
Wahlrecht für den Deutschen Bun­
destag nicht besitzen, sollen in den 
Personalrat wählbar sein. Über das 
BPersVG hinaus sollen auch Be­
schäftigte unter 18 Jahren das aktive 
Wahlrecht erhalten.

Die Zahl der freigestellten Perso­
nalratsmitglieder liegt in Bayern 
niedriger als im Bundesdienst, z.B. 
bei 5001 -5400 Beschäftigten fünf 
anstelle von sieben. Die ca. 10000 
Personalräte Bayerns besitzen nicht 
das zeitlich festgelegte Recht auf drei 
bzw. vier Wochen bezahlte Dienst­
freistellung für Schulungs- und Bil­
dungsveranstaltungen.

Bereits im Oktober hat die SPD ei­
nen Antrag eingebracht auf Bil­
dungsurlaub von fünf Tagen und von 
zehn Tagen ab 1986 für alle Lohnab­
hängigen einschließlich des öffentli­
chen Dienstes, wie es dies schon in 
einzelnen Bundesländern gibt und im 
Manteltarifvertrag der Metallindu­
strie angelegt ist. FDP und CSU lehn­
ten diesen Antrag gemeinsam ab „in 
Anbetracht der angespannten wirt­
schaftlichen Lage.“

den Deutsch). - Bereits am nächsten 
Tag wies Kultusminister Remmers 
„entschieden die Annahme zurück, 
der Entwurf solle . . . ,gewissermaßen 
durch die Hintertür4 der Beseitigung 
von Unterrichtsausfall dienen“. 
(HAZ, 11.12.81)

Aber Herr Remmers! Wer würde 
denn annehmen wollen, daß die Kür­
zung von drei Stunden Unterricht (also 
fast 10%) den Unterrichtsausfall besei­
tigt? Doch höchstens ein Ministerialer, 
der seine Kinder auf bessere Schulen 
schicken kann und für den Unter­
richtsausfall wirklich nur eine statisti­
sche Größe ist. - Nachdem die Al­

brecht-Regierung in ihrer Anzeige er­
klärt hatte, daß „der Unterrichtsaus­
fall .. . kein Problem mehr“ sei, hat 
sie nun ein Modell gefunden, nach dem 
diejenigen, die das Problem doch noch 
haben, es auch selber „lösen“ können: 
Auf Gesamtkonferenzen sollen sich El­
tern, Lehrer und Schüler darüber in die 
Haare kriegen, wo gekürzt werden soll 
und ob Klassen von sagen wir 40 Schü­
lern „zumutbar“ sind.

4. In diesem Zusammenhang sind 
auch die Albrechtschen Äußerungen 
über den Erziehungsauftrag der Schule 
von gesteigertem Wert: „An den nie­
dersächsischen Schulen soll wieder 
mehr Wert auf Disziplin, eine gewisse 
Höflichkeit und Ehrfurcht gelegt wer­
den“, hatte Albrecht im August 81 an­
gekündigt und die Tugenden „Fleiß, 
Disziplin und Ordnung“ noch hinzu­
gefügt. Schon in der Regierungserklä­
rung 1978 war die Rede davon, daß die 
Schule „sich nicht allein auf bloße 
Wissensvermittlung beschränken, son­
dern auch das erzieherische Element 
berücksichtigen“ müsse.

Die Einschränkung von Ausbildung 
und Wissensvermittlung für die Masse 
der Jugendlichen geht nahezu zwangs­
läufig einher mit dem Herausheben des 
„erzieherischen Elements“; zumal die 
Kapitalistenverbände dies seit länge­
rem fordern: „Die Erziehungsaufgabe 
der Schule sollte . . . besonders abzie­
len auf das Bewirken einer positiven 

Einstellung der Schüler zu Arbeit und 
Beruf . . . den Abbau falscher gesell­
schaftlicher und beruflicher Erwartun­
gen . . . Vermittlung der Grundwerte 
des freiheitlichen Rechtsstaates . ..“ 
(Die Wirtschaft zur Hauptschulkrise, 
BDA, 1977) Dem Interesse nach Aus­
bildung und dem Interesse nach Absi­
cherung eines gewissen Minimalstan­
dards an Ausbildung sind diese An­
sichten und die Schulpolitik Albrechts 
diametral entgegengesetzt.

Schmücker-Prozeß
Seit über 7 Jahren 
in Untersuchungshaft

In der Nacht vom 4. auf den 5. Juni 
1974 wurde im Westberliner Grüne­
wald das ehemalige 2. Juni-Mitglied 
und der spätere Verfassungsschutzmit­
arbeiter Ulrich Schmücker erschossen. 
Die politische Verantwortung über­
nahm in einer Erklärung ein „Kom­
mando Schwarzer Juni“ der „Bewe­
gung 2. Juni“. In zwei Prozessen 
sprach das Westberliner Landgericht 
Ilse Schwipper, geb. Jandt, der Tötung 
Ulrich Schmückers schuldig. Zweimal 
jedoch mußten höhere Instanzen die 
Urteile aufheben, zu fadenscheinig wa­
ren die angeblichen Beweise, zu offen­
sichtlich die Verwicklung von Verfas­
sungsschutzbeamten in den Mord.
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Nach über 7 Jahren Untersuchungs­
haft befindet das Gericht: „Frau 
Schwipper ist schwer krank“; der ge­
richtliche Gutachter, Professor Caba­
nis, hält die Haftentlassung aus thera­
peutischen Gründen für notwendig. 
Dessen ungeachtet verkündet das 
Kammergericht, die Leiden von Ilse 
Schwipper seien „weit unterhalb“ der 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen, 
die zu einer Haftentlassung aus medizi­
nischen Gründen führen müßten.

Der Fall wird nun zum dritten Mal 
verhandelt. Je länger der Prozeß dau­
ert, um so mehr Tatsachen werden be­
kannt, die Ilse Schwipper und die an­
deren Mitangeklagten entlasten. So 
z.B., daß der mitangeklagte Kronzeuge 
Bodeux ein eingeschleuster Spitzel war, | 
der mit drei Jahren Knast für die Tat, 
für die nur er kein Alibi hat, gut da­
vongekommen ist. Daß das Landesamt 
für Verfassungsschutz Berlin die Na­
men zweier bisher unbekannter Perso­
nen geheimhält, von denen Schmücker 
sich bedroht fühlte. Daß es eine Reihe 
entlastender Tatsachen geben muß, die 
in mindestens drei oder vier Geheimak­
ten enthalten sind.

Bis heute haben verschiedene 
Landes- und Bundesspitzelämter dafür 
gesorgt, daß mindestens drei Geheim­
akten in den Tresoren bleiben, daß 
mindestens zwanzig Fragen nicht be­
antwortet werden durften, daß zwei 
Kriminalbeamte und ein Staatsanwalt 
im Prozeß zumindest objektiv falsche 
Aussagen gemacht haben. Da ging u.a. 
ein handgeschriebener Brief auf der 
Leiche von Schmücker verloren. Am 
8.1.82 wurden diese Tatsachen dem 
Gericht vorgelegt. Das hohe Gericht 
hat zunächst einmal fest gestellt, daß 
mit dem Ende des Verfahrens erst 1983 
zu rechnen sei. Ohne öffentlichen 
Druck wird das wahrscheinlich so sein, 
wahrscheinlich ist aber auch, daß Ilse 
Schwipper bis dahin aufgrund ihres 
Gesundheitszustandes zumindest 
schweren gesundheitlichen Schaden er­
leidet.

Benteler
,, Interessenausgleich ‘ ‘ 
vereinbart 

Bielefeld. Betriebsrat und Vorstand 
der Benteler-Werke haben für Biele­
feld einen Interessenausgleich verein­
bart, der nach Abschluß eines Sozial­
planes in Kraft treten soll. Dieser Inter­
essenausgleich sieht vor: 1. Der Sanie­
rungsplan der Geschäftsleitung für das 
Werk Bielefeld wird durchgeführt. 2. 
Die Kündigungen werden stufenweise 
von Januar 82 bis Juni 82 vorgenom­
men (65 im Jan., 35 im Feb., bis Juni 
werden es insgesamt 146 sein), so daß

nach Ablauf der Kündigungsfristen 
noch 295 Arbeiter und Angestellte 
übrig bleiben. 3. Benteler ist bestrebt, 
unter den festgesetzten Entlassungen 
zu bleiben, falls sich kostendeckende 
Aufträge ergeben. Dazu finden monat­
liche Gespräche zwischen Betriebsrat 
und Geschäftsleitung statt. 4. Der Son­
derzylinderbau bleibt zunächst beste­
hen, und durch die Sanierung von Um­
setzung Betroffene werden nur ab­
gruppiert, wenn ein gleich- oder höher­
wertiger Arbeitsplatz nicht da ist. Wie 
„bestrebt“ Benteler Entlassungen ver­
meiden will, zeigt, daß seine Geschäfts­
leitung für Januar 65 und für Februar 
35 Entlassungen ohne Stellungnahme 
des Betriebsrates und ohne daß das 
monatliche Gespräch wie vorgesehen 
stattfand, beim Arbeitsamt angezeigt 
hat. Das Ergebnis der obigen Verein­
barung wäre: 1. Zustimmung zur Pro­
fitsanierung durch Entlassungen einer­
seits und Rationalisierung und Intensi­
vierung der Arbeit andererseits bei ei­
nem Zeitgewinn für die Entlassenen 
von durchschnittlich einem guten hal­
ben Jahr, inbegriffen eines Weih­
nachtsgeldes. 2. Nach übereinstimmen­
der Einschätzung aller Betriebsräte 
und Vertrauensleute sowie der IGM- 
Ortsverwaltung bei Bekanntwerden der 
Sanierungspläne Bentelers bedeutet die 
Durchführung „den Tod auf Raten“ 
des Bielefelder Werkes, demgegenüber 
die Vereinbarung den Erhalt des Son­
derzylinderbaus setzt. 3. Die Möglich­
keit Bentelers, den Wegfall von Entlas­
sungsstufen als Preis für die Zustim­
mung zu Überarbeit auszusetzen, sind 
gut; die Möglichkeit des Betriebsrates, 
Benteler zu beweisen, daß ohne Über­
arbeit bei gleichzeitigen Entlassungen 
kostendeckend gearbeitet wird, sind 
dagegen hundsmiserabel, auch wenn‘s 
stimmt. Welche Erpressermethode 
Benteler angewandt hat, um den Be­
triebsrat und die IG-Metall zur Zustim­
mung zu dieser Vereinbarung zu brin­
gen, ist nicht bekannt; aber anders ist 
sie kaum zu erklären.

i Diese Entlassungen werden die Si­
tuation auf dem Bielefelder Arbeits­
markt weiter verschärfen. Die Arbeits­
losenquote hat sich gegenüber dem 
Vormonat von 7,1 auf 7,7% erhöht 
und gegenüber dem gleichen Monat im 
Vorjahr fast verdoppelt. Aus diesem 
Grund hatte der DGB am 12.12.81 eine 
Funktionärskonferenz durchgeführt, 
die sich gegen „Arbeitsplatzabbau und 
Sparpolitik“ richtete. Der Hauptred- 

I ner, Siegfried Bleicher vom Landesvor­
stand des DGB, erklärte dort: „Die 
Zeit der Appelle ist vorbei, jetzt ist die 
Stunde der Mobilisierung gekom­
men.“ Die Anwesenden beschlossen, 
daß der DGB-Kreisvorstand die Mög­
lichkeit der Durchführung einer De- 

I monstration im Januar prüfen solle.

Teststrecke
„Flurbereinigung 
schnell neu anordnen“

Das fordert die Tauber-Zeitung nach 
der „Aufklärungsversammlung“ vom
10. Dezember in Boxberg für den Bau 
der Daimler-Benz-Teststrecke. Das er­
ste Verfahren mußte wegen „Befan­
genheitsproblemen“ aufgehoben wer­
den. Nach Angaben des Flurbereini­
gungsamtes wurden seit Oktober 1980 
weitere 30 ha landwirtschaftliche 
Grundstücke durch Daimler-Benz auf­
gekauft und dies auch vom Landwirt­
schaftsamt Bad Mergentheim geneh­
migt. Damit hat die Daimler-Benz AG 
inzwischen 447 ha (Teststreckenring: 
614 ha) im Eigentum und 245 ha zu­
sätzlich im Flurbereinigungsgebiet.

Gegen scharfen Protest verkündeten 
die Behördenvertreter auf der Ver­
sammlung, sie handelten „im Interesse 
der Förderung der Landentwicklung“. 
Der Obmann des Bauernverbandes für 
Boxberg-Schwabhausen erklärte: „Wir 
brauchen keine Feldbereinigung, die 
letzte Flurbereinigung wurde erst in 
den 60er Jahren gemacht, es ist eine 
Daimler-Benz-Flurbereinigung“. Ver­
schiedene Landwirte der Bundschuh- 
Genossenschaft griffen an, daß damit 
eine Enteignung von Privateigentü­
mern, den Bauern, zugunsten eines an­
deren Privateigentümers, Daimler- 
Benz, vorgenommen würde, was recht­
lich „etwas Neues“ wäre (Flurbereini­
gungsamt).

Im Vorfeld der von den Grünen be­
antragten Landtagsdebatte ist es zu 
Mißstimmungen zwischen der FDP- 
Landtagsfraktion und Daimlers Pres­
sedirektor Schmidt gekommen. Auf 
Nachfrage der FDP, wie einige Zuliefe­
rer von Daimler-Benz nach Boxberg 
umgesiedelt wurden - als Nachweis 
für die „Schaffung von Arbeitsplät­
zen“ -, hat Schmidt die Erpresserme­
thoden wohl zu drastisch ausgeplau­
dert und wurde im Landtag vom FDP- 
Fraktionsvorsitzenden abrupt verab­
schiedet, wie seit Jahresbeginn auch 
von Daimler als Pressesprecher. Der 
damalige Vorstandsvorsitzende Zahn 
hat schon am 2.11.78 angewiesen: 
„Daimler-Benz kauft jährlich für acht 
bis neun Milliarden DM Waren ein 
und muß deshalb stark genug sein, den 
eigenen Zulieferern gegenüber so hart 
aufzutreten, daß Aufträge reduziert 
werden, wenn diese Betriebe nicht im 
Boxberger Raum produzieren“.

Innerhalb des SPD-Kreisvorstandes 
Main-Tauber und bei örtlichen Partei­
gliederungen sind derzeit Bemühungen 
um eine einheitliche Auffassung gegen 
die Teststrecke im Gang, wobei auch 
die Landtagsfraktion einbezogen wer­
den soll.
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Metall- und Bauhandwerk

Auseinandersetzungen um die Anerkennung 
von Gesetzen und Tarifen
Rund 50% der Betriebe des Metall­
handwerks produzieren und montieren 
für den Bau. Unter diesen 50% sind 
auch die sog. ,,Subunternehmer“, die 
für größere Metallfirmen die Montage 
von Türen, Fenstern, Installationen 
usw. übernehmen. Aufgrund der har­
ten Konkurrenz untereinander um die 
Aufträge sind die Besitzer dieser Klein­
betriebe gezwungen, den Lohn ihrer 
Arbeiter zu senken und das Letzte aus 
ihnen herauszuholen.

Seifert, Weisweil (Kreis Emmendin­
gen), ist typisch für diese Art Betriebe. 
Die 15 bei ihm beschäftigten Arbeiter, 
Hilfsarbeiter, Gesellen und ein Meister 
haben Stundenlöhne von 10 bis 12 DM 
brutto. Der Meister verdient 2600 DM 
Gehalt. Bei Montage mit Übernach­
tung kommen 20 DM netto pro Tag 
dazu; Übernachtung wird gestellt. Bei 
Nahmontage ohne Übernachtung zahlt 
Seifert keine Auslösung. Überstunden­
zuschläge werden keine gezahlt. „Das 
zahlen wir nicht, dazu sind wir zu 
klein“, erklärte Seifert auf die Forde­
rung nach Zahlung von Überstunden­
zuschlägen. Auf der ersten Betriebsver­
sammlung im Oktober 81, die Seifert 
einberufen hatte, um „zusammen die 
Probleme zu besprechen“, machte er 
bekannt, daß ab sofort die Fahrzeit zu 
den Baustellen nicht mehr bezahlt wer­
de. Für die Arbeiter bei Nahmontage, 
z.B. an der Baustelle Lörrach, war dies 
ein Verlust von durchschnittlich 150 
DM netto monatlich. In der Hoff­
nung, daß ein Vierteljahr später, wenn 
die Auftragslage besser sei, die Fahr­
zeit wieder bezahlt werde, sagte keiner 
etwas dagegen. Auf dieser Betriebsver­
sammlung wählte die Belegschaft einen 
Betriebsobmann. Seifert war der Mei­
nung, die Aufgabe dieses Betriebsob­
manns sei, kleinere Probleme mit den 

Arbeitern zu regeln, um die er sich 
nicht mehr kümmern müsse. In Beiträ­
gen sagten einige Arbeiter, daß der Be­
triebsobmann die gleichen Rechte habe 
wie ein Betriebsrat in einem Großbe­
trieb, d.h. Anhörung bei Kündigun­
gen, Lohnverhandlungen etc. Sie wähl­
ten ein Belegschaftsmitglied, von dem 
bekannt war, daß er mit Seifert Streit 
hatte und auf der „Abschußliste“ 
stand. Damit wollten die Arbeiter be­
kämpfen, daß Seifert z.B. Löhne will­
kürlich um über 1 DM gekürzt hatte.

Einige Wochen später sollte ein 50- 
jähriger Arbeiter auf der Baustelle in 
Lörrach zur Montage von Fenstern ein 
Gerüst aufbauen. Diese Gerüst wäre 
auf einer sehr belebten Straße gestan­
den. Der Arbeiter verlangte, daß auf 
der Straße abgesperrt wird. Der Mon­
tageleiter sagte zu ihm: „Wir brauchen 
keine Absicherung, und wenn’s dir 
nicht paßt, kannst du ja gehen.“ Dar­
aufhin verließ der Arbeiter die Baustel­
le. Die fristlose Kündigung erhielt er ei­
nige Tage später schriftlich.

Für eine andere Baustelle, außerhalb 
von Ulm, hatte Seifert im November 
81 einen Bau wagen zur Übernachtung 
hingestellt. Nach Arbeitsschluß fuhren 
der Vorarbeiter und der Geschäftsfüh­
rer mit dem Firmenwagen ins Hotel, 
die drei Arbeiter der Kolonne mußten 
im Bauwagen übernachten. Der Ofen 
im Wagen war kaputt, was den Arbei­
tern aber nicht bekannt war. Der Ge­
schäftsführer sagte noch, als er weg­
fuhr: „Das wird schon warm werden.“ 
Als die Arbeiter spät abends in den 
Bauwagen zur Übernachtung gingen, 
herrschten dort 10 Grad minus. Kein 
Telefon in der Nähe, kein Fahrzeug. 
Da der nächste Tag ein Feiertag war, 
sollten zwei der Arbeiter auf der Bau­
stelle bleiben. Die zwei anderen Arbei­

ter hatten für den Rest der Woche Ur­
laub genommen und wollten abends im 
Privatwagen des Vorarbeiters nach 
Hause fahren. Als vom Geschäftsfüh­
rer keinerlei Anstalten gemacht wur­
den, einen intakten Ofen in den Bau­
wagen zu stellen, besprachen die Ar­
beiter, daß sie alle abends heimfahren 
wollten. Im Laufe dieses Vormittags 
bekamen der Geschäftsführer und der 
Vorarbeiter Streit über falsch montier­
te Fenster, worauf der Vorarbeiter sei­
nen Kollegen sagte, daß er nach dem 
Mittagessen heimfahren würde. Er 
wollte das nicht länger mitmachen, wie 
hier die Arbeiter behandelt werden. 
Die gesamte Kolonne blieb nach der 
Pause in der Kantine sitzen. Der Ge­
schäftsführer forderte zur Arbeitsauf­
nahme auf und drohte mit Kündigung 
wegen Arbeitsverweigerung. Der Vor­
arbeiter kündigte. Ein Arbeiter sagte, 
daß er keine Nacht mehr im Bauwagen 
übernachten würde, der dritte erklärte, 
daß er zuerst seinen noch ausstehenden 
Oktoberlohn bekommen wolle. Außer­
dem sei er auf die Mitfahrgelegenheit 
beim Vorarbeiter angewiesen und müs­
se deshalb mit diesem heimfahren. In 
einem Telefongespräch sprach dann 
Seifert diesem Arbeiter die fristlose 
Kündigung aus. Begründung: Es sei 
betriebsschädigend, daß der Arbeiter 
in der Öffentlichkeit erzählt habe, daß 
er seinen Lohn noch nicht habe. In die 
Auseinandersetzung mit dem Ge­
schäftsführer mischten sich andere Ar­
beiter, die in der Kantine der Großbau­
stelle waren, ein. Ein Bauarbeiter wies 
darauf hin, daß die Unterkunft in dem 
Bauwagen gegen die Arbeitsstättenver­
ordnung verstoße. Weder seien wie 
vorgeschrieben eine Waschgelegenheit, 
Schränke, noch eine Möglichkeit zum 
Trocknen der Wäsche vorhanden.

Der entlassene Arbeiter der Baustelle 
Lörrach und der von der Baustelle Ulm 
klagten jetzt vor dem Arbeitsgericht 
Freiburg. Bei der Güteverhandlung er­
klärte der Richter beide Kündigungen 
für rechtswidrig, weil der Betriebsrat 
nicht vorher zur Kündigung angehört 
wurde. Weiterhin muß Seifert an beide 
noch ausstehende Löhne in Höhe von 
insgesamt 4000 DM brutto bezahlen. 
Die Forderungen der beiden Arbeiter 
nach Nachzahlung von Überstunden­
zuschlägen und höheren Auslösungen 
wurden bzgl. der Überstundenzuschlä­
ge anerkannt, weil diese in der Arbeits­
zeitordnung festgelegt sind. Den Güte­
vorschlag des Richters: Umwandlung 
der fristlosen Kündigungen in fristge­
rechte (2 Wochen Kündigungsfrist) 
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und Abschlagszahlungen für die Zu­
schläge, nahm Seifert nicht an. Außer­
dem erklärte Seifert, er fechte die Wahl 
des Betriebsobmanns an. Gegen die 
Nachzahlung von Überstundenzu­
schlägen führte er an, daß keine Über­
stunden gemacht worden seien. Das 
konnte ihm anhand einer Arbeitsbe­
scheinigung für das Arbeitsamt wider­
legt werden.

Für den Kammertermin im April 82 
müssen die Arbeiter jetzt aufgrund des 
Baurahmentarifvertrags (s. Kasten) ih­
re Ansprüche genau beziffern. Aner­
kennt das Gericht dies, so können die 
Arbeiter der Fa. Seifert das Urteil für 
sich nutzen. Die Auseinandersetzung 
zeigt jedoch die schwierigen Bedingun­
gen für die Arbeiter in Klein- und Mit­
telbetrieben: Selbst die wenigen gesetz­
lichen Rechte wie pünktliche Lohnzah­

lung, Überstundenzuschläge und ein 
Mindestmaß an erträglichen Arbeitsbe­
dingungen können meist nur vor Ge­

richt und um den Preis von Kündigun­
gen eines Teils der Belegschaft durch­
gesetzt werden.

Rechtstellung der Arbeiter im Handwerk

Außer der Handwerksordnung, die 
in den §§ 21-51 die Ausbildung vom 
Lehrling zum Meister regelt und da­
neben noch in § 68 (Gesellenaus­
schuß bei der Handwerksinnung) 
und §§ 93 und 108 (Ein-Drittel-Betei- 
ligung von Gesellen in Vollversamm­
lung und Vorstand der Handwerks­
kammer) eigentümliche Beteiligungs­
rechte der Arbeiter im Handwerk be­
stimmt, gibt es keine speziellen Ge­
setze betreffend die Arbeiter im 
Handwerk.

Da aber die meisten Handwerksbe­
triebe Kleinbetriebe sind, sind dort 
die Arbeiter von den Rechtsvor­
schriften für Kleinbetriebe betroffen 
und daher von wichtigen Schutzrech­
ten der Arbeiter ausgenommen:

§ 23 Abs. 1 S.2 Kündigungsschutz­
gesetz

„Die Vorschriften des ersten Ab­
schnitts gelten nicht für Betriebe und 
Verwaltungen, in denen in der Regel 
fünf und weniger Arbeitnehmer aus­
schließlich der Lehrlinge beschäftigt 
werden.“

Für Arbeiter in solchen Kleinbe­
trieben besteht demnach keinerlei 
Kündigungsschutz. Sie können ohne 
Begründung jederzeit fristgemäß ge­
kündigt werden.

§ 1 Betriebsverfassungsgesetz: „In 
Betrieben mit in der Regel minde­
stens fünf ständigen wahlberechtig­
ten“ (ab 18 Jahre) „Arbeitnehmern, 
von denen drei wählbar sind“ (6 Mo­
nate Betriebsangehörigkeit) „werden 
Betriebsräte gewählt.“

Da der Großteil der Handwerksbe­
triebe nicht tarifgebunden ist, gelten 
für die Arbeiter nicht die tariflichen, 
sondern nur die oft übleren gesetzli­
chen Bedingungen, z.B.:

§ 3 Arbeitszeitordnung: „Die regel­
mäßige werktägliche Arbeitszeit darf 
die Dauer von acht Stunden nicht 
überschreiten.“

§ 4 AZO: „Wird die Arbeitszeit an 
einzelnen Werktagen regelmäßig ver­
kürzt, so kann die ausfallende Arbeits­
zeit auf die übrigen Werktage dersel­
ben sowie der vorhergehenden oder der 
folgenden Woche verteilt werden.“ 
„Die tägliche Arbeitszeit darf bei An­
wendung der Vorschriften der Absätze 
1 und 2 zehn Stunden täglich nicht 
überschreiten.“ „Wird also z.B. son­
nabends nicht gearbeitet, so kann die 
ausfallende Arbeitszeit auf die übrigen 
Werktage der Woche verteilt werden.“ 
(Schaub, Arbeitsrechtshandbuch 1980,
S. 803). Dementsprechend besteht bei 
derartiger z.B. zehnstündiger Arbeit an 
5 Tagen wöchentlich kein Anspruch 
auf Überstundenzuschlag nach § 15 
Abs. 2 AZO.

Von Bedeutung für an sich nicht ta­
rifgebundene Handwerksbetriebe ist, 
daß bestimmte Tarifverträge dennoch 
auch für sie gelten, wenn sie nämlich 
vom Bundesminister für Arbeit gern. § 
5 Tarifvertragsgesetz für „allgemein­
verbindlich“ erklärt worden sind:

§ 5 Abs. 4 TVG: „Mit der Allge­
meinverbindlicherklärung erfassen die 
Rechtsnormen des Tarifvertrags in sei­
nem Geltungsbereich auch die bisher 
nicht tarifgebundenen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer.“

Am 1.1.1981 gab es 601 solcher all­
gemeinverbindlicher Tarifverträge, die 
oft aber nur in einzelnen Bundeslän­
dern und für ganz spezielle Fragen gel­
ten (1968 erst 158).

„Von den allgemeinverbindlichen 
Tarifverträgen werden mehr als 4,4 
Mio. Arbeitnehmer (2,6 Mio. Arbei­
ter und 1,8 Mio. Angestellte) erfaßt. 
Das Arbeitsverhältnis jedes fünften 
Arbeitnehmers wird somit - jeden­
falls teilweise - durch allgemeinver­
bindliche Tarifverträge bestimmt.“ 
(Recht der Arbeit, 1980, S. 267).

§ 8 TVG bestimmt: „Die Arbeitge­
ber sind verpflichtet, die für ihren 
Betrieb maßgebenden Tarifverträge 
an geeigneter Stelle im Betrieb auszu­
legen.“

Gegen die Nichtbefolgung gibt es 
allerdings keinerlei Sanktionen. Be­
zeichnenderweise existieren die rela­
tiv meisten Tarifverträge im Baube­
reich (138 zuzüglich 85 im Steine/ Er­
den-Bereich) und erfassen durchweg 
auch das Handwerk. Dort ist die di­
rekte Konkurrenz Industrie - Hand­
werk am stärksten, und die Industrie­
kapitalisten betreiben oft dann, wenn 
ihnen die Gewerkschaft bestimmte 
tarifliche Rechte abgetrotzt hat, 
selbst die Allgemeinverbindlichkeits­
erklärung, um die Kleinbetriebe bes­
ser niederkonkurrieren zu können. 
Für das gesamte Baugewerbe der 
BRD, einschließlich z.B. der Einbau­
arbeiten (Fenster etc.), der Ofen- und 
Malerarbeiten, gilt der allgemeinver­
bindlich erklärte Bundesrahmentarif­
vertrag für das Baugewerbe 1981:

§ 3.1.1. „Die regelmäßig werktäg­
liche Arbeitszeit ausschließlich der 
Ruhepausen beträgt 8 Stunden, die 
wöchentliche 40 Stunden.“ ... 3.1. 
„Für Überstunden (Mehrarbeit), 
Nachtarbeit, Sonn- und Feiertagsar­
beit sind die folgenden Zuschläge zu 
zahlen; sie betragen für Überstunden 
25 v.H.; . ..

§ 4.1. „Der Arbeitnehmer, der auf 
einer Bau- oder Arbeitsstelle tätig ist, 
die mehr als 25 km vom Betrieb ent­
fernt ist, . . . hat Anspruch auf eine 
Auslösung.“
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Stichwort

Die wirtschaftliche Lage und 
Entwicklung im Handwerk
1954 gab es im Handwerk 
829700 Betriebe mit 3,6 Mio. 
Beschäftigten und einem Um­
satz von 43,6 Mrd. DM. Die 
Zahl der Betriebe nahm rapide 
ab. 1965 waren es schon 78%, 
1979 waren es nur noch 58%, 
was zahlenmäßig 488100 Be­
triebe ausmacht. Mit der Ent­
wicklung der Industrie in 
Westdeutschland fand gleich­
zeitig im Handwerk die Kon­
zentration und Zentralisation 
statt, was man an der Entwick­
lung der Beschäftigten und der 
Umsatzzahlen sehen kann. Die 
Beschäftigten stiegen in den 
fast 20 Jahren um nur 9%. Der 
Umsatz stieg enorm, und zwar 
um 772%, von 43,6 Mrd. DM 
1954 auf 337 Mrd. DM 1979. 
Der Umsatz pro Beschäftigtem 
stieg von 12000 DM 1954 auf 
85 100 DM 1979 (709%). (Alle 
Zahlen Stal. Bundesamt 1980.)

In Baden-Württemberg 
läuft die Konzentration und 
Zentralisation folgendermaßen 
ab. Die Beschäftigungszahlen 
verschieben sich von 1967 bis 
1977 um plus 0,2%. Was in ab­
soluten Zahlen 1637 Beschäf­
tigte ausmacht. In dem Zeit­
raum gehen im Handwerk in 
Baden-Württemberg 17 827 
Kleinbetriebe von der Größen­
ordnung 1-9 Beschäftigte in 
Konkurs. Der Anteil der Klein­
betriebe (1-9 Beschäftigte) war 
1967 46%. Bis 1977 sank ihr 
Anteil auf 40%. 41397 Be­
schäftigte sind davon betrof­
fen. Für die Mehrheit der Be­
schäftigten, die durch diesen 
Prozeß ihren Arbeitsplatz ver­
loren haben, muß dies Um­
schulung bedeuten, oder sie 
müssen in die Industrie als an­
gelernte billige Arbeitskräfte. 
Dies deshalb, weil es nur in 
drei Gewerben Zuwachs von 
Beschäftigten gegeben hat. Im 
Metallgewerbe 25 481 Beschäf­
tigte, im Gewerbe für Gesund­
heit und Körperpflege sowie 
chemisches und Reinigungs­
gewerbe um 18835 Beschäftig­
te und im Nahrungsmittelge­
werbe 2493 Beschäftigte. Ins­
gesamt sind das 46809 Be­
schäftigte Zuwachs in den 
obengenannten Gewerben. Da 
im Handwerk aber nur ein rea­
ler Zuwachs von 1967-1977 
von 1637 Beschäftigten in 
Baden-Württemberg stattge­
funden hat, muß in den ande­
ren Gewerben eine ziemlich 
scharfe Rationalisierung statt­
gefunden haben. Im Bau- und 
Ausbaugewerbe wurden in die­

Handwerk

sem Zeitraum 23357 Beschäf­
tigte entlassen, was 10,4% aus­
macht. Im Bekleidungs- und 
Textil- und Ledergewerbe wa­
ren es 13454 Beschäftigte, was 
33% ausmacht. Im Holzgewer­
be waren es 6562 Beschäftig­
te, was 14,4% ausmacht. Im 
Glas-, Papier- und Keramik- 
und sonstigen Gewerbe waren 
es 1799 Beschäftigte, was 
7,4% ausmacht.

Der Umsatz im Handwerk 
in Baden-Württemberg wurde 
in dem Zeitraum um 114,4% 
von 25 Mio. auf 54 Mio. er­
höht. Im Dritten Quartal 1980 
war der Gesamtumsatz erst­
mals um 2,5% rückläufig. (Al­
le Zahlen Stat. Landesamt Ba- 
Wü)

Die Krise hat ihre Auswir­
kungen mittlerweile auch auf 
das bisher gut florierende Me­
tallhandwerk in Baden-Würt­
temberg und in der BRD. Für 
das laufende Jahr 1981 rech­
nen die Handwerksfunktionä­
re mit einem Abflauen der 
Wirtschaftstätigkeit im gesam­
ten Handwerksbereich. Die 
Daten für das erste Quartal 81 
scheinen dies zu bestätigen. 
Gegenüber dem 1. Vierteljahr 
1980 nahm die Zahl der Be­
schäftigten im Metallhand­
werk um knapp 1% ab. Auch 
der Umsatz ging um nominal 
1% zurück. Unter Berücksich­
tigung der Preissteigerung wird 
sich der Umsatzrückgang real 
in einer Größenordnung zwi­
schen 6 und 7% bewegen. Der 
größte Zweig im Metallbe­
reich, die KFZ-Mechanik-Be- 
triebe, sind wohl am stärksten 
von der gesamtwirtschaftli­
chen Entwicklung betroffen. 
Der konjunkturell bedingte 
Rückgang im Kraftfahrzeug­
sektor schlug für 1980 voll auf 
die Handels- und Reparaturtä­
tigkeit durch. Dennoch stieg 
die Zahl der Beschäftigten ge­
genüber dem Jahr 79 gering 
um über 2% auf 268000 Be­
schäftigte an. Im Jahresver­
gleich jedoch mußten die KFZ- 
Mechaniker einen Umsatz­
rückgang von 1,5% hinneh­
men.

Das Handwerk ,,beklagt“ 
außerdem zusätzliche Steuer­
belastungen. Die Beschrän­
kung der steuerfreien Übertra- 
gungsmöglichkeit stiller Reser­
ven bei Betriebsveräußerung 
auf Ersatzwirtschaftsgüter. 
Die Beschränkung der Lohn­
st euer pauschal isierungsmög- 

lichkeit auf eine Teilzeitbe­
schäftigung. Und die Be­
schneidung der Vergünstigung 
für Arbeitgeber bei der Zah­
lung vermögenswirksamer Lei­
stungen.

Tarifbewegung im Metall­
handwerk Baden-Württem­
berg 1978—80
(zusammengestellt nach der 
„Dokumentation zu den Ta­
rifbeschlüssen“, herausgege­
ben von der Bezirksleitung 
Stuttgart IGM)

1977 Der „Handwerksstreik“ 
bei Heizung/Klima/Sanitär in 
Nordwürttemberg/Nordba- 
den, Südwürttemberg-Hohen- 
zollern schuf die Bedingungen 
für die Durchsetzung des er­
sten Manteltarifvertrags Me­
tallhandwerk und -Industrie, 
der für Arbeiter und Angestell­
te einheitlich gilt.
1978 Kfz-Handwerk: Strei­
chung der unteren Lohngrup­
pe in Nordwürtt./Nordbaden 
und Südwürtt.-Hohenzollern; 
Elektro: Streichung des Lohn­
gruppenschlüssels, Gehalts­
und Gehaltsrahmenabkom­
men (Tätigkeitsmerkmale von 
kaufmännischen u. techn. An­
gestellten identisch); Mechani­
ker-Handwerk: Streichung des 
Lohngruppenschlüssels u. An­
hebung der unteren Lohngrup­
pe.
1979 Heizung/Sanitär: Weg­
fall des Lohngruppenschlüssels 
in Südbaden, beim Auslö­
sungstarifvertrag Fernlösungs­
satz schon ab 30 km; 
Mechaniker-Handwerk: Ur­
laubsvereinbarung wie in Me­
tallindustrie (30 Tage für alle 
ab 1982 - alle anderen Hand­
werksbereiche erst ab 84), 
Lohngruppe 1 u. 2 werden auf 
das Niveau von 3 angehoben. 
Dieser Handwerksbereich ist 
am weitesten der Industrie an­
geglichen mit Absicherungs- 
Tarifvertrag und Lohnrah­
mentarifvertrag II, außerdem 
wird hier neben den Auslö­
sungssätzen generell eine 12- 
prozentige Montagezulage ge­
zahlt.
1980 Heizung/Sanitär: in bei­

den Tarifgebieten höherer 
Prozentabschluß als in der In­
dustrie; ebenso im Kfz-Hand- 
werk, Schlosser /Schmiede und 

Gewerkschaftlicher Organisationsgrad 
im Metallhandwerk BRD

Metallhandwerk Metallindustrie
Jahr Beschäft. IGM O7o Beschäft. IGM %

1975 1 157 800 107616 9,3
1979 1278200 80437 6,3
1980 1 280000 90737 7,1 3 825000 2531530 66,1

Elektro; Karosseriebau: Nach 
heftigen Auseinandersetzun­
gen konnte die Anhebung auf 
das Lohn- und Gehaltsniveau 
des Kfz-Handwerks plus einer 
weiteren industrieorientierten 
Prozenterhöhung erreicht wer­
den, plus Streichung des Lohn­
gruppenschlüssels und der LG 
I; Mechaniker-Handwerk: ein 
neuer Manteltarifvertrag für 
Auszubildende wird abge­
schlossen.

Aus der Entschließung des 13. 
ordentlichen Gewerkschafts­
tags der IGM zum Handwerk

,,... Der Arbeit der Hand­
werksausschüsse auf allen Or­
ganisationsebenen kommt ent­
scheidende Bedeutung zu. Die­
se Ausschüsse sind in der Lage 
und dazu bereit, die Ortsver­
waltungen, die Bezirksleitun­
gen und den Vorstand der IG 
Metall sachkundig zu beraten l <
Die Delegierten bekräftigen 
die Forderung des DGB nach 
Novellierung der Handwerks­
ordnung. ,,. .. Der 13. ordent­
liche Gewerkschaftstag for­
dert:
1. Die paritätische Besetzung 
aller- Organe der Handwerks­
kammern.
2. Die Einbeziehung der Hand­
werkskammervereinigungen in 
den Geltungsbereich der 
Handwerksordnung.
3. Die Wahl der Arbeitneh­
mervertreter erfolgt nur auf 
Vorschlag der Gewerkschaf­
ten.
4. Die gewerkschaftlich orga­
nisierten Arbeitnehmervertre­
ter in den Vollversammlungen 
der Handwerkskammern, den 
Gesellenausschüssen bei den 
Handwerksinnungen und in 
den Gesellenprüfungsaus­
schüssen werden für die Erfül­
lung ihrer Aufgaben von ihren 
Beschäftigungsbetrieben frei­
gestellt. Die Freistellung er­
folgt unter Fortzahlung des 
Lohnes/Gehaltes und darf we­
der zu einer arbeitsrechtlich 
noch zu einer sozialversiche­
rungsrechtlichen Benachteili­
gung führen. Für die Dauer 
der jeweiligen Legislaturperio­
de ist ein Kündigungsschutz 
für die Arbeitnehmervertreter 
zu schaffen.



Internationale Nachrichten

Reagan verlängert 
Wehrerfassung

Noch Mitte 1980 hatte der da­
malige Präsidentschaftskandi­
dat Reagan die von Carter an­
geordnete „Wehrerfassung“ 
aller 18 - 21jährigen Männer 
in den USA als „sinnlose Ge­
ste“ abgelehnt. Ob eine Wehr­
pflichtigenarmee „einsatzfreu­
diger“ und „kampfkräftiger“ 
als eine Berufsarmee sei, sei 
nicht erwiesen. Die Wehrerfas­
sung fand dennoch statt. 3,2 
Mio. Jugendliche wurden regi­
striert, die Mobilmachungszeit 
bedeutend verringert. 800000 
Jugendliche, zehnmal mehr als 
erwartet, boykottierten trotz 
hoher Strafandrohung die Re­
gistrierung, meldete jüngst das 
Justizministerium. Letzte Wo­
che nun verkündete Reagan ei­
nen Sinneswandel: Obwohl er 
noch im Wahlkampf die Ab­
schaffung der Registrierung 
angekündigt hatte, soll diese 
unter Carter befristete Maß­
nahme nun unbefristet verlän­
gert werden. Zwei Tage später 
setzte der NATO-Oberkom- 
mandierende für Europa, Ge­
neral Rogers, nach: Die US- 
Streitkräfte in Europa hätten 
im „Ernstfall“ nicht genügend 
ausgebildetes Personal. Die 
Wehrerfassung müsse durch 
die Neueinführung einer Grund-

Ägypten: Wirtschaftspolitischer Kurswechsel?

Der ägyptische Präsident Mu­
barak hat Anfang Januar den 
bisherigen Vizepremier Ahmed 
Fuad Mohjeddin (Bild) mit der 
Bildung einer neuen Regierung 
beauftragt. Bisher hatte Mu­
barak wie auch schon Sadat 
auch das Amt des Ministerprä­
sidenten wahrgenommen. Mu­
barak hat die Gelegenheit ge­
nutzt, eine Abkehr von der Sa- 
datschen Politik der „Öff­
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Ghana: Was will die 
neue Regierung?

In seiner ersten öffentlichen 
Ansprache nach dem Militär­
putsch vom 31.12. hat der 
neue Staatschef Rawlings auf 
einer Gewerkschaftskundge­
bung erklärt: „Niemand in ei­
ner Gesellschaft hat ein Recht 
auf mehr als seinen Grundbe­
darf, solange andere produkti­
ve Arbeiter nicht einmal diesen 
befriedigen können.“ Die Ge­
werkschaften haben den Um­
sturz begrüßt, tausende Arbei­
ter in der Hauptstadt Accra 
für das neue Regime demon­
striert. Offensichtlich kann 
sich Rawlings vor allem auf die 
unter den armen Leuten der 
Städte verbreitete Unzufrie­

ausbildung ergänzt werden. 
Eine zu allen Verbrechen be­
reite Söldnertruppe und aus­
reichend Kanonenfutter, das 
fordern die US-Generale.

Portugal: Streikwelle 
in Verkehrswesen

Die 24000 portugiesischen Ei­
senbahner haben am 7.1. 24 
Stunden gestreikt. Sie fordern 
30% Lohnerhöhung und höhe­
re Verpflegungszuschläge. Die 
Regierung hatte nur 14,8% an­

nung“ gegen imperialistischem 
Kapital und einheimischen 
Spekulanten anzudeuten. Ins­
gesamt acht Minister, die im 
vorigen, von Sadat übernom­
menen Kabinett Wirtschafts­
ressorts verwaltet hatten, wur­
den entlassen, darunter der 
bisherige „Superminister“ 
und Planungschef Abdel Ras- 
sak Abdel Megid, der in einen 
Korruptionsskandal verwickelt

denheit mit der katastrophalen 
Wirtschaftslage und der wu­
chernden Korruption stützen. 
Die Produktion des Hauptex­
portprodukts Kakao ist seit 
1970 um 50% gefallen, ohne 
daß doch Kakao durch andere, 

geboten. Ebenfalls am 7.1. 
ging ein dreitägiger Streik bei 
der Lissaboner U-Bahn zuen- 
de, am 6. und 7. Januar streik­
ten auch die 8600 Arbeiter der 
städtischen Busgesellschaft. 
250000 Bauarbeiter legten am
6. und 7.1. die Arbeit nieder, 
ebenfalls für 30% mehr Lohn. 
Die Ergebnisse der Streiks, der 
größten im Verkehrswesen des 
Landes seit 1974, waren bei 
Redaktionsschluß noch nicht 
bekannt.

ist. Mubarak nannte als Auf­
gaben der neuen Regierung: 
Kampf gegen die Korruption, 
Regulierung des Konsums 
(durch Beschränkung der Ein­
fuhr von Luxusartikeln), 
„Orientierung“ des Privat- 
und „Konsolidierung“ des 
Staatssektors der Wirtschaft. 
Es bleibt aber noch offen, ob 
sich die Veränderungen auf ei­
nige spektakuläre - und si­
cher populäre - Schritte ge­
gen die „fetten Katzen“ der 
Kompradorenbourgeoisie be­
schränken werden. Wirksame 
Schritte gegen die Übermacht 
des Auslandskapitals sind 
kaum vorstellbar, solange Mu­
barak an der Camp-David-Po­
litik festhält und Ägypten da­
mit in der arabischen Welt iso­
liert bleibt. Die dafür zuständi­
gen Ressorts Äußeres und Ver­
teidigung bleiben (wenigstens 
bis zum israelischen Truppen­
abzug vom Sinai am 26.4.) un­
verändert. Einige im Septem­
ber verhaftete Oppositionspo­
litiker, darunter der Führer der 
rechten Moslembrüderschaft 
Tilmissani, sind jetzt freigelas­
sen worden. Aber weit über 
1000 sind noch in Haft. 

im Lande benötigte Produkte 
ersetzt worden wäre. Ein 
Großteil der Ernte wie der 
Bergbauprodukte (u.a. Gold) 
wird ins Ausland geschmug­
gelt, Devisen zur Beschaffung 
dringend benötigter Ersatzteile 
und Rohstoffe fehlen. Die In­
flation rast mit 120% im Jahr. 
Rawlings hat angekündigt, der 
Nutzen von ausländischen In­
vestitionen werde „über­
prüft“, und kritisiert, der ge­
stürzte Präsident Limann sei 
„kreuz und quer durch die 
Welt gereist, um um Auslands­
hilfe und Investitionen zu bet­
teln“. Die Bankkonten von 
Politikern und hohen Beamten 
sind gesperrt, Händler und 
Transportunternehmen zu 
Preissenkungen aufgerufen.

Weltbank dreht an 
der Zinsschraube

Am 5.1. hat der Verwaltungs­
rat der Weltbank, in dem die 
westlichen Imperialisten die 
Mehrheit haben, die Einfüh­
rung einer Vorabgebühr von
I, 5% auf neue Kreditzusagen 
beschlossen. Die Steigerung 
der Kredit kosten für Länder 
der Dritten Welt folgt einer 
Zinserhöhung von 10 auf
II, 6%. Gleichzeitig führt die 
Internationale Entwicklungs­
organisation IDA - eine 
Weltbankunterabteilung für 
„zinslose“ Kredite an die ärm­
sten Länder - eine jährliche 
„Bearbeitungsgebühr“ von 
0,5% auf den noch gar nicht 
ausgezahlten Teil bewilligter 
Kredite ein. Für die ausgezahl­
ten Kredite sind weiter jährlich 
0,75% zu zahlen. IDA-Kredit- 
zusagen von 3482 Mio. $ stan­
den 1981 Auszahlungen von 
1 878 Mio. $ gegenüber. Diese 
Beschlüsse treffen die ärmsten 
Länder und erleichtern den 
Banken weitere Steigerung der 
Zinsplünderung.

Kapitalisten zahlen 
weniger Steuern

Die britische Regierung veröf­
fentlichte am 7. Januar ein 
Diskussionspapier zur Körper­
schaftssteuer. Aus ihm geht 
u.a. hervor, daß 1968 noch 
13% aller Steuereinnahmen 
aus Firmengewinnen, also Pro­
fiten, kamen, 1980 aber nur 
noch etwa 5%. Stattdessen 
nahm der Anteil der Lohn- 
und Einkommenssteuer von 
32% auf 36%, der indirekten 
Steuern von 37% auf 41% zu: 
Steuerparadies GB.



VR Polen

Wirtschafts- und Preisreform in 
Kraft — Lohnsenkungen sicher
Anfang Dezember billigte der polni­
sche Ministerrat die schon länger aus­
gearbeiteten Pläne für die Wirtschafts­
reform. Damit treten alle Regelungen 
in Kraft, die den Betriebsleitern freie 
Hand lassen bei Entscheidungen dar­
über, was produziert wird, von wem 
Rohstoffe und Materialien bezogen 
und wie die Preise gestaltet werden. 
Einzige Einschränkung dieser Maß­
nahmen, die die teilweise Aufhebung 
der Planwirtschaft bedeuten, ist die

Armeeangehörige bei der Rentnerbetreuung

Rationierung und Kontrolle nicht aus­
reichend vorhandener Rohstoffe, de­
ren Zuteilung an die Betriebe von einer 
neu gebildeten Kommission vorgenom­
men werden soll. Bei Außerkraftset­
zung der Rechte der Arbeiter wird die 
neue Unternehmerschicht ihren Spiel­
raum nun nach Kräften ausnutzen.

In Kraft treten sollen auch größere 
Preissteigerungen, für die die staatliche 
Preiskommission erneut plädierte mit 
dem Argument, sie seien Teil der Re­
form und unumgänglich zur Abschöp­
fung des Kaufkraftüberhangs und zur 
Bekämpfung des Schwarzmarkts. Die 
Preise für Zucker und Butter etwa sol­
len auf das Dreifache steigen, für 
Schweinefleisch und Speck sogar auf 
das Vierfache. Kohle und anderes 
Heizmaterial für den privaten Ver­
brauch werden doppelt so teuer. Die 
Regierung hält an ihrer Ankündigung 
von Ausgleichszahlungen fest. Im Ja­
nuar präzisierte der Ministerrat, sie 
sollten in Form von Lohnzuschlägen 
im Umfang von etwa einem Siebtel der 
jetzigen Einkommen geleistet werden. 
Wie weit diese Zahlungen den Real­
lohnverlust dämpfen können, ist der­
zeit schwer zu schätzen.

Das Hauptproblem ist nach wie vor, 
daß Nahrungsmittel nicht in ausrei­
chendem Maß gekauft werden können. 
Die Parteizeitung „Trybuna Ludu“ 
veröffentlichte eine Untersuchung 
über die Entwicklung der staatlichen 
Aufkäufe von landwirtschaftlichen 
Produkten. Demnach lagen die Auf­
käufe von Getreide und Kartoffeln 
niedriger als erwartet, wenn auch ver­
einzelt die Pläne erfüllt wurden. Sehr 
schlecht ist die Versorgung mit

Schlachtvieh und demzufolge mit 
Fleisch für den individuellen Verzehr. 
Die Bilanz des Jahres 1981 weist aus, 
daß die Aufkäufe gegenüber dem Vor­
jahr um 30% gesunken sind. Ein so 
schlechtes Ergebnis wurde seit 1973 
nicht mehr verzeichnet. Ende Dezem­
ber lagen die Tagesaufkäufe bei 2000 
Tonnen, denen ein täglicher Bedarf 
von 6000 Tonnen gegenüberstand.

Der Wirtschaftsausschuß wie auch 
Staatspräsident Jablonski haben ange­
kündigt, daß die Preiserhöhungen, be­
vor sie endgültig in Kraft treten, den 
Januar hindurch öffentlich debattiert 
werden sollen. Offensichtlich will die 
Regierung sich vergewissern, daß sie 
die Preisreform durchsetzen kann. 
Wer allerdings in diesen Debatten die 
Arbeiterbewegung vertreten soll, ist 
ungewiß, da alle ihre Rechte, die eine 
organisierte Verständigung über ihre 
Möglichkeiten erlauben würden, außer 
Kraft gesetzt sind. Die Bemühungen 
des Militärrats und der Regierung, mit 
einflußreichen Funktionären der Ge­
werkschaft zu verhandeln und einen 
diktierten Kompromiß herbeizufüh­
ren, sprechen dafür, daß Kräfte in der 
Gruppe der führenden Funktionäre 

aus Armee und Regierung versuchen, 
eine Gewerkschaft zu schaffen, die sich 
zwar unabhängig nennt, aber jeder po­
litischen Betätigung entsagt. Darauf 
deuten auch ihre Verhandlungen mit 
der katholischen Kirche, die gern bereit 
ist, die Gewerkschaft für die Absiche­
rung ihres eigenen Einflusses zu ver­
kaufen.

Nicht mehr die Rede ist im Gegen­
satz zu den Anläufen des vergangenen 
Jahres von einer mit der Wirtschaftsre­
form verbundenen Reform der Arbei­
terselbstverwaltung. Vielmehr beginnt 
die Wirtschaftsreform unter der Bedin­
gung des Kriegsrechts, durch das eine 
Reihe von Rüstungs-, aber auch wichti­
gen Versorgungsbetrieben unter Mili­
tärrecht gestellt sind und die Arbeiter 
wie Soldaten behandelt werden. Die 
Einführung einer Arbeitspflicht wird 
erwogen. Im übrigen setzt die Regie­
rung auf die Wirkung des ökonomi­
schen Drucks der Lohnsenkungen auf 
die Arbeitsleistung. Sie kann es sich 
daher leisten, gleichzeitig zu verspre­
chen, an der 42-Stunden-Woche und 
den drei arbeitsfreien Samstagen im 
Monat festzuhalten, an Errungen­
schaften also, die erst von der Gewerk­
schaft Solidarität erkämpft wurden.

Die Unübersichtlichkeit der wirt­
schaftlichen Lage und die Kapitulation 
vor ihrer Planbarkeit kommt auch dar­
in zum Ausdruck, daß der Ministerrat 
den Haushaltsplan für 1982 zurückge­
nommen hat. Vorderhand soll jeweils 
nur auf zwei Monate im voraus geplant 
werden, weil die Realisierung längerfri­
stiger Pläne nicht absehbar sei.

VR China
Wieder ,,Lernen 
von Daqing“?

Anfang der sechziger Jahre erschlossen 
abertausende Arbeiter im unwirt­
schaftlichen Nordostchina das Ölfeld 
Daqing, das bis heute ca. 50% der chi­
nesischen Ölförderung liefert. Damit 
machte sich das sozialistische China, 
dem die SU gerade jede wirtschaftliche 
und technische Hilfe gestrichen hatte 
und auf dem die Wirtschaftsblockade 
der US-Imperialisten lastete, unabhän­
gig von Ölimporten und bewies, daß 
auch ein rückständiges Entwicklungs­
land die gewaltigen Probleme eines sol­
chen industriellen Großprojekts mei­
stern kann. Nicht hohe Zulagen für die 
Arbeiter, moderne Managementme­
thoden und Anlagenimporte, sondern 
die Weckung der Masseninitiative, die 
Arbeit der Führungsgruppen aus Ar­
beitern, Technikern und Kadern und 
das ,,Vertrauen auf die eigene Kraft“ 
sicherten den Erfolg von Daqing. Bis 
1978 bestimmte ,,Lernen von Daqing“ 
Chinas Kurs für den Aufbau der Indu-
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strie. Später kritisierten Parteiorgane 
das Ölfeld wegen ,,linker Abweichun­
gen“, u.a. wegen der Betonung der 
Masseninitiative anstelle einer planmä­
ßigen Entwicklung.

Jetzt zum Jahresende würdigte das 
ZK der KPCh erneut den „revolutio­
nären Geist“ der Arbeiter von Daqing 
und betonte, daß „die Hauttendenz 
der Bewegung zum Lernen von Daqing 
gut“ war. Das Dokument fordert auf, 
„ein Kontingent ideologisch fortge­
schrittener, berufserfahrener und 
hochdisziplinierter Arbeiter und Ange­
steller zu schaffen ... Die Arbeiter 
und Angestellten sollen mit den Prinzi­
pien und der Politik der Partei vertraut 
sein, damit sie die Interessen des Staa­
tes, des Kollektivs und des Individu­
ums angemessen behandeln und Einzel­
interessen dem Gesamtinteresse und 
kurzfristige den langfristigen Interes­
sen unterordnen. Laxheit in der politi­
schen und ideologischen Arbeit darf es 
nicht mehr geben (Xinhua,
29.12.81).

Wie die „Renmin Ribao“ in ihrem 
Neujahrskommentar feststellt, „er­
lahmten die Anstrengungen in der In­
dustrie Anfang 81, und im Ergebnis 
stagnierte die Produktion während ei­
nes Großteils des Jahres“. Die markt­
orientierten Wirtschaftsreformen ha­
ben - im Gegensatz zur Landwirt­
schaft - in der Grundstoff- und Pro­
duktionsgüterindustrie zu einer Krise 
geführt (s. Pol. Ber. 25/81), die die 
ganze Volkswirtschaft gefährden 
kann. Einseitige Betonung materieller 
Anreize und wachsende Lohnsprei­
zung dürften vielfach den Arbeitsein­
satz gedämpft haben. Es bleibt aber of­
fen, wieweit die KPCh tatsächlich eine 
Umorientierung ihrer Industriepolitik 
einleitet.

Japan
Militärhaushalt 
erhöht

Am Montag, den 28. Dezember 81, hat 
das japanische Kabinett den Haushalt 
für 1982 verabschiedet. Noch im Ja­
nuar soll die Parlamentsdebatte sein. 
Es ist das erste Mal seit 26 Jahren, daß 
die Ausgaben für das Militär mit einer 
höheren Rate steigen als die anderen 
Ausgaben. Die japanische Regierung 
will Zerstörer, Panzer, F-15-Kampf- 
flugzeuge und anderes Kriegsgerät an­
schaffen. Dafür sind die Militärausga­
ben um 7,754% gesteigert worden, das 
sind jetzt 0,933% des für 1982 ge­
schätzten Bruttosozialprodukts.

Weiter hat das Kabinett die Ausga­
ben für Energiewirtschaft und staatli­
che Entwicklungshilfe überproportio­
nal gesteigert. Niedrigere Steigerungs­
raten verzeichnet dagegen der Sozial-

Kamera-Montage bei Canon 
haushalt. Insbesondere angegriffen 
wird die medizinische Versorgung der 
Alten und der Patienten, die teure Be­
handlungen brauchen. Schon im Früh­
jahr 1981 hatte der japanische Ärzte­
verband die Regierung angegriffen, 
daß sie einen „Vorkriegskurs“ im Ge­
sundheitswesen verfolge, weil sie die 
Kosten für die Alten drücken wolle 
und wie vor dem 2. Weltkrieg gesunde 
Jugendliche als Soldaten produzieren 
wolle. Die mittlere Lebensdauer müsse 
80 und nicht 50 betragen, das sei ein er­
ster Schritt zur Demokratie. Aber auch 
andere Sozialleistungen will die Regie­
rung einschränken. Ebenso sollen Kür­
zungen im Schulwesen fällig werden. 
Die japanischen Volksmassen sollen ei­
ne höhere Verbrauchssteuer für Reis 
bezahlen, und die Preise für die Eisen­
bahnen sollen steigen.

Die Kürzungen im Sozialbereich be­
gründet das japanische Kabinett da­
mit, daß es die Verschuldung der öf­
fentlichen Haushalte eindämmen will, 
die Steigerung des Militäretats mit dem 
Druck der USA. Und tatsächlich ist die 
US-Regierung sehr an der Erhöhung 
des japanischen Militärhaushalts inter­
essiert. Caspar Weinberger erklärte im 
Dezember, die Japaner müßten so auf­
rüsten, daß sie sich 1600 km von den 
japanischen Inseln entfernt verteidigen 
können. Aber das ist natürlich vor al­
lem auch ein Interesse der japanischen 
Bourgeoisie. Der Kapitalistenverband 
Nikkeiren, in dem die Großkonzerne 
den Ton angeben, fordert die Revision 
des Artikel 9 der Japanischen Verfas­
sung, der festlegt, daß es kein Kriegs­
führungsrecht des japanischen Staates 
gibt. Der Artikel behindere die „japa­
nischen Anstrengungen für die kollek­
tive Sicherheit in Asien“. Seit dem 
zweiten Weltkrieg gibt es in Japan har­
te Auseinandersetzungen über den 
Aufbau einer Armee. Die japanische 
Bourgeoisie hat unter Schirmherr­
schaft der USA zunächst eine „Polizei­
reserve“, dann eine „Sicherheitstrup­
pe“ und 1954 eine „Selbstverteidi­

gungstruppe“ aufgebaut, die inzwi­
schen 250000 Mann stark ist.

Die Sozialistische Partei Japans, die 
kommunistische Partei und verschiede­
ne demokratische Organisationen ha­
ben ihren Widerstand gegen die Verab­
schiedung des Haushalts angekündigt.

Lohnkampf Frankreich 
Gewerkschaften wollen 
Spaltung verringern
Frühzeitig vor den Verhandlungen zwi­
schen Staat und Gewerkschaften über 
Löhne und Arbeitsbedingungen im öf­
fentlichen Sektor Anfang Februar hat 
Wirtschaftsminister Delors seine Vor­
stellungen zur Lohnentwicklung 1982 
kundgetan. Der Lohn in Industrie und 
öffentlichem Sektor soll auf Grundlage 
einer Vereinbarung der Tarifparteien 
zunächst für ein Jahr indexiert werden, 
Bezugspunkt ist die geschätzte Infla­
tionsrate. Der konkrete Vorschlag für 
82 lautet: Dreimonatliche Erhöhung 
von Löhnen und Gehältern um 2,5% 
auf die angestrebte Preiserhöhungsrate 
von 10%; halbjährliche zusätzliche 
Angleichung bei stärkerer Inflation.

Es ist offensichtlich, daß dieser Vor­
schlag im besten Fall auf Festschrei­
bung des Reallohns hinausläuft, jede 
weitere Steuererhöhung z.B. Kauf­
kraftverlust zur Folge hätte. Die Kapi­
talisten reagierten bisher entsprechend 
überwiegend positiv, aber auch keine 
der Gewerkschaften lehnte das Modell 
rundweg ab. Wie in der BRD nutzen 
die französischen Bourgeois die hohe 
Arbeitslosigkeit von 2019000 (11,5%) 
zu starkem ideologischen Druck für 
Lohnsenkung, zudem mag mancher 
Gewerkschaftsführer einem solchen 
Abkommen in der Hoffnung beitreten, 
die völlig zersplitterte Kampfesführung 
(die Tarife werden bisher betrieblich 
ausgehandelt) zu überwinden. Die Ge­
werkschaften CGT und CFDT haben 
vorsichtig eine mögliche Zustimmung 
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für den Fall angedeutet, daß es zu einer 
zusätzlichen Anhebung der Niedrig­
löhne komme.

Daß die Verringerung der gerade 
durch massive Lohnunterschiede be­
wirkten Spaltung der französischen 
Arbeiterklasse neben weiterer Arbeits­
zeitverkürzung für die Gewerkschaft 
CFDT absolute Priorität hat, bekräf­
tigte ihr Generalsekretär Maire in ei­
nem Grundsatzartikel, in dem er u.a. 
ausführte: „Die Verbesserung der Si­
tuation der schlechtest Gestellten ist 
entscheidende Bedingung weiteren 
Fortschritts und strategisches Interesse 
aller Lohnabhängigen.“ 1981 konnte 
die Gewerkschaftsbewegung Erfolge in 
dieser Richtung verbuchen. So gelang 
die Erhöhung des gesetzlichen Min­
destlohnes um netto knapp 20% bei ei­
ner Inflationsrate von 14,2%; der Re­
naultkonzern mußte Ende des Jahres 
einem Tarifvertrag zustimmen, der an­
gelernten Arbeitern die Möglichkeit er­
öffnet, in Facharbeiterlohngruppen 
aufzusteigen.

Nach den Daten des Nationalen Sta­
tistischen Institutes stieg im gleichen 
Zeitraum der durchschnittliche Arbei­
termonatslohn netto um 14,6% bei Le­
digen und 15,3% bei Familienvätern 
mit 2 Kindern. Die Genugtuung, 1981 
den Reallohn insgesamt gesichert, den 
Mindestlohn sogar deutlich erhöht zu 
haben, kann jedoch nicht darüber hin­
wegtäuschen, daß nach den Lohnsen­
kungen der Jahre 1979 und 1980 die 
Kaufkraft unter dem Niveau der Jahre 
76 bzw. 77 liegt. Eine gewerkschaftli­
che Zustimmung zum Delors-Vor- 
schlag selbst bei überproportionaler 
Anhebung der unteren Lohngruppen 
führte zwar zu Verringerung der Lohn­
spreizung, jedoch auf einem weiterhin 
gedrücktem Lohnniveau, das bei ei­
nem Durchschnittslohn für Industrie­
arbeiter von heute 4600 FF brutto 
(1840 DM) vielfach die Befriedigung 
der notwendigen Bedürfnisse nicht zu­
läßt. Etliche Gliederungen haben sich 
deshalb schon gegen Annahme des 
Plans ausgesprochen.

Großbritannien
Ford setzt „Bestrafungs 
klauseln“ nicht durch

Die Arbeiter der Werke Haiewood und 
Swansea des amerikanischen Autokon­
zerns Ford beendeten am Anfang der 
Woche ihre Streiks. Die 13 Gewerk­
schaften bei Ford, die gemeinsam ver­
handeln, werden in dieser Woche einen 
Tarifvertrag unterzeichnen, nachdem 
die Gesamtbelegschaft mit etwa 30000 
zu 21000 dem letzten Angebot der Ka­
pitalisten zugestimmt hatte.

Dieser Lohnkampf hatte eine beson­
dere Bedeutung für die Fordarbeiter: 

Im Gefolge mehrerer Niederlagen an­
derer Automobilbelegschaften - z.B. 
Vauxhall und British Leyland - woll­
ten die Kapitalisten nicht mehr als 
4,5% zahlen (bei 12% Inflation) und 
daran die Bedingung knüpfen, daß die 
Gewerkschaften einem neuen „Pro­
duktivitätsprogramm“ zustimmten. 
Die Gewerkschaften forderten eine 
Lohnerhöhung von 20 Pfund in der 
Woche und die Einführung der 39- 
Stundenwoche.

Schon 1979 hatte Ford gegen erbit­
terten Widerstand und nach einem 
neunwöchigen Streik durchgesetzt, 
daß ein Teil des Lohns in eine soge­
nannte „Anwesenheitsprämie“ ver­
wandelt wurde, die die Kapitalisten bei 
Krankheit oder Streik nicht zahlen.

Mit dem neuen „Produktivitätsvor­
schlag“ wollten die Kapitalisten die 
vollständige Mobilität der Arbeitskräf­
te herstellen und alle bisher bestehen­
den „Demarcation lines“ (Abgren­
zungslinien) zwischen Berufsgruppen 
aufheben. Außerdem sollten alle ört-

Mai 1981: Erfolgreicher Zweiwochen­
streik in Haiewood gegen damaligen 
„Disziplin-Kode“

lieh ausgehandelten Tarifverträge in 
Bezug auf Zulagen und Arbeitsbedin­
gungen aufgehoben werden, weil „sie 
nötige Veränderungen behindern.“

Als Peitsche zur Durchsetzung die­
ser Maßnahmen hatten die Ford-Ma­
nager sich „Strafklauseln“ ausgetüf­
telt: Würde ein Werk „nicht produktiv 
genug“ arbeiten, sollte es „finanziell 
bestraft werden“ — d.h. der gesamten 
Belegschaft der Lohn gekürzt werden.

Mit Mehrheiten von 90% stimmten 
die 54000 Ford-Arbeiter auf Betriebs­
versammlungen Anfang Dezember für 
Streik. Die Gewerkschaften setzten 
den Streikbeginn auf den 5. Januar 
fest.

Zu den Vorbereitungen gehörte, daß 
die Gewerkschaften Kontakte zu den 
Gewerkschaften in Spanien, Belgien 
und zur IG Metall aufnahmen, u.a. 
trafen sich Delegationen von Vertrau­
ensleuten. Die Gewerkschaften hatten 
schließlich schriftliche Zusagen ihrer 

Kollegen, daß sie einen britischen 
Streik unterstützen und Lieferungen 
nach England boykottieren würden.

Ende Dezember boten die Kapitali­
sten plötzlich 7,4% an und gaben die 
„Bestrafungsklauseln“ auf. Aber erst 
als sie auch erklärten, die 39-Stunden- 
woche würde ab dem 1. Juni einge­
führt, beschloß die Verhandlungskom­
mission, den Streik auszusetzen.

In Haiewood und Swansea streikten 
die Belegschaften trotzdem. Die Ge­
samtbelegschaft beschloß am Freitag 
in 16 Werken mit insgesamt 29100 Ar­
beitern, das Angebot anzunehmen, in 
7 Werken mit 20710 Arbeitern stimm­
ten die Versammlungen mit nein. Der 
Streik wurde Montag beendet.

„Wir glauben immer noch, daß es 
ein teuflisches Angebot ist, aber wir 
können unsere Leute nicht so allein 
lassen“, sagte ein Vertrauensmann aus 
Haiewood. „Wir werden ihnen (den 
Ford-Kapitalisten) aber jetzt klarma­
chen, daß sie bei der Durchführung die 
Zustimmung der Belegschaften brau­
chen.“

El Salvador
Militärische Erfolge 
der Befreiungsfront

In der Nacht zum 22.12. griffen Gue- 
rilleros der Befreiungsfront Farabundo 
Marti (FMLN) die Hafenstadt El Sava- 
dors La Union an und hielten sie einige 
Stunden lang besetzt, bevor sie sich vor 
den Regierungstruppen zurückzogen. 
Wenige Tage später gelang es der 
FMLN, die die verschiedenen Guerilla­
organisationen des Landes vereinigt, 
die Brücke über den Guajoyo zu spren­
gen und damit die wichtigste Verkehrs­
verbindung nach Guatemala zu unter­
brechen. Nahe der zentral gelegenen 
Stadt San Vincente blockierten Gueril- 
leros die Panamerikanische Schnell­
straße und erhoben auf die gestoppten 
Fahrzeuge eine Kriegssteuer. In der 
Hauptstadt San Salvador selbst wur­
den in den vergangenen Wochen meh­
rere Starkstromleitungen, Telefonzel­
len und auch einige öffentliche Gebäu­
de gesprengt.

Das von den USA ausgehaltene Re­
gime des Christdemokaten Duarte 
schlägt wild um sich. Kein Tag vergeht, 
an dem nicht die verstümmelten Lei­
chen verschleppter Arbeiter, Bauern, 
Studenten oder Lehrer aufgefunden 
werden. Hunderttausende Bauern sind 
seit dem 7.3.1980, dem Tag der Ver­
kündung der „Landreform“, vor den 
Regierungstruppen und Terrorbanden 
in die Hauptstadt und in die Nachbar­
länder geflohen. Anfang Dezember 
startete das Regime eine neue „Groß­
offensive“ gegen die FMLN in der öst- 
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liehen Provinz Morazan, die militä­
risch wenig bewirken, dafür um so 
mehr Schrecken und Terror unter der 
Zivilbevölkerung verbreiten wird.

Gewiß ist die FMLN vom militäri­
schen Sieg der Revolution trotz der 
jüngsten Erfolge noch weit entfernt. 
Immerhin aber mußte das US-Außen- 
ministerium Mitte Dezember erstmals 
zwei ihrer Vertreter zu Verhandlungen 
empfangen. Über den Inhalt der Ge­
spräche wurde nichts bekannt, doch 
bedeutet allein schon die Tatsache von 
Verhandlungen mit der Befreiungs­
front, daß die USA weder damit rech-

Unterricht im Flüchtlingslager

nen, daß die für den 28. März ange­
setzten ,,Wahlen“ das Regime festigen 
könnten, noch mit der militärischen 
Zerschlagung der Volksbewegung. Das 
hindert sie indes nicht, die Intervention 
zu forcieren. Anfang Januar trafen 600 
Offiziere und 1000 Infanteriesoldaten 
aus El Salvador zur Anti-Guerilla-Aus- 
bildung in den USA ein. Ein Führer 
der FMLN legte kürzlich gegenüber ei­
ner mexikanischen Zeitung Beweise für 
die Beteiligung der in El Salvador täti­
gen US-,»Berater“ an militärischen 
Einsätzen vor. Bereits im Oktober 1981 
hatten die USA in einer ,,Lateinameri­
ka-Gruppe“ der NATO (!) ihre Ein­
satzpläne für El Salvador verhandelt; 
Anfang Dezember gelang es ihnen, die 
OAS mehrheitlich auf Unterstützung 
des Regimes Duarte festzulegen und 
die revolutionäre Volksbewegung da­
mit zu isolieren.

Angesichts dieser aktuellen Gefahr 
der Isolierung und der militärischen In­
tervention der USA hat die FMLN eine 
neue Minimalplattform zur politischen 
Lösung vorgelegt. Sie fordert darin die 
Aufhebung des Ausnahmezustandes, 
Meinungsfreiheit, die Freilassung aller 
politischen Gefangenen und die Bil­
dung einer neuen Armee aus den Ein­
heiten der Guerilla und solchen Solda­
ten und Offizieren der Regierungstrup­
pen, die sich nicht schwerer Verbre­
chen am salvadorensischen Volk schul­
dig gemacht haben.

Zimbabwe

Bauern wollen Land — Verfassung 
hemmt unabhängigen Wirtschaftsaufbau
„Die Landfrage ist die Schlüsselfra­
ge“, sagt uns Zimbabwes Botschafter 
in Bonn A.M. Chambati. „Das ist die 
Frage, deretwegen wir Krieg geführt 
haben, es ging um das Land. Und diese 
Frage bleibt zu lösen.“ Bisher haben 
erst 6000 afrikanische Bauernfamilien 
im Rahmen des Siedlungsprogamms 
der Regierung Land erhalten. Die Ver­
fassung verbietet die Enteignung von 
Siedlerplantagen. Die Patriotische 
Front hatte diesem Punkt bei den Un­
abhängigkeitsverhandlungen nur zuge­
stimmt, nachdem Großbritannien und 
die USA versprochen hatten, sie wür­
den ein großes Landankaufprogramm 
finanzieren. Chambati: „Weil das 
Geld nicht in so großen Summen ge­
kommen ist, wie wir erwartet hatten, 
gibt es bei dem Programm Probleme.“

Während der 90jährigen Kolonial­
zeit hatten die weißen Siedler die be­
sten Böden und fast die Hälfte der Ge­
samtnutzfläche an sich gerissen. Die 
Afrikaner wurden, soweit die Siedler 
sie nicht als Landarbeiter auf den Plan­
tagen ausbeuteten, in unfruchtbaren 
Reservaten zusammengepfercht. Ge­
genwärtig umfassen die „kommerziel­
len Farmgebiete“, die noch immer 
größtenteils 5000 weißen Siedlern gehö­
ren, 14,8 Mio. ha. Rund 300000 afri­
kanische Landarbeiter arbeiten dort. 
In den früheren Reservaten (16,3 Mio. 
ha), die nach Expertenschätzungen 
höchstens 325000 Familien ernähren 
können, leben tatsächlich 780000 Fa­
milien.

Die zahlreichen Landbesetzungen 
zeigen, wie ungeduldig die afrikani­
schen Bauern auf eine rasche Umwäl­
zung der kolonialen Eigentumsverhält­
nisse drängen. Nach Presseberichten 
hatten im September rund 50000 Bau­

Maisernte. Präsident Banana und Regierungsmitglieder arbeiten mit

ern Siedlerland besetzt. Ein 67jähriger 
Bauer, dessen Familie vor 50 Jahren 
von den Kolonialisten vertrieben wor­
den war, sagte nach der Rückkehr auf 
sein Land zu einem Reporter: „Die Re­
gierung hat uns Land versprochen, 
wenn wir den Krieg gewinnen. Jetzt ha­
ben wir den Krieg gewonnen, und wir 
sind auf unser Land gezogen. Wir wer­
den nicht wieder gehen.“

Zwar hat die Polizei in einzelnen 
Fällen Landbesetzer an ihre früheren 
Wohnorte gebracht. Aber im allgemei­
nen duldet die Regierung die Besetzun­
gen. Gestützt auf die Bauernbewegung 
hat sie in den letzten Monaten ver­
schiedene Maßnahmen zur Beschleuni­
gung des Landerwerbs ergriffen. Land­
minister Sekeramayi hat im September 
erklärt, die Landbesetzer könnten un­
ter bestimmten Bedingungen „bis zur 
endgültigen Ansiedlung“ auf dem be­
setzten Land bleiben, z.B. wenn es sich 
um verlassene Plantagen handelt. Die 
Regierung hat bei Landverkäufen jetzt 
ein Vorkaufsrecht. Sekeramayi kün­
digte an, die Regierung werde „brach­
liegendes, verlassenes und untergenutz­
tes Land“ künftig an sich ziehen. Und 
Arbeitsminister Kangai hat im Dezem­
ber Plantagenbesitzern, die die zum 
Jahreswechsel erhöhten Mindestlöhne 
nicht zahlen, sofortige Enteignung an­
gedroht.

Um die durch Landmangel gefesselte 
Produktivkraft hunderttausender afri­
kanischer Bauern zu befreien, wird ei­
ne Überwindung der einschnürenden 
Verfassungsbestimmungen unumgäng­
lich sein, zumal, wenn die Imperiali­
sten ihre Hilfszusagen nicht einhalten. 
Botschafter Chambati dazu: „Wir 
können nicht unbegrenzt Opfer von 
Verfassungsregelungen bleiben
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Wir hoffen, Korrekturen durchführen 
zu können.“

Die Bedingungen dafür haben sich 
seit der Unabhängigkeit durch die 
Konsolidierung der neuen Staatsmacht 
und die positive Wirtschaftsentwick­
lung verbessert. Die Integration der 
ehemaligen Guerillaarmeen und der 
Kolonialtruppen zu einer neuen natio­
nalen Armee ist abgeschlossen; mit 
Ausnahme des weißen Oberkomman­
dierenden sind fast alle Schlüsselkom­
mandos mit Afrikanern besetzt. Bei 
der Regierungsübernahme waren nur 
30% der Beamten Schwarze, jetzt sind 
es 58%. Nach einem Rekordwachstum 
von 14% 1980 ist das Bruttosozialpro­
dukt auch im abgelaufenen Jahr um 
rund 7% gestiegen. Zimbabwe konnte 
1981 große Mengen Mais in andere 
afrikanische Länder exportieren. Zwar 
haben von der Erhöhung der Maisan­
kaufpreise um 41% 1980 vor allem die 
weißen Siedler kräftig profitiert. Aber 
insgesamt hatten 1980 die afrikani­
schen Bauernwirtschaften mit 43% ei­
nen erheblich höheren Produktionsan­
stieg zu verzeichnen als die weißen 
„kommerziellen Farmen“ (12%).

Die Erfolge der Politik der „Aus­
söhnung“ erleichtern jetzt ein energi­
scheres Vorgehen gegen die andauern­
de Beherrschung weiter Teile der Wirt­
schaft durch imperialistisches Kapital. 
So liegt jetzt der Gesetzentwurf zur 
Einrichtung eines Staatsmonopols für 
den Handel mit Bergbauprodukten 
vor. Damit sollen die Bergbaukonzerne 
gehindert werden, durch fingierte 
Niedrigrechnungen Profite außer Lan­
des zu schaffen und Steuern zu hinter­
ziehen. Die Regierungen der Heimat­
länder dieser Konzerne (USA und 
Großbritannien) hatten gegen diesen 
Plan interveniert.

Zum 1. Januar sind (bei einer Infla­
tion von z.Z. 17%) die Mindestlöhne 
in Industrie und Handel um 23,5%, 
für die Landarbeiter und die rund 
100000 Hausangestellten um 67%, 
freilich bei Wegfall der Gratisverpfle­
gung, erhöht worden. Der industrielle 
Mindestlohn liegt aber mit 105 Zim$ 
(330 DM) noch immer unter der amtli­
chen Armutsgrenze für eine städtische 
sechsköpfige Familie (128 Zim$). Um 
eine Überwälzung der Lohnerhöhung 
auf die Preise zu verhindern und wirk­
same Preiskontrollen vorzubereiten, 
sind für drei Monate die Preise einge­
froren worden.

Die Imperialisten verteidigen ihre 
bedrohten Positionen mit Terror. 
Nach dem Bombenanschlag auf das 
ZANU-Hauptquartier im Dezember 
hat Premierminister Mugabe Maßnah­
men gegen „weiße Elemente in Armee 
und Polizei“ angekündigt, die „im Zu­
sammenspiel mit Südafrika tätig sind, 
um einen Sturz der Regierung herbei­
zuführen.“

SADCC: Wirtschaftliche Zusammenarbeit der 
freien Länder des südlichen Afrika

Händereibend teilte vor einiger Zeit 
ein südafrikanisches Finanzblatt dem 
Börsenpublikum mit, Zimbabwe ex­
portiere noch immer doppelt soviel 
nach Südafrika wie nach den vier 
wichtigsten unabhängigen afrikani­
schen Partnerländern zusammen. 
(Auf Platz 2 der Außenhandelsstati­
stik folgt übrigens die BRD.) Das Ko­
lonialregime am Kap - und mit ihm 
die Konzernchefs in New York, Lon­
don und Frankfurt - rechnet sich 
weiter Chancen aus, das unabhängige 
Zimbabwe durch eine Mischung aus 
wirtschaftlicher Erdrosselung und 
Siedlerputsch doch noch unter die 
Knute zu kriegen. Als Ansatzpunkt 
dient die aus der Kolonialzeit ererbte 
Ausrichtung der Transportwege auf 
Südafrika. Abgesehen vom Handel 
mit Südafrika selbst wickelt Zimbab­
we rund 70% seines Außenhandels 
über südafrikanische Häfen ab, den 
Rest über Mosambik.

Noch bevor in Salisbury die briti­
sche Flagge endgültig eingeholt wur­
de, beschlossen im April 1980 neun 
Staaten des südlichen Afrika die 
Gründung einer Wirtschaftsgemein­
schaft, um durch Zusammenarbeit 
untereinander die wirtschaftliche Ab­
hängigkeit von Südafrika zu brechen. 
Dieser ,,Konferenz für Entwick­
lungszusammenarbeit im Südlichen 
Afrika“ (SADCC) gehören Zimbab­
we, Tansania, Mosambik, Angola, 
Botswana, Malawi, Lesotho und 
Swaziland an. Davon haben bisher 
nur Angola und Tansania den Han­
del mit Südafrika auf Null reduzieren 
können. Die Befreiungsbewegungen 
Namibias und Azanias SWAPO, 
PAC und ANC nehmen an den Kon­
ferenzen teil.

Die Mitgliedsländer sind jeweils 
für bestimmte Bereiche zuständig, 
Zimbabwe z.B. für die Zusammenar­
beit auf dem Nahrungsmittelsektor. 
Das Schwergewicht liegt bislang im 
Verkehrsbereich. Im Juni 1981 wur­
den insgesamt 97 Verkehrs-und Fern­
meldeprojekte beschlossen, 22 davon 
sind bereits im Bau. Durch den Aus­
bau der Eisenbahn nach Beira/Mo- 
sambik und die Vergrößerung der 
Häfen von Beira und Maputo werden 
die Binnenländer Samibia, Zimbab­
we und Malawi unabhängiger von süd­
afrikanischen Häfen. Außerdem ist 
die Verschiffung von Zimbabwe aus 
über Beira nicht einmal halb so teuer 
wie über das südafrikanische Dur­
ban. Die seit 1965 stillgelegte Pipeline 
von Beira nach Zimbabwe soll An­
fang des Jahres wieder in Betrieb ge­
nommen werden.

Auf der letzten SADCC-Konfe- 
renz im November hat Zimbabwe 
vorgeschlagen, bei der Verarbeitung 
und Vermarktung von Minenpro­
dukten und der Ausbildung von 
Bergbau-Fachkräften zusammenzu­
arbeiten. In seinem Vorschlag wand­
te sich Zimbabwe dagegen, eine der­
artige Entscheidung durch westliche 
Bergbauinteressen, die auf eigene

Premierminister Robert Mugabe

Rechnung fördern und die Rohstoffe 
unverarbeitet abtransportieren wol­
len, torpedieren zu lassen. „Es ist be­
streitbar, daß die Beziehungen der 
SADCC zur westlichen Welt davon 
abhingen, ob und zu welchen Bedin­
gungen Europa und Nordamerika 
Zugang zu den Mineralien der Re­
gion kriegen.“ Offenbar hatten die 
westlichen Imperialisten für den Fall 
der Sperrung solchen „Zugangs“ mit 
Streichung der bereits zugesagten Fi­
nanzhilfe für die SADCC gedroht.

Um die Transportschwierigkeiten 
in Zimbabwe zu vergrößern, zog das 
südafrikanische Regime Anfang 1981 
26 Mietlokomotiven plötzlich ab. 
Mosambik half mit zwölf, Malawi 
mit vier Loks aus. Alte Lokomotiven 
wurden wieder instandgesetzt. Im 
Oktober sprengte die von Südafrika 
ausgehaltene MNR (Nationale Wi­
derstandsbewegung) in Mosambik ei­
ne Brücke der Beira-Eisenbahn; da­
bei wurde auch die Pipeline beschä­
digt. Prompt erklärte sich Südafrika 
„bereit“, die 26 Loks wieder zu ver­
mieten. Zimbabwe nahm das Ange­
bot an, setzt aber den Ausbau alter­
nativer Transportwege fort. Nach­
dem Südafrika im Sommer monate­
lang kaum Ölprodukte durchgelassen 
hatte, bezieht Zimbabwe diese schon 
seit einigen Monaten, zunächst mit 
Tankwagen, über Beira.

33



Aus Kultur und Wissenschaft

Endlose Liebe
Erste Liebe überdauert Unterdrückung 
durch Eltern- und Staatsgewalt
Zeffirelli, dem Regisseur des 
Films ,, Endlose Liebe“, 
schreibt die Kritik zu, er habe 
eine moderne Version von 
,,Romeo und Julia“ geschaf­
fen. Er selber bestreitet dies zu 
Recht. Im Gegensatz zur Tra­
gödie von Romeo und Julia, in 
der von vornherein alles fest­
stehe, werde in seinem Film al­
les durch die Leidenschaft der 
beiden Jugendlichen Jade und 
David in Gang gesetzt.

Dieser Ansatz, daß junge 
Leute über ihr Schicksal selber 
entscheiden und durchsetzen, 
daß eine Liebe, die von zwei 
Elternhäusern und von der 
Staatsgewalt in Form von Ge­
richt, psychiatrischer Anstalt, 
Polizei und Gefängnis unter­
drückt werden soll, am Leben 
bleibt, sorgt dafür, daß der 
Film für Jugendliche eine star­
ke Anziehungskraft hat. Die­
ses Interesse wird schamlos 
ausgenutzt, indem die Liebe 
selber zum Mittel gemacht 
wird, mit dem sich all diese 
Schinderei und Entwürdigung 
aushalten läßt, einfach weil sie 
alles überdauert. Dies ist die 
Quintessenz, die David im 
Schlußmonolog, malerisch 
hohläugig ans Gefängnisgitter 
gelehnt, vorträgt, während er 
sieht, wie seine Geliebte ihn 
besuchen kommt.

Zeffirelli sagt, daß er, an­
ders als in seinem Film „Die 
blaue Lagune“, habe zeigen 
wollen, daß „Schönheit über­
all sein kann, in ganz einfa­
chen Dingen, nicht nur in fer­
nen exotischen Welten“, (s. 
( inema-Programm Nr. 31) Al­
so hat er nach seiner früher 

verfilmten Robinsonade dies­
mal mitten ins gesellschaftliche 
Leben der wohlbestallten ame­
rikanischen Intellektuellen in 
Chikago gegriffen, führt also 
eine Welt vor, die kaum einer 
der Jugendlichen, die den Film 
ansehen, aus eigener Erfah­
rung kennt. Da gibt es nun al­
lerhand Schönes. In der präch­
tigen Villa von Jades Eltern 
legt David ein bildschön lo­
derndes Feuer, nachdem ihm 
verboten worden ist, nach den 
aufwendigen Partys, die dort 
veranstaltet werden und zu de­
nen die Mutter auch mal im 
kostbaren antiken Kimono er­
scheint, die Nächte mit Jade 
vor dem traulicheren Kamin­
feuer zu verbringen.

Alles nicht so Schöne dient 
als Folie, vor dem der Wachs­
perlenglanz dieser Liebe um so 
besser zur Geltung kommt. 
Gezeigt wird dieses feinfühlig 
matte Grau in Grau der Irren­
anstalt, die anderen Insassen, 
die brutalen Therapien unter­
worfen werden und in der An­
stalt bleiben müssen. David 
weigert sich einfach, sich so 
behandeln zu lassen und 
kommt damit wunderbarer­
weise offenbar jahrelang durch 
und wird schließlich durch die 
Beziehungen seiner Eltern aus 
der Anstalt erlöst.

Um weitere solche Kontraste 
zu schaffen, werden einige 
Überflüssigkeiten aufgehäuft. 
Nicht einsichtig ist die inzwi­
schen erfolgte Scheidung von 
Davids Eltern. Recht albern 
behauptet sein Vater, er habe 
sich ein Beispiel an ihm ge­
nommen, nachdem er ihn ein­

mal mit seiner Freundin auf 
dem Fahrrad gesehen habe. 
Bei dem anderen Ekernpaar 
weiß man nicht, ob die Schei­
dung hätte unterbleiben sollen 
oder der spätere Unfalltod des 
Gatten, durch den in dieser 
Hinsicht derselbe Effekt erzielt 
wird.

Hingewiesen werden muß, 
da dies in allen sonstigen Be­
sprechungen und auch in dem 
von der Zeitschrift „Bravo“ 
veröffentlichten Film-Foto- 
Roman unterlassen wird, auf 
die - unverarbeitet gelassene 
- sexualisierte Darstellung der 
gesamten Familienbande. 
Geht einem schon die Schmu­
serei des Vaters mit der Toch­
ter auf die Nerven, die diese 
immerhin aufgibt, um sich Da­
vid zuzuwenden, so wird der 
Film wirklich geschmacklos, 
wenn die Mutter die Kinder bei 
ihrer Umarmung nicht nur be­
obachtet, sondern später auch 
noch David, der gerade aus der 
Anstalt kommt und auf der 
Suche nach Jade bei ihr auf­
taucht, davon vorschwärmt 
und sich seiner jugendlichen 
Frische, deren Vergleich ihr 
Mann scheints nicht ausgehal­
ten hat, anbietet. Des weiteren 
landet die Freundin des toten 
Vaters bei dessen Kröte von 
Sohn, der David, seinen frühe­
ren Freund, an die Polizei aus­
liefert usw. Diese Szenen wir­
ken wie die Beimischung zu 
Tabletten, die das Bedürfnis 
nach einem bestimmten Präpa­
rat beim Konsumenten erzeu­
gen sollen, und tragen einiges 
zur Verlogenheit des Films bei.

Filmbeitrag zur He­
bung der Wehrkraft

Seit einigen Wochen sind 
gleich mehrere sog. „Militär- 
Klamotten“ von ähnlichem 
Grundmuster in den westdeut­
schen Kinos zu sehen. „Ich 
glaub’ mich knutscht ein 
Elch“ gehört zweifellos zu den 
Schlechteren dieser Sorte. 
Dennoch, die Vorstellung war 
gut besucht, weitgehend von 
Jugendlichen, die zur Bundes­
wehr eingezogen oder erst kurz 
entlassen sind. - Zwei ausge­
flippte Typen, schon leicht an­
gegraut, treten, einer Laune 
folgend, in die (US-)Armee 
ein, geraten natürlich sogleich 
mit der Armeeordnung, dem 
Drill, der Schikane in Kon­
flikt, lassen sich nicht beugen, 
sondern schlagen sich mit 
Witz, Frechheit und der Hilfe 
zweier Militärpolizistinnen 
durch, übernehmen sogar die 
Führung ihrer Einheit und 
werden für die Vorführung ei­
ner neuen Waffe in Italien aus­
erwählt, benutzen das Unter­
nehmen aber für ihre privaten 
Abenteuer. Zum guten Schluß 
befreien sie ihre Einheit, die 
sich auf der Suche nach ihnen 
in die CSSR verirrte, mit Hilfe 
der neuen Wunderwaffe und 
ihrer schon bekannten Frech­
heit aus den Klauen der Roten 
Armee und kehren als umju­
belte Helden in die USA zu­
rück. Die Moral von der Ge­
schieht’: Die Armee hat Platz 
für jeden, und gerad auch für 
die, die sich nicht beugen las­
sen wollen, denn wenn’s drauf 
ankommt, stehen sie ihren 
Mann besser als manch ande­
rer. Und für die Unterdrük- 
kung und Drill unterworfenen 
Soldaten hält der Film den ver­
söhnenden Ratschlag bereit: 
Tragt’s mit Fassung, dann 
kann’s auch Spaß machen.

Vom Kopfgeldjäger 
zum Kopfjäger

Ben Nelson ist von den Men­
schen enttäuscht. Obwohl er 
so freundlich war, in einer 
Kleinstadt einige Bankräuber 
für die Bewohner zu erschie­
ßen, lassen sie es ihn entgelten, 
daß er ihr Geld nicht gerettet 
hat. Krank und arm geworden, 
beschließt er, böse zu werden. 
Sein Vorsatz wird jedoch 
durchkreuzt.

Die junge Ladenbesitzerin, 
die er berauben will, ist die 
Güte ganz und gibt ihm alles 
freiwillig und zehn Dollar 
obendrein. Dies ermöglicht 
ihm, das schon gestohlene 
Pferd zurückzu führen. Der 
Besitzer, ein US-Marshal, er­
wischt ihn gerade noch. Nach



einem prüfenden Zwei kam pf 
stellt er ihn als Gehilfen ein.

Der Marshai betätigt sich als 
legaler Kopfgeldjäger. Obwohl 
Nelson dabei auch zu Geld 
kommt, ringt er um die Recht­
fertigung seiner Morde. Als sie 
bei ihrer Jägerei auf eine Grup­
pe Verfemter stoßen, die kurz 
davor sind, Gold wiederzufin­
den, das zusammen mit spani­
schen Soldaten in einem Berg 
beerdigt ist, setzt er sich von 
dem Marshai ab. Er gewinnt 
die Überzeugung, man sollte 
Verbrecher jagen, aber nicht 
ums Geld, sondern wegen des 
Schutzes der Gesellschaft. Er 
nimmt nichts von dem Gold, 
sondern schanzt es seiner Zu­
künftigen und den noch nicht 
umgebrachten Räubern zu 
zwecks Wiedergutmachung. 
Den toten Spaniern als den 
früheren Besitzern verspricht 
er ein standesgemäßes Begräb­
nis. Klar ist, daß die Nach­
kommen der Indianer, die den 
Spaniern ihr Ende bereiteten, 
indem sie einen Bergrutsch 
verursachten, als Eigentümer 
nicht in Frage kommen.

„Ein Western - das ist Ur­
tümlichkeit. Gerade in seiner 
Einfachheit und Schlichtheit 
spricht er alle Urelemente des 
menschlichen Daseins an.“ So 
urteilt G.F. Unger über sein 
Schaffen. Einfach in der Tat 
sind die Mittel, die er ge­
braucht. Nachdem er auf den 
ersten Seiten geklärt hat, wer 
die Guten und wer die Bösen 
sind, kann der Leser sich zur 
Ruhe setzen. Sehr schlichtes 
Präsens von vorn bis hinten er­
zeugt eine urige Spannungslo- 
sigkeit, bis das Ende der Ge­
schichte eben eintritt.
G.F. Unger. Schmutziger Lohn, We­
stern-Roman. Bastei-Lubbe-Taschen- 
buch Bd. 43 134, 4,80 DM.

Der deutsche Treck 
nach Texas

Das 1842 von deutschen Für­
sten begründete und von der li­
beralen Bourgeoisie lebhaft 
begrüßte Unternehmen, Texas 
als deutsche Kolonie zu ero­
bern, ist weithin unbekannt. 
1836/37 organisierten die ame­
rikanischen Siedler in der me­
xikanischen Provinz Texas den 
Aufstand und erklärten diesen 
Teil Mexikos für unabhängig. 
Die Widersprüche zwischen 
den Nord- und den Südstaaten 
verhinderten jedoch vorerst 
den Anschluß an die USA. Die 
deutsche Bourgeoisie erblickte 
die Möglichkeit, den „Expan­
sionsdrang der USA“ aufzu­
halten und „dem deutschen 
Gewerbefleiß neue Märkte,

dem deutschen Seehandel eine 
weitere Ausdehnung zu 
geben“. Nachdem erste Pläne, 
die damals noch mexikanische 
Provinz Kalifornien zu „kau­
fen“ und in eine deutsche Ko­
lonie zu verwandeln, fehlge­
schlagen waren, gründeten 25 
deutsche Landesfürsten am 
18.4.1842 den „Verein zum 
Schutz deutscher Einwanderer 
in Texas“ mit dem Ziel, die 
Ströme deutscher Auswande­
rer nach Nordamerika zu zen­
tralisieren und nach Texas zu 
lenken, wo man nach mehre­
ren Anläufen ein Gebiet von 
mehr als 3 Mio. Acres, das 
sind über 12140 km2, erwor­
ben hatte.

Klaus Groepers mit zahlrei­
chen Dokumenten ausgestatte­
te, leider jedoch unübersicht­
lich gegliederte kritische Dar­
stellung dieses Unternehmens 
geriet ihm allerdings zu einer 
moralischen Rechtfertigung 
des Kolonialismus. Er kritisiert 
das mangelnde „Interesse für 
koloniale Abenteuer“ auf Sei­
ten des preußischen Königs 
und der deutschen Landesfür­
sten und den Kleingeist, der 
schließlich das Texas-Projekt 
zum Scheitern verurteilt habe. 
Mindestens 1500 deutsche 
Auswanderer kamen um, von 
den übrigen erreichten nur die 
wenigsten das „deutsche Ge­
biet“, und dies, weil der Te­
xas-Verein lediglich 80000 
statt der erforderlichen mehre­
ren Mio. $ investiert habe. 
Und er kritisiert den mangeln­
den Kolonialisierungsgeist der 
deutschen Siedler, die sich, 
statt zu arbeiten, vom „Texas- 
Verein“ hätten aushalten las­
sen. Unerträglich ist jedoch 
vor allem die neo-koloniale 
Arroganz gegenüber den In­
dianern, von denen Groeper 
nur bedauert, daß sie nicht 
noch schneller und gründlicher 
ausgerottet wurden, als ge­
schehen.
Klaus Groeper, Im Winter brach der 
Regenbogen, Ullstein-Buch Nr. 20161, 
5,80 DM

Einwanderer gehen an L and

Schönh uber-Mem oiren
Erinnerung an die Waffen-SS — 
Neue-alte Kriegsziele
Franz Schönhuber, stellvertretender Chefredakteur beim Bayeri­
schen Rundfunk, hat seine Memoiren veröffentlicht: „Ich war 
dabei“. In diesem Buch beschreibt Schönhuber Erlebnisse als 
Freiwilliger der „Leibstandarte SS Adolf Hitler“, zu der er 1942 
als Zwanzigjähriger kam. Der Verlag trommelt für das Buch: 
„Kritisch, ungeschminkt und schonungslos gegen sich selbst, 
setzt sich Franz Schönhuber mit der Kriegs- und Nachkriegszeit 
auseinander. - ... die in ihrer Offenheit aufsehenerregende und 
zeitgeschichtlich brisante Autobiographie!“

Das Buch hat nach seinem Erscheinen heftige Wellen aufge­
worfen. Die „Deutsche Nationalzeitung“ hat es zum „Buch des 
Jahres“ erklärt und freut sich, daß ein „Repräsentant einer 
öffentlich-rechtlichen Anstalt“ der Wahrheit die Ehre gäbe. Der 
Vorstand des Bayerischen Journalistenverbandes (BJV) hat 
Schönhuber aufgefordert, den Ehrenvorsitz in dieser Organisa­
tion umgehend niederzulegen, und distanzierte sich nachdrück­
lich von Form und Absicht des Schönhuber-Buches. Der SPD- 
Vorsitzende Rothemund kritisiert, das Buch atme den Geist des 
Gestrigen, der nichts dazu gelernt hätte. Die Deutsche Journali­
stenunion (München) hat beantragt, das Buch auf die Liste der 
jugendgefährdenden Schriften zu setzen, weil es der Volksverhet­
zung Vorschub leiste und neonazistisches Gedankengut verbreite. 
Die Sprecher der in der IG Druck und Papier organisierten Jour­
nalisten fordern den Rücktritt Schönhubers als Abteilungsleiter 
des Bayerischen Rundfunks.

Schönhuber selbst erklärte, er denke nicht daran, den Ehren­
vorsitz des BJV niederzulegen, sein Buch nennt er „zustiefst anti­
faschistisch“, es habe das Ziel, „die Jugend vor solchen Situatio­
nen zu warnen und auf die Gefahren von rechts und links auf­
merksam zu machen“. Da er „dabei gewesen“ sei, könne er das 
besser als andere. Von seinen Vorgesetzten im Bayerischen Rund­
funk wird Schönhuber gedeckt. Der Intendant Vöth behandelt 
das Buch als Privatsache Schönhubers und hat jede Diskussion 
oder Stellungnahme in Rundfunk und Fernsehen unterbunden.

Tatsächlich ist es eine gezielte Provokation, wie Schönhuber in 
seinem Buch versucht, der SS ein Ehrenmal zu setzen. Die Unter­
drückung der Arbeiterklasse im eigenen Land, die Vernichtung 
ihrer Organisationen, die Vernichtung der Juden, der Überfall 
auf die Völker Europas, die gesamten Verbrechen des Hitlerfa- 
schismus kommen nicht vor oder werden beschönigt. Die auslän­
dischen Zwangsarbeiter erscheinen bei Schönhuber in Gestalt von 
Fremdarbeiterinnen einer Munitionsfabrik, die den SS-Freiwilli­
gen als Liebchen dienen. Über die „Beseitigung von Wider­
standsnestern“ auf Korsika berichtet Schönhuber: „Ich war wie 
im Rausch ... Ein fast sportlicher Ehrgeiz hatte mich ergriffen.“ 
Aber Schönhuber geht es nicht einfach darum, für die alte faschi­
stische Politik einzutreten. Er kritisiert die Kriegsführung und die 
„unkluge“ Besatzungspolitik der Hitlerarmeen. Er zitiert einen 
französischen Faschisten, Saint Loup: „Wir, die Krieger, haben 
nichts zu beweinen, außer jener großen Hoffnung eines faschisti­
schen Europas, die zum großen Teil von Hitler verraten wurde.“ 
Sein Kommentar: „Ich für meinen Teil will kein faschistisches 
Europa. Die historische Schuld und die Belastungen lassen diesen 
wohl auch nicht mehr zu. Niemand kann aber sagen, was damals 
aus dem europäischen Faschismus geworden wäre, hätte es den 
Nationalsozialismus nicht gegeben. Faschisten und Nazis sind 
nicht das Gleiche.“

Schönhubers Versuch, durch die Darstellung der SS als „die 
letzten echten Söhne des Kriegsgottes“ die „Ehre der deutschen 
Soldaten wiederherzustellen“, dient dem Ziel, den Waffendienst 
für imperialistische Expansionspolitik als Arbeit tapferer Männer 
darzustellen. Er will die alten Kriegsziele propagieren, nur eine 
geschicktere Bündnispolitik müßte gemacht werden. „Wie pol­
nisch war Breslau? . . . Ich habe in Breslau nie ein Wort polnisch 
gehört“, und er empört sich, daß solche Fragen als „Revanchis­
mus diffamiert“ werden. Die Ziele sind weit gesteckt: „Ich habe 
dieses Buch nicht zuletzt deshalb geschrieben, weil ich daran erin­
nern möchte, daß die europäische Erde von Moskau bis Süd­
frankreich die sterblichen Überreste von Waffen-SS-Männern 
deckt." An anderer Stelle: „Als Fazit bleibt für mich die Über 
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zeugung, daß die besten Elemente des Faschismus sich in diesen 
Divisionen schlugen . . . Geprägt waren sie von den demokrati­
schen Traditionen ihrer Herkunftsländer . .. strömten sie zu den 
Einheiten, um ihren Vaterländern einen besseren Platz bei der 
Neuordnung Europas zu sichern.“ „Wenn es sich auch als histo­
rischer Irrtum herausgestellt hat, so dachte ich doch daran, daß 
sich meine Kameraden als Bollwerk gegen den Bolschewismus 
verstanden haben und als eine Art NATO-Armee fühlten ...“

Das ist die Kernfrage, die Schönhuber in seinem Buch aufwirft: 
Wie die europäische Erde doch noch zu gewinnen wäre, wozu es 
dann wohl doch einer Truppe mit dem Charakter der Waffen-SS 
bedürfte. In seinem Vorwort schreibt er: ,,Im übrigen glaube ich, 
daß die sogenannte Vergangenheitsbewältigung erst jetzt 
beginnt.“ Es geht um die Ziele: „Die meisten der jungen franzö­
sischen SS-Freiwilligen verstanden sich als Weiße Garden, als 
große kämpferische Bewegung gegen den Kommunismus, und 
fühlten sich als Vorkämpfer eines .. . neuen Europas, in dem 
Frankreich ein gleichberechtigtes Mitglied sein sollte.“ Eine flä­
mische Faschistin läßt er sagen: ,,. .. wobei Deutschland die Rol­
le des primus unter pares (des Ersten unter Gleichen) spielen 
könnte . . . “
Schönhuber, Ich war dabei, Verlag Langen Müller, München/Wien 1981, 34 DM.

R eichstagsbran dprozeß
Kampf um bestehende Rechte 
gegen das reaktionäre Bündnis
Daß Konservative und Liberale mit faschistischen Kräften pak­
tierten, führte 1933 zur Machtübernahme des Hitler-Faschismus. 
Alt-Bundespräsident Theodor Heuss hat darüber in den sechziger 
Jahren ein Zeugnis abgelegt, aus dem ersichtlich ist, daß die Poli­
tiker, die zusammen mit Heuss 1933 der Deutschen Demokrati­
schen Volkspartei angehörten, Hermann Dietrich, Heinrich Lan- 
dahl, Ernst Lemmer, Reinhold Maier, und die später die F.D.P. 
bzw. die CDU mitbegründeten, sich geläutert zeigen, aber für sol­
che Schritte immer noch gut sind. Heuss:

,,Dcnn. das ist nun meine feste Überzeugung, das .Ermächtigungsgesetz4 hat für 
den praktischen Weitergang der nationalsozialistischen Politik keinerlei Bedeutung 
gehabt.“

Die Zustimmung zum Ermächtigungsgesetz am 23. März 1933 
war der parlamentarische Höhepunkt des sich immer weiter festi­
genden Bündnisses zwischen den verschiedenen reaktionären 
Kräften in Deutschland. Die Zustimmung zu dem Ermächti­
gungsgesetz ermöglichte den Faschisten, ein legales Terrorregime 
zu errichten auf Grundlage der Weimarer Verfassung. Die Er­
mächtigung der Reichsregierung, die Reichsgesetze zu beschlie­
ßen, war in der Verfassung vorgesehen. Die 94 SPD-Abgeordne­
ten stimmten als einzige gegen das Gesetz. Die KPD war bereits 
am 14. März verboten worden. Aber auch deren Stimmen hätten 
eine Zweidrittel-Mehrheit des reaktionär-faschistischen Bündnis­
ses mit 441 Ja-Stimmen nicht verhindern können.

Dieses Bündnis war nach dem Sturz der christlich-reaktionären 
Regierung Brüning 1932 binnen einem Jahr an die Macht gelangt. 
Die Regierungen von Papen und von Schleicher ließen den Fa­
schisten noch mehr Raum, mit ihrer SA Schritt um Schritt ein 
Terrorinstrument zu errichten. SPD und KPD kamen nicht zu ei­
nem gemeinsamen Programm, das die reaktionäre Einigungsbe­
wegung aufhalten und spalten konnte.

Die Regierung Adolf Hitler übernimmt am 30. Januar 1933 die 
Regierungsgeschäfte. Reaktionäre und konservative Minister 
stellen noch die Mehrheit. Die Terrormaßnahmen der Faschisten 
verstärken sich und ermöglichen der Regierung Hitler, ein 
Verordnungs- und Gesetzeswerk zu errichten, das inhaltlich die 
bürgerliche Demokratie zerschlägt. Der Reichstagsbrand am 
27.2. ist der terroristische Höhepunkt der Machtübernahme. Am 
Tatort wird der Holländer van der Lubbe festgenommen. Erst 
Tage später der leitende Funktionär der Kommunistischen Inter­
nationale Dimitroff. Zwei weitere bulgarische Kommunisten, Po­
poff und Taneff, sowie der KPD-Reichstagsabgeordnete Torgier 
werden wegen Reichstagsbrandstiftung verhaftet. In der Nieder­
schrift über die Ministerbesprechung vom 28. Februar sind die 
politischen Absichten Hitlers deutlich festgehalten:

..Der Reichskanzler führte aus, daß jetzt eine rücksichtslose Auseinandersetzung 
mit der KPD dringend geboten sei Der psychologisch richtige Moment für die Aus­
einandersetzung sei nunmehr gekommen. Es sei zwecklos, noch länger hiermit zu 
warten Die KPD sei zum Äußersten entschlossen. Der Kampf gegen sie dürfe nicht 

von juristischen Erwägungen abhängig gemacht werden. Nachdem die Brandstif­
tung im Rcichstagsgebäude sich ereignet habe, zweifle er nicht mehr daran, daß die 
Reichsregierung nunmehr bei den Wahlen 51°o erobern werde.“

Am gleichen Tag, eine Woche nach dem Reichstagsbrand, er­
läßt der Reichspräsident von Hindenburg die Verordnung zum 
„Schutz von Volk und Staat“:

„§ 1. Die Artikel 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 der Verfassung des Deut­
schen Reiches werden bis auf weiteres außer Kraft gesetzt. Es sind daher Beschrän­
kungen der persönlichen Freiheit, des Rechts der freien Meinungsäußerung, ein­
schließlich der Pressefreiheit, des Vereins-und Versammlungsrechts, Eingriffe in 
das Brief-, Post-, Telegraphen-und Fernsprechgeheimnis, Anordnungen von Haus­
suchungen und von Beschlagnahmen sowie Beschränkungen des Eigentums auch au­
ßerhalb der sonst hierfür bestimmten gesetzlichen Grenzen zulässig.“

In der Verordnung wird der Katalog von Verbrechen, auf die 
Todesstrafe steht, umfassend erweitert: bei Hochverrat, Giftbei­
bringung, Brandstiftung, Explosion, Überschwemmung, Beschä­
digung von Eisenbahnanlagen, gemeingefährlicher Vergiftung, 
die bisher mit lebenslangem Zuchthaus bestraft wurden. Todes­
strafe wird auch für schweren Aufruhr, schweren Landfriedens­
bruch und Freiheitsberaubung in begehender Absicht erlassen. 
Zahlreiche Kommunisten, Sozialisten und Sozialdemokraten 
werden festgenommen. Reichstagskandidaten, unter ihnen der 
Spitzenkandidat der KPD Ernst Thälmann, werden festgenom­
men. Die Faschisten erhalten bei den Reichstagswahlen am 5. 
März über drei Millionen Stimmen dazu und haben 43,9% der 
Stimmen. KPD und SPD verlieren 500000 Stimmen und kommen 
zusammen nur noch auf 30,5%. Zwar werten Sozialdemokraten 
und Kommunisten das Ergebnis als Erfolg, weil Hitler nicht die 
absolute Mehrheit erhält, aber die reaktionäre Einigungsbewe­
gung ist gestärkt, der faschistische Einfluß bestimmend.

Die Verteidigung im Reichstagsbrandprozeß, der am 21. Sep­
tember vor der IV. Strafkammer des Reichsgerichts in Leipzig be­
gann, ist politisch schwer zu führen, weil in den Monaten nach 
dem Ermächtigungsgesetz der „legale“ Spielraum zur politischen 
Verteidigung fast völlig beseitigt worden ist. Georgi Dimitroffs 
Verteidigung treibt einen Keil ins reaktionäre Lager. Ein Flug­
blatt, das man bei Dimitroff findet, wird von ihm im Prozeß ver­
fochten: Es enthält politische Festlegungen für die Bildung einer 
Einheitsfront von Kommunisten und Sozialdemokraten zur Spal­
tung des reaktionären Lagers. Das Flugblatt, eine Erklärung der 
Kommunistischen Internationale von Anfang März, bezieht sich 
auf eine Erklärung der Sozialistischen Arbeiter-Internationale 
(SAI) vom 19. Februar 1933, in der es heißt:

,.Gelingt es dem Faschismus in Deutschland, seine Macht zu behaupten und zu 
befestigen, dann gehen mit der deutschen Demokratie, mit der deutschen Republik 
die Ergebnisse eines halben Jahrhunderts proletarischen Klassenkampfes \eiloren 

. . . Wir rufen die deutschen Arbeiter, die Arbeiter aller Länder auf, angesichts der 
tragischen Gefahren, vor denen sie stehen, die gegenseitigen Angriffe ein/ustellen 
und zusammen gegen den Faschismus zu kämpfen. Die Sozialistische Arbeiter-Inter 
nationale war immer bereit, über solche Kampfgemeinschaft mit der Kommunisti­
schen Internationale zu verhandeln, sobald diese sich dazu bereit erklärt.“

Die Kommunistische Internationale erklärt in dem Flugblatt, 
das Dimitroff dem Gericht verliest:

„Mit Rücksicht darauf, daß kraft der Eigenart der Verhältnisse sowie der \ er- 
schiedenheit der vor der Arbeiterklasse in jedem einzelnen Lande stehenden konkre­
ten Kampfaufgaben ein Abkommen zwischen den kommunistischen und sozialde­
mokratischen Parteien zu bestimmten Aktionen gegen die Bourgeoisie am erfol­
greichsten im Rahmen einzelner Länder durchgeführt werden kann, empfiehlt die 
EKKI den kommunistischen Parteien der einzelnen Lander, an die Zentralvorstande 
der der SAI angehörenden sozialdemokratischen Parteien mit Vorschlägen über ge­
meinsame Aktionen gegen den Faschismus und gegen die Offensive des Kapitals her­
anzutreten. Doch den Verhandlungen zwischen den ein diesbezügliches Abkommen 
schließenden Parteien müssen die elementarsten Voraussetzungen des gemeinsamen 
Kampfes zugrunde gelegt werden. Ohne konkrete Aktionsprogramme gegen die 
Bourgeoisie wäre jegliches Abkommen zwischen den Parteien gegen die Interesen 
der Arbeiterklasse gerichtet.“

Auch wenn teilweise auf örtlicher Ebene schon gemeinsame 
Absprachen zwischen Kommunisten, Sozialdemokraten, Chri­
sten und bürgerlichen Kräften bestehen, so ist dies auf übergeord­
neter Ebene nicht anzutreffen. Erst durch den Reichstagsbrand­
prozeß und die Einheitsfrontpolitik Dimitroffs kommt dies in Be­
wegung. Dimitroff geht es vor allem um „konkrete Aktionspro­
gramme“ zur Verteidigung von Rechten der Arbeiter, die die 
kommunistischen und sozialdemokratischen Parteien schließen 
müssen. Da die SAI in ihrer Erklärung von der Verteidigung der 
„Ergebnisse eines halben Jahrhunderts proletarischen Klassen­
kampfes“ spricht, sind Fortschritte der Einheitsfront möglich.

Im Reichstagsbrandprozeß verteidigt sich Dimitroff auf der 
Grundlage der gemeinsamen Absicht, noch bestehende oder zu­
mindest formal bestehende Rechte der Arbeiterklasse und des 
Volkes zu verteidigen. Dimitroff weist dem Gericht und den fa­
schistischen Machthabern nach, wie sie die geringsten Rechte mit 
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Füßen treten und eine offene Terrordiktatur errichten. Diese 
Prozeß führung ist nicht nur wegen der fehlenden Beweise gegen­
über Dimitroff realistisch, sondern weil es gilt, die bestehenden 
Differenzen zwischen Konservativen, Liberalen und Faschisten 
im reaktionären Lager zum Aufbrechen zu bringen. Als die 
Reichsminister und NSDAP-Spitzen Göring und Goebbels als 
Zeugen vor dem Gericht erscheinen, kann ihnen Dimitroff durch 
Fragen die offene, willkürliche, gegen das Volk gerichtete Beseiti­
gung bestehender Rechte nachweisen. Die ganze Spannung kann 
man nur beim Studium der Zeugenvernehmungen erfahren. Hier 
aber einige Anhaltspunkte für die Prozeßführung Dimitroffs: 
Nachdem Dimitroff Göring in der Vernehmung nachweist, daß 
Göring in einem Presseinterview davon sprach, daß van der Lüb­
be ein Parteimitgliedsbuch bei sich getragen haben soll, und dies 
den offensichtlichen Tatsachen nicht entspricht, stellt Dimitroff 
die Frage:

Dimitroff: „Nachdem Sie als Ministerpräsident und Innenminister die Erklärung 
abgegeben hatten, daß die Kommunisten die Brandstifter seien, daß die Kommuni­
stische Partei Deutschlands mit Hilfe von van der Lubbe, als ausländischem Kom­
munisten, das gemacht habe, mußte da nicht diese Ihre Einstellung für die polizeili­
che Untersuchung und weiterhin für die richterliche Untersuchung die bestimmte 
Richtung festlegen und die Möglichkeit ausschalten, andere Wege zu suchen und die 
richtigen Reichstagsbrandstifter ausfindig zu machen?“

Göring: „Gesetzlich ist für die Kriminalpolizei von vornherein die Anweisung 
lest gelegt, daß sie bei allen Verbrechen ihre Untersuchungen in jeder Richtung vor- 
zut reiben hat, gleichgültig, wohin sie führen, überall, wo Spuren sichtbar werden. 
Ich selbst aber bin nicht Kriminalbeamter, sondern verantwortlicher Minister, und 
für mich war es deshalb nicht so wichtig, den einzelnen kleinen Strolch festzustellen, 
sondern die Partei, die Weltanschauung, die dafür verantwortlich war. Die Krimi­
nalpolizei wird allen Spuren nachgehen, beruhigen Sie sich. Ich hatte nur festzustel­
len: Ist das Verbrechen außerhalb der politischen Sphäre begangen worden oder ist 
c'' ein politisches Verbrechen. Für mich war es ein politisches Verbrechen und eben­
so war es meine Überzeugung, daß die Verbrecher in Ihrer (zu Dimitroff} Partei zu 
suchen sind. (Schüttelt die l auste gegen Dimitroff und schreit) Ihre Partei ist eine 
Partei von Verbrechern, die man vernichten muß! Und wenn die richterliche Unter­
suchung sich in dieser Richtung hat beeinflussen lassen, so hat sie nur in der richti­
gen Spur gesucht.“

Goebbels wird über die politische Situation und die Ziele der 
Nationalsozialisten befragt:

Dimitroff: ..Meine Ankläger behaupten, daß durch den Reichstagsbrand eine ge­
waltsame Änderung der deutschen Verfassung erreicht werden sollte. Ich frage, wel­
che Verfassung am 30. Januar und am 27. Februar in Deutschland herrschte?“

Goebbels: „Es herrschte die Verfassung von Weimar. Ob sie gut oder schlecht 
war. ist belanglos. Aber sie war legal, und wir haben sie anerkannt. Die Änderungen 
wollten wir nicht den Kommunisten überlassen, sondern wir haben sie uns selbst 
Vorbehalten. Die bereits vorgenommene Verfassungsänderung hielt ich für ungenü­
gend.“

Dimitroff führt den Nachweis, daß die Nationalsozialisten die 
Abschaffung der bürgerlichen Demokratie zum Ziel haben und 
daß der Reichstagsbrand den Faschisten den Vorwand gibt, ein 
faschistisches Terrorregime zu errichten. Im Prozeß kommt die 
unmittelbare Kritik am Ermächtigungsgesetz zu kurz. Auch wenn 
Dimitroff, Popoff, Taneff und Torgier mangels Beweisen freige­
sprochen werden, so wird van der Lubbe zum Tode verurteilt. 
Nach der faschistischen Auflösung des Reichstages durch das Er­
mächtigungsgesetz wird eine Woche später ein Reichsgesetz erlas­
sen, das beinhaltet, daß die Verordnung des Reichspräsidenten 
zum ,,Schutz von Volk und Staat“ nicht erst bei ihrer Verkün­
dung in Kraft tritt, sondern bereits schon für die Zeit vom 31. Ja­
nuar bis zum 28. Februar gilt - also auf die Angeklagten ange­
wandt werden kann.

Das Urteil selber geht noch weiter, indem es davon spricht, 
,,daß die Mittäter van der Lübbes in den Kreisen der KPD zu su­
chen sind“ und daß die KPD ,,Urheber“ des Reichstragsbrands 
ist.

Dimitroffs Prozeßführung hat einen Keil ins reaktionäre Lager 
getrieben, aber zu einem Zeitpunkt, wo die unumschränkte fa­
schistische Machtergreifung und das Wegfällen jeglicher Formen 
der Legalität bereits weit fortgeschritten sind. 1935 billigt der VII. 
Weltkongreß der Kommunistischen Internationale Dimitroffs 
Bericht: „Die Offensive des Faschismus und die Aufgaben der 
Kommunistischen Internationale im Kampf für die Einheit der 
Arbeiterklasse gegen Faschismus“. Dieser Bericht beruht auf den 
Erfahrungen im Reichstagsbrandprozeß vor dem Leipziger 
Reichsgericht.

Quellen: Dimitroff. Georgi. Reichstagsbrandprozeß. Dokumente. Briete und Aulzeichungen. 
Berlin 1978; Dimitroff, Georgi. Arbeiterklasse gegen den Faschismus, Bericht vom 2.8.1935 an 
den VII. Weltkongreß der Kommunistischen Internationale; Heuss. Theodor, Die Machtergrei­
fung und das Ermächtigungsgesetz. Stuttgart 1967; Sekretariat der Sozialistischen Arbeiter 
Internationale. Internationale Informationen für Pressezwecke. Zürich 20.2 1933; Ktihnl, Rem 
hard. Der deutsche Faschismus in Quellen und Dokumenten. Köln 1975. Ursachen und f olgen. 
Vom deutschen Zusammenbruch 1918 und 1945 bis zur staatlichen Neuordnung Deutschlands in 
der Gegenwart. Band 8 und 9. Berlin 1958

,,Humanisierung des Arbeitslebens“
IG Metall enttäuscht über 
Erfahrung mit Aktionsprogramm
Das Bundesministerium für Forschung und Technologie erklärte 
im November stolz, „das Programm ,Forschung zur Humanisie­
rung des Arbeitslebens4 hat bereits wichtige Ergebnisse 
gebracht“. Als Beleg dafür brachte es eine neue Broschüre heraus: 
„Fortschritt durch Forschung“ und faßte zusammen: „Entwick­
lung und Erprobung beispielhafter Arbeitsbedingungen, das ist 
das Ziel des Programms.“ Entgegen den Erfolgsverlautbarungen 
des Bundesministers stellte das Vorstandsmitglied der IG Metall 
Karl-Heinz Janzen auf einer Arbeitsschutztagung am 4. Januar 
fest: Die Erfahrungen der IG Metall mit dem Aktionsprogramm 
„Humanisierung des Arbeitslebens“ sind enttäuschend. Es habe 
den Arbeitern nur sehr wenig gebracht.

Für 800 Projekte hat die Regierung rund 600 Millionen DM im 
Rahmen des „Humanisierungsprogramms“ bisher gezahlt. Als 
das „Humanisierungsprogramm“ 1974 begann, stand auf dem 
Programm der Kapitalisten, die Produktion zu beschleunigen, 
die Produktionsmittel zügig und umfassend zu erneuern und in 
diesem Zusammenhang die gesteigerte Ausbeutung der Arbeits­
kraft wirksam zu entwickeln. Sie ließen Untersuchungen darüber 
durchführen, wie die Arbeitsbedingungen verändert werden 
mußten, um die geforderte Leistungssteigerung durchzusetzen. 
Die Kapitalisten entwickelten neue Arbeitsformen, „um betrieb­
liche Probleme zu lösen, die sich aus den Schwierigkeiten bzw. 
Grenzen der Nutzung von Arbeitskraft ergeben.“ „Die betriebli­
chen Interessen an der Gestaltung neuer Arbeitsformen .. . rich­
ten sich zentral auf die Erweiterung der abgeforderten Leistung“, 
ist die knappe Zusammenfassung aus einem Forschungsbericht 
im Auftrag des Ministeriums, der im Oktober 1981 veröffentlicht 
wurde. „Die Nähe vieler Projekte des Programms zu Rationali­
sierungsmaßnahmen“ hatte der DGB-Bundeskongreß 1978 in 
dem angenommenen Antrag 31 kritisiert.

Eines der größten Projekte wurde bei VW Salzgitter in der Mo­
torenmontage durchgeführt und 1978 abgeschlossen. Die Erfah­
rungen der Arbeiter widersprechen den schöngefärbten Behaup­
tungen des Ministeriums. Die IG Metall hatte beteiligte VW-Ar- 
beiter befragt, veröffentlicht in „Gewerkschafter“ 1/77. Anstelle 
der Montage an Fließbändern montierten in „Montagenestern“ 
Gruppen von Arbeitern die Motoren komplett zusammen. „Da­
bei entstand der Eindruck, daß es bei diesem Versuch . . . um die 
Einführung von Einzelakkord geht . . . Die Werkleitung will of­
fensichtlich durch die Einführung einer Pensumsvorgabe für eine 
Woche die Leistungen weiter erhöhen.“ Der „Gewerkschafter“ 
vermutete nicht zu Unrecht: „Daß sich die Volkswagen AG mit 
Steuergeldern die Möglichkeit schafft, Kleinserien für An- und 
Auslaufmodelle flexibel zu produzieren.“

Bei „Humanisierungsprojekten“ hat der DGB durchgesetzt, 
daß der Betriebsrat und Gewerkschaften informiert werden müs­
sen und Anhörungsrechte haben. Die Rechte sind begrenzt, sie 
sind kein wirksames Mittel, um gegen die Auswirkungen der Ra­
tionalisierung zu kämpfen. Der DGB hat daher auf dem Kongreß 
1978 gefordert, daß das Betriebsverfassungsgesetz geändert wer­
den muß und die „Mitbestimmung in allen Fragen der Arbeitsor­
ganisation und der Arbeitsgestaltung“ sichergestellt wird.

Oft lief neben dem Projekt eine „Begleitforschung“ einher, 
die die „sozialen Auswirkungen“ untersuchen sollte, so z.B. Ent­
lassungen aufgrund der geplanten Produktionsänderung, Herab­
gruppierung, Einwirkungsmöglichkeiten der Vertretungsorgane 
der Belegschaften. Einen Teil dieser Untersuchungen konnten 
Gewerkschaften und Betriebsräte verwenden, w'enn sie die Forde­
rungen für Betriebsvereinbarungen festlegten. Daß diese Begleit­
forschung beseitigt wird, forderte die CDU/CSU-Fraktion letz­
ten Oktober im Bundestag: „Keine ideologischen Wunsch Vorstel­
lungen, wertfreie Orientierung am Menschen“. Die CDU forder­
te dringlich, daß das Job-Sharing endlich untersucht werden müs­
se zwecks „humanerer Arbeitswelt“. Vor kurzem wurden die 
Untersuchungsergebnisse bekannt: Bei Job-Sharing können die 
Kapitalisten bis zu 30% mehr Leistung herausholen. Im Novem­
ber hat das Forschungsministerium angeordnet, daß die Begleit - 
forschung nur noch über Themen gehen dürfe, die vorher mit der 
Firmenleitung schriftlich vereinbart wurde.
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Bericht über die Lohnstichprobe 
metallverarbeitende Industrie
Die Summe der Bewegungen der Löhne und Gehälter kann sehr große 
Unterschiede im Einzelnen unsichtbar machen. Da der Lohnabhängige 
von seinem Lohnergebnis leben muß, bildet sich sein erster, starker, 
spontan prägender Eindruck von der Lohnsituation natürlich entspre­
chend der Bewegung seiner persönlichen Lohnposition. Um von diesen 
Bewegungen eine nähere Vorstellung zu bekommen, haben wir eine 
Lohnumfrage durchgeführt. Der Unterschied zu öffentlich zugänglichen 
Daten ist systematisch. Neben anderem haben wir nach dem effektiven 
Bruttoverdienst Juli 1980 und Juli 1981 gefragt und waren bei der Aus­
wertung in der Lage, Einzelbewertungen festzuhalten. In der öffentlich 
zugänglichen Statistik wirkt sich z.B. der Effekt von Lohngruppenwech­
seln nicht eindeutig aus. Der Lohnabhängige wandert in die nächsthöhere 
Leistungsgruppe, wird dort einer verrentet und an seinem Herkunftsort 
eine junge Arbeitskraft eingestellt, würde sich statistisch vielleicht gar 
nichts ändern, unser Mann indes hätte seine persönliche Lohnposition 
um vielleicht 15% verbessert, auch dann, wenn die Inflation 7% betragen 
hat und die Bewegung der Lohndurchschnitte in den Leistungs- und Ta- 
rifgruppen bloß 5% ausmacht. Deswegen also diese besondere Umfrage. 
Was hat sie ergeben?

1. ) Rund 150 Umfragezettel mit jeweils 17 Einzelangaben sind einge­
gangen. Der nachgewiesene Effektivlohn lag im Durchschnitt erheblich 
unter dem in der Effektivlohnstatistik ausgewiesenen. Im Gesamtdurch- 
schnitt erzielten die Teilnehmer an unserer Stichprobe 85,5%, bei den 
Männern 89%, bei den Frauen 94%. Daß der Gesamtdurchschnitt stär­
ker abweicht als bei Frauen und Männern im Einzelnen erklärt sich aus 
der überdurchschnittlichen Beteiligung von Frauen. Sie stellten an der 
Stichprobe einen Anteil von knapp 40%, im Durchschnitt der Metallver­
arbeitenden Industrie jedoch bloß 21,5%. Durch Anpassung der Ge- 
wichtsanteile nach weiblichen und männlichen Angestellten und Arbei­
tern würde sich eine erhebliche Annäherung der Stichprobe an die veröf­
fentlichten Daten erreichen lassen. Vorderhand haben wir es für die 
Schaubildreihe 1 mit einem Vergleich der Verteilung der Stichprobe mit 
der Verteilung, die sich aus der Effeklivlohnslaiistik ergibt, bewenden 
lassen. Der Vergleich la/lb zeigt deutlich genug die strukturelle Ähnlich­
keit, die Berechnung lc zeigt, daß die Abweichung systematisch ist, die 
Beteiligung im Bereich der Niedriglöhne ist 120-180%, im ^Bereich höhe­
rer Einkommen nur noch zwischen 80% und 40%. Diese systematische 
Abweichung ist zurückzuführen auf die Personen, die die Umfrage durch­
geführt haben - sie sind Kommunisten und finden bei höheren Ange­
stellten weniger Resonanz —, und auf den Gegenstand der Umfrage, 
denn der ist interessanter für die, die weniger verdienen.

2. ) Wir haben sodann berechnet, welche Lohn- und Gehaltsverände­
rung über den Lohnklassen stattgefunden hat. Wir haben die Geldsum­
me, die 1981 in der jeweiligen Lohnklasse verdient wurde, verglichen mit 
der Geldsumme, die von denselben Personen ein Jahr vorher erzielt wur­
de. Dieser Lohndrift ist in der Schaubildreihe 2 dem Lohndrift gegen­
übergestellt, der sich aus der Effektivlohnstatistik unter der Annahme 
gleichbleibender und gleich tarifierter Tätigkeit ergibt. Es ergibt sich ein 
total verschiedenes Bild. Der bei unserer Stichprobe im Durchschnitt al­
ler Fälle erzielte Lohnfortschritt macht fast 10% aus, aus der Effektiv- 
lohn st al ist i k ergeben sich unter 5%. Wie geht das zu?

3. ) Das Durchschnittsalter der Teilnehmer an der Stichprobe liegt - 
wahrscheinlich erheblich - unter dem Durchschnittsalter der Beschäftig­
ten in der metallverarbeitenden Industrie. Es liegt insgesamt bei 31 Jah­
ren, bei den Männern bei nicht ganz 32 Jahren, bei den Frauen bei nicht 
ganz 30 Jahren. In der Schaubildreihe 3 läßt sich sehen, wie sich über den 
Lohnklassen der Altersdurchschnitt darstellt. Hieraus (und die Lebenser­
fahrung bestätigt das) ergibt sich: Mit dem Altern geht, jedenfalls in der 
ersten Lebenshälfte allgemein, ein gewisser Lohnfortschritt Hand in 
Hand. Bei Frauen ist damit früher Schluß als bei Männern. Die Erset­
zung von teureren Arbeitskräften durch billigere stellt sich wahrschein­
lich sehr oft als Ersetzung von älteren Lohnabhängigen durch jüngere 
dar. Eine besondere Schönheit des ganzen Entlohnungssystems erschließt 
sich. Stellt man sich dermaßen tarifierte industrielle Arbeit ohne Beschäf- 
tigungsschwankungen vor, so wäre möglich, daß Jahr für Jahr jeder Ein­
zelne mehr verdient und die Kapitalisten trotzdem Jahr für Jahr weniger 
bezahlen müssen. Ein junger Arbeiter erhalle eine ausgesprochene Fach­
arbeit. Er verdient mehr als vorher, aber weniger als der Mann, den er er­
setzt und der-Z.B. verrentet wird. Man versteht plötzlich recht gut, was 
sich so alles mit der Forderung nach Tarifrente verbinden läßt.

Die Senkung der Kaufkraft der Tarife trifft hiernach mit aller Wahr­
scheinlichkeit vor allem bei Arbeitern und Angestellten mittleren und hö­
heren Alters mit direktem persönlichen Lohnverlust zusammen. Eine ge­
nauere Untersuchung der Lebenslage jener Generation wird erforderlich 
sein. Nebenbei erklärt sich, wieso die Gewinnung jüngerer Lohnabhängi­
ger für gewerkschaftliche Organisierung und gewerkschaftlichen Kampf 
m) einfach nicht ist und oft ein hohes Maß an Überblick verlangt, auf den 
daneben Arbeitenden, auf die Zukunftsaussichlen.

Zu den Schaubildern:
la) Verteilung Beschäftigte Investitionsgüterindustrie nach Ef­
fektivlöhnen Juli 80 (Rasterpunkte) und Juli 81 (Balkenkreuze). 
Linke Skala: Promille der Grundgesamtheit (80: 3,81 Mio.; 81: 
3,75 Mio.)
lb) Verteilung der Lohnstichprobe metallverarbeitende Industrie 
nach Effektivlöhnen Juli 80 (Rasterpunkte) und Juli 81 (Balken­
kreuze). Linke Skala: Promille der Grundgesamtheit
lc) Quotient aus der Belegung der Lohnklassen der Stichprobe 
zur Belegung der Lohnklassen nach der Effektivlohnverteilung 
Investitionsgüterindustrie. Juli 80 (Rasterpunkte) und Juli 81 
(Balkenkreuze). Skala: Quotient (100= 1)
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2a) Lohndrift Investitionsgüterindustrie von Juli 80 auf Juli 81 
nach Lohnklassen (in %, rechte Skala). Balkenkreuze: Lohn­
drift; Rasterpunkte: Effektivlohnverteilung Investitionsgüterin­
dustrie Juli 81.

2b) Lohndrift Lohnstichprobe metallverarbeitende Industrie Juli 
80 auf Juli 81 nach Lohnklassen (in %, rechte Skala). Balken­
kreuze: Lohndrift; Rasterpunkte: Effektivlohnverteilung Stich­
probe Juli 81.

2c) Lohndrift Lohnstichprobe (Balkenkreuze) und Lohndrift In­
vestitionsgüterindustrie (Rasterpunkte) von Juli 80 auf Juli 81.

3a) Durchschnittsalter (Balkenkreuze) der weiblichen Umfrage­
teilnehmer, verteilt über den Lohnklassen. Unterlegt die Vertei­
lung ihrer Effektivlöhne. Rechte Skala: Alter; linke Skala: Fälle 
pro Lohnklasse x 100.
3b) Durchschnittsalter (Balkenkreuze) der männlichen Umfrage­
teilnehmer, verteilt über den Lohnklassen. Unterlegt die Vertei­
lung ihrer Effektivlöhne (Rasterpunkte). Rechte Skala: Alter; lin­
ke Skala: Fälle pro Lohnklasse x 100.
3c) Durchschnittsalter aller Umfrageteilnehmer (Balkenkreuze) 
unterlegt die Verteilung (Rasterpunkte) der gesamten Stichprobe 
nach Effektivlöhnen Juli 81. Rechte Skala: Alter; linke Skala 
Fälle pro Lohnklasse x 100.
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Im nächsten Heft

,,Ostpolitik“
So oder so: die BRD-Imperialisten wollen die Ernte einholen

Die NATO ist über die Politik 
gegen die UdSSR und Polen 
zerstritten: Die USA wollen 
der BRD einen Riegel vor Ost­
politik und -geschäft schieben. 
Auch die CDU/CSU ist 
scheint’s gegen den „weichen 
Kurs“ der Regierung. Wo die 
einen in der Stille das Geschäft 
abwickeln und die Einmi­
schung erproben, fordern die 
anderen offene Erpressung 
und unverhohlene Einmi­
schung. Ergebnis: Die Ge­
schäfte laufen, Revanchismus 
wird wieder gesellschaftsfähig.

US-Sozialversicherungssystem
Kapitalisten fordern Aufhebung 
jeglichen Versicherungsschutzes
Wenn es nach den Plänen dc 
US-Kapitalisten und der Rea­
gan-Regierung geht, dann wa­
ren die grausamen Kürzungen 
der Sozialausgaben im letzten 
Sommer erst der Anfang einer 
,,Generalüberprüfung des So­
zialversicherungssystems“. 
Schon hat die Regierung neue 
Kürzungen angekündigt, dies­
mal bei den staatlichen Ren­
tenversicherungen und der Ge­

sundheitsversicherung für die 
Alten. Sowieso ist in keinem 
anderen imperialistischen 
Land der Versicherungsschutz 
so erbärmlich wie in den USA. 
So gibt es nur in fünf der 52 
Bundesstaaten eine gesetzliche 
Krankenversicherung. Die 
meisten Versicherungsrechte 
der Lohnabhängigen sind bis­
her nur in Tarifverträgen fest­
gehalten.

Krankenpflege
Auswirkungen der Kostendämpfungspolitik

In kaum einem Krankenhaus 
kann das Pflegepersonal heute 
einen Patienten „bei der 
Durchführung jener Handlun­
gen unterstützen, die zur Ge­
sundheit oder zur Wiederher­
stellung (oder zu einem friedli­
chen Tod) beitragen, die er 
selbst ausführen würde, wenn 
er über die erforderliche Kraft, 
den Willen und das Wissen 
verfügte.“ (aus: Henderson, 
Grundregeln der Krankenpfle­

ge). Die Auswirkungen der 
Kostendämpfungspolitik ha­
ben die Hoffnung vieler Kran­
kenschwestern, daß mit dem 
Fortschritt der medizinischen 
Wissenschaft und durch den 
Einsatz technischer Hilfsmittel 
und Einwegmaterial in den 
Krankenhäusern die eigentli­
che Krankenpflege verbessert 
wird bzw. mehr Zeit für sie da 
ist, bitter enttäuscht. Dazu Be­
richte aus Hamburg.

Frankreich
Im Lande (der Region) leben, entscheiden, arbeiten!
Unter dieser Forderung de­
monstrierten unter Giscard im­
mer wieder Tausende, um ge­
gen Monopolisierung und 
Stärkung des zentralisierten 
staatlichen Gewaltapparates zu 
protestieren. Ökonomische, 
politische und kulturelle Ent­
scheidungsbefugnisse für Re­
gionen und Kommunen sowie 
Kontrollrechte der Gewerk­
schaften wurden verlangt. Ent­
spricht der Gesetzent wurf über 
die Dezentralisierung diesen 
Wünschen?
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